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Bundestag und Bundesrat: Neuer Tankrabatt ab dem 01.10.2026 

Am 25.09.2026 haben Bundestag und Bundesrat erneut einen sog. Tankrabatt final beschlossen. 

Die Koalitionsfraktionen im Bundestag hatten die Regelungen zum Tankrabatt als Änderungsan-

trag in den Entwurf des Versicherungs-Sanierungs-Abwicklungs-und-Aufsichtsänderungs-Geset-

zes (VSAAG) eingefügt. Auf Bitten des Bundestages hat der Ständige Beirat des Bundesrats zuge-

stimmt, den Gesetzesbeschluss des Bundestags unter Verzicht auf die üblichen Fristen schon in 

der Plenarsitzung des Bundesrats am 25.09.2026 zu beraten.  

Das Gesetz sieht vor, die Energiesteuersätze für Diesel und Benzin um jeweils 14,04 Cent je Liter 

zu senken. Einschließlich des darauf anfallenden Umsatzsteueranteils ergibt sich daraus eine Ent-

lastung von bis zu 17 Cent brutto pro Liter. Die Maßnahme ist befristet für den Zeitraum vom 

01.10.2026 bis zum 31.12.2026. Nach Angaben der Bundesregierung würden Verbraucherinnen 

und Verbraucher sowie die Wirtschaft damit insgesamt um rund 2,5 Mrd. Euro entlastet. Bund 

und Länder trügen die geplanten Entlastungen gemeinsam. Die Länder sollen dazu über einen 

Umsatzsteuerfestbetrag einen Beitrag in Höhe von 1,25 Mrd. Euro leisten. 

Der erneute Tankrabatt wurde im Bundestag mit den negativen wirtschaftlichen Folgen des Iran-

Krieges begründet. Sie zeigten sich weiterhin insbesondere in den gestiegenen Kraftstoffpreisen. 

Die Preise hätten zuletzt deutlich höher als noch im Sommer gelegen. Die hohen Kosten für Ben-

zin und Diesel belasteten Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft, insbesondere im Hand-

werk und in der Logistikbranche. Das zeitweise Absenken der Steuern soll die negativen Auswir-

kungen des Preisschocks abdämpfen.  

 

Bundesrat: Stellungnahme zum Regierungsentwurf des Jahressteuergesetzes 2026 (JStG 2026) 

Bereits am 26.05.2026 hatte das BMF den Referentenentwurf eines Jahressteuergesetzes 2026 

(JStG 2026) veröffentlicht (vgl. TAX WEEKLY # 17/2026). Das Bundeskabinett hat den Regierungs-

entwurf dieses Gesetzes am 13.08.2026 beschlossen (vgl. ausführlich zu Inhalten des Regierungs-

entwurfs TAX WEEKLY # 26/2026).  

Am 25.09.2026 hat nun der Bundesrat seine umfangreiche Stellungnahme zu dem Regierungsent-

wurf abgegeben. Hervorgehoben seien hieraus insbesondere die folgenden Forderungen des 

Bundesrats: 

› Zur Vereinfachung der Rechtsanwendung soll § 15a EStG durch eine wirtschaftsjahrübergrei-

fende Ermittlung des Verlustausgleichsvolumens aufgrund von Einlagen grundlegend verein-

facht werden (sog. Kapitaleinlagemodell). Gleichzeitig soll dabei aber der Verlustausgleich auf-

grund bestehender Außenhaftung im Sinne des § 171 HGB abgeschafft werden. 

› Der Grenzwert für die Sofortabschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter in § 6 Abs. 2 EStG 

soll auf 1.200 Euro erhöht und gleichzeitig der sog. Sammelposten bzw. die Poolabschreibung 

nach § 6 Abs. 3 EStG abgeschafft werden. 

› Durch Ergänzung von § 6 Abs. 3 EStG um einen neuen Satz 4 soll eine Übertragung von Betrie-

ben oder Teilbetrieben unter Vorbehaltsnießbrauch steuerneutral möglich sein. Als Reaktion auf 

das diesbezügliche BFH-Urteil vom 29.01.2025 (X R 35/19) soll damit die bisherige Verwaltungs-

auffassung wiederhergestellt werden. 

› Zukünftig sollen Absetzungen für Abnutzung nach einer kürzeren als der typisierten Nutzungs-

dauer nur vorgenommen werden können, wenn das Gebäude bereits im Zeitpunkt seiner Fertig-

stellung eine kürzere Nutzungsdauer hat (§ 7 Abs. 4 Satz 2 EStG-E). 
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› Bei der Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen Schwesterpersonengesellschaften soll in 

§ 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 4 EStG für alle nach dem 31.12.2026 stattfindenden Übertragungen auf die 

identische Beteiligungshöhe derselben Mitunternehmer verzichtet und eine Erweiterung um die 

Übertragung gegen Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten erfolgen. 

› Die Rückbeziehung von Earn-Out-Zahlungen zum Veranlagungszeitraum der Veräußerung soll in 

Reaktion auf das diesbezügliche BFH-Urteil vom 09.09.2023 (IV R 9/21) geregelt werden (§ 16 

Abs. 2 Satz 4 EStG-E und § 17 Abs. 2 Satz 4 EStG-E). Aus Vertrauensschutzgründen soll die Neu-

regelung erstmals für Besteuerungstatbestände der §§ 16 und 17 EStG anzuwenden sein, die 

nach dem 31.12.2026 eintreten. 

› Durch Streichung des § 37 Abs. 3 Satz 5 EStG soll die Begünstigung für nicht entnommene Ge-

winne nach § 34a EStG bereits bei der Festsetzung der Vorauszahlungen berücksichtigt werden 

können. 

› Durch einen neu eingefügten § 8c Abs. 1 Satz 9 KStG soll klargestellt werden, dass neben lau-

fenden Verlusten und Verlustvorträgen, insbesondere nach § 10d EStG, auch Verluste nach § 2a, 

§ 15 Abs. 4, § 15a und § 15b EStG sowie vergleichbare Verluste zu den Verlusten nach § 8c 

Abs. 1 Satz 1 KStG gehören. 

› Der Mindesthebesatz für die Gewerbesteuer soll ab 01.01.2027 von 280 % auf 300 % angehoben 

werden (§ 16 Abs. 4 Satz 2 GewStG-E). 

Auch der Plenarantrag von Hessen fand eine Mehrheit. Danach ist der Bundesrat der Auffassung, 

dass es neben den im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Regelungen weiterer struktureller Ände-

rungen im Steuerrecht bedarf. Er bittet daher das BMF, in Zusammenarbeit mit den Ländern je-

weils ein Maßnahmenpaket   

› zu Strukturmaßnahmen im Unternehmensteuerbereich und   

› zur Vereinfachung und zum Bürokratieabbau (Vereinfachung, Typisierung, Pauschalierung und 

Digitalisierung)   

zu erarbeiten und entsprechende Gesetzentwürfe zeitnah vorzulegen. 

Es bleibt nun abzuwarten, ob und inwieweit der Bundestag die vom Bundesrat geforderten Rege-

lungen in das Gesetz aufnimmt. Der Bundestagsbeschluss in 2./3. Lesung ist dem Vernehmen 

nach am 13.11.2026 geplant. 

 

BMF: Ansatz und Bewertung von Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG für Versorgungszusa-

gen, die von künftigen Ereignissen wie der Wertentwicklung zugrunde liegender Wertpapiere 

abhängen 

Mit BMF-Schreiben vom 17.09.2026 setzt die Finanzverwaltung die Grundsätze des BFH-Beschlus-

ses vom 04.09.2024 (XI R 25/21, vgl. hierzu TAX WEEKLY # 4/2025) zur steuerlichen Behandlung 

wertpapiergebundener Pensionszusagen um. Danach sind Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG 

auch dann zu bilden, wenn die spätere Versorgungsleistung von der Wertentwicklung bestimm-

ter Fonds, Wertpapiere oder einer fondsgebundenen Rückdeckungsversicherung abhängt. Die 

Finanzverwaltung gibt damit ihre bisher im BMF-Schreiben vom 17.12.2002 vertretene restriktive 

Sichtweise auf, wonach Pensionsrückstellungen nur insoweit gebildet werden können, als der 

Versorgungsanspruch auf einer garantierten Mindestleistung beruht.  



T A X  W E E K L Y  

# 2 9  |  2 5 . 0 9 . 2 0 2 6  

Seite 4 von 9 

 

Der BFH hatte mit o.g. Beschluss vom 04.09.2024 entschieden, dass Pensionsrückstellungen nach 

§ 6a EStG auch für Pensionszusagen zu bilden sind, die einen rechtsverbindlichen Anspruch auf 

Versorgungsleistungen bei Eintritt des Versorgungsfalls unter der aufschiebenden Bedingung ein-

räumen, dass sich die Höhe der zugesagten Leistung danach richtet, welchen Wert eine in 

Fondsanteile investierende Rückdeckungslebensversicherung beim Eintritt des Versorgungsfalls 

hat. Der Teilwert einer Pensionsverpflichtung richte sich auch bei beitragsorientierten Leistungs-

zusagen ohne garantierte Mindestleistung nach § 6a Abs. 3 EStG.  

Hierzu führt das BMF-Schreiben aus, dass für Pensionsleistungen, die von künftigen ungewissen 

Ereignissen abhängen, wie der Wertentwicklung zugrunde liegender Wertpapiere zu einem fest-

gelegten Zeitpunkt (z. B. Eintritt des Versorgungsfalls), unter Berücksichtigung des Stichtagsprin-

zips nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Halbsatz 2 EStG die zum Bilanzstichtag bestehenden 

Wertverhältnisse (z. B. der Kurswert von Wertpapieren), mindestens jedoch eine eventuell zuge-

sagte Mindestleistung, der Bewertung der Pensionsrückstellung nach § 6a EStG zugrunde zu le-

gen sind. 

Hinsichtlich der Bewertung von Entgeltumwandlungen stellt das BMF-Schreiben klar, dass der 

Mindestbarwertvergleich gem. § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Alt. 2 EStG nur für Entgeltumwand-

lungen i. S. von § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Be-

triebsrentengesetz – BetrAVG) in Betracht komme, bei denen sowohl der Berechtigte in den An-

wendungsbereich des Betriebsrentengesetzes falle, als auch sachlich betriebliche Altersversor-

gung nach dem Betriebsrentengesetz vorliege.  

Die neuen Grundsätze des Ansatzes und der Bewertung von Pensionsrückstellungen für wertpa-

piergebundene Versorgungszusagen sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. Sollte es bei 

einer erstmaligen Anwendung in einem vor dem 01.01.2028 endenden Wirtschaftsjahr zu einer 

Erhöhung solcher Verpflichtungen kommen, wird nicht beanstandet, wenn das sog. Nachholver-

bot gemäß § 6a Abs. 4 Satz 1 EStG nicht beachtet wird.  

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass das BMF-Schreiben einen wichtigen Schritt zur Modernisierung 

des steuerlichen Pensionsrückstellungsrechts darstellt und von hoher praktischer Bedeutung ist. 

In vielen Unternehmen werden Versorgungszusagen zunehmend mit kapitalmarktbezogenen 

Komponenten verbunden. Es dürften sich auch Spielräume für steuerbilanzpolitische Überlegun-

gen bezogen auf solche Versorgungszusagen ergeben, bei denen eine Mindestleistung zugesagt 

wurde. Denn in diesen Fällen gestattet das BMF-Schreiben, anstelle der zum Bilanzstichtag beste-

henden Wertverhältnisse (z. B. der Kurswert von Wertpapieren) eine niedrige Bewertung nach 

Maßgabe der zugesagten Mindestleistung vorzunehmen. Das Stetigkeitsprinzip dürfte jedoch ei-

nem mehrfachen Wechsel der Bewertungsmethode, Mindestleistung auf der einen Seite und hö-

here Kurswerte von Wertpapieren auf der anderen Seite entgegenstehen. 

 

BFH: Steuerliche Behandlung der Zahlung eines sog. Markterschließungszuschusses an eine aus-

ländische Gesellschaft 

Mit Urteil vom 20.05.2026 (IV R 37/23) hatte der BFH über die steuerliche Behandlung der Zah-

lung eines sog. Markterschließungszuschusses an eine ausländische Gesellschaft zu entscheiden.  

Im Streitfall war eine deutsche OHG (Klägerin) Inhaberin von Markenrechten und vergab Lizenzen 

innerhalb ihrer Unternehmensgruppe. Um einen ausländischen Markt zu erschließen und dort die 

Verbreitung ihrer Marke zu fördern, zahlte sie einer ausländischen Konzerngesellschaft einen sog. 
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Markterschließungszuschuss. Durch die Marktaufbauaktivitäten sollten künftig höhere Umsätze 

und damit auch höhere Lizenzeinnahmen für die Klägerin erzielt werden. 

Die Klägerin aktivierte den Markterschließungszuschuss im Wirtschaftsjahr 2003/2004 als immate-

rielles Wirtschaftsgut "Anspruch auf Weiterbetreibung des französischen Geschäfts" und schrieb 

ihn über 15 Jahre ab. Das Finanzamt vertrat hingegen die Auffassung, dass der Zuschuss gesell-

schaftsrechtlich veranlasst und ein Fremdvergleich durchzuführen sei, da alle an der Gewährung 

des Markterschließungszuschusses beteiligten Gesellschaften im Verhältnis zueinander naheste-

hende Personen seien, und behandelte den Zuschuss als Entnahme. Dem folgte das Finanzgericht. 

Der Markterschließungszuschuss sei weder zu aktivieren und jährlich abzuschreiben noch sofort 

abziehbar, da er nicht aus eigenbetrieblichem Anlass gewährt worden und zudem nicht fremdüb-

lich sei. 

Nunmehr hat der BFH entschieden, dass das Finanzgericht den Markterschließungszuschuss zu 

Unrecht als (gewinnerhöhende) Entnahme behandelt habe. Bei der anzustellenden Veranlassungs-

prüfung seien Aufwendungen, die aus betriebsfremden Gründen getätigt würden (Entnahmen), 

abzugrenzen von Aufwendungen, die betrieblich veranlasst seien (Betriebsausgaben). Dabei 

komme es auf die Perspektive der Klägerin als leistende Gesellschaft an. Die Zahlung eines sog. 

Markterschließungszuschusses an eine ausländische (gegebenenfalls) "nahestehende" Gesell-

schaft könne dem Fremdvergleich standhalten und betrieblich veranlasst i.S.d. § 4 Abs. 4 EStG 

sein, wenn damit höhere Lizenzeinnahmen erzielt werden sollten. Im Streitfall habe die Klägerin 

ein berechtigtes Lizenzinteresse dokumentiert, indem sie die Vereinbarung des Markterschlie-

ßungszuschusses mit einer schlüssigen Rentabilitätsberechnung unterlegt hatte, wonach die er-

warteten Lizenzmehreinnahmen den gewährten Zuschuss übersteigen würden. Da für die Beurtei-

lung der betrieblichen Veranlassung und für die Prüfung nach § 1 Abs. 1 AStG (vor der Einfügung 

des § 1 Abs. 3 AStG i.d.F. des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008) grundsätzlich dieselben 

Maßstäbe gelten würden, komme auch keine Hinzurechnung nach dem AStG in Betracht.  

Schließlich sei es zutreffend, dass die streitbefangenen Aufwendungen nicht dem Sofortabzug un-

terliegen würden, sondern wie von der Klägerin behandelt als Anschaffungskosten eines immate-

riellen Wirtschaftsguts („Markterschließungsrecht“) über die Nutzungsdauer von 15 Jahren abzu-

schreiben seien. Der für eine Aktivierung notwendige entgeltliche Erwerb liege auch dann vor, 

wenn das Wirtschaftsgut durch das Erwerbsgeschäft erstmals begründet werde. 

 

BFH: Ermittlung der gemeinen Werte der übertragenden Körperschaft bei Verschmelzung 

Mit Urteil vom 23.04.2026 (X R 34/21) hatte der BFH über die Ermittlung der gemeinen Werte der 

übertragenden Körperschaft bei Verschmelzung, insbesondere über die Berücksichtigung eines 

negativen Geschäfts- oder Firmenwerts, zu entscheiden.  

Im Streitfall war die Klägerin, eine Gesellschaft m.b.H. mit Sitz in Österreich, die alleinige Gesell-

schafterin der B GmbH mit Sitz im Inland. Das Vermögen der B GmbH bestand im Wesentlichen 

aus Beteiligungen an in- und ausländischen Gesellschaften. Mit Wirkung zum Ablauf des 

31.12.2011 wurde die B GmbH auf die Klägerin verschmolzen. Die gemeinen Werte der überge-

henden Wirtschaftsgüter wurden mit Hilfe eines Gutachtens nach dem Discounted-Cash-Flow-

Verfahren (DCF-Verfahren) ermittelt. Dabei wurde ein negativer DCF-Wert als Unternehmensge-

samtwert per 01.01.2012 festgestellt, den die B GmbH in ihrer steuerlichen Schlussbilanz als ne-

gativen Geschäfts- oder Firmenwert auswies. 
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Das Finanzamt vertrat hingegen die Auffassung, dass der negative Geschäfts- oder Firmenwert 

nicht anzusetzen sei, da der Substanzwert des Betriebsvermögens die steuerliche Wertunter-

grenze sei. Die hiergegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg. 

Nunmehr hat der BFH das Urteil des Finanzgerichts aufgehoben und die Sache zur weiteren Sach-

verhaltsaufklärung an die Vorinstanz zurückverwiesen. Für die Ermittlung des Verschmelzungser-

gebnisses seien in der steuerlichen Schlussbilanz der B GmbH die auf die Klägerin übergegange-

nen Wirtschaftsgüter einschließlich nicht entgeltlich erworbener oder selbst geschaffener imma-

terieller Wirtschaftsgüter gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 mit dem gemeinen Wert zu be-

werten. Anzusetzen seien dabei sämtliche Wirtschaftsgüter, namentlich Passiva, auch wenn sie im 

Übrigen einem bilanzsteuerrechtlichen Ansatzverbot unterliegen würden, wie dies beispielsweise 

bei Drohverlustrückstellungen der Fall sei.  

Auch ein nicht entgeltlich erworbenes oder selbst geschaffenes immaterielles Wirtschaftsgut, ins-

besondere ein Geschäfts- oder Firmenwert, falle grundsätzlich unter die Ansatzpflicht. Letzterer 

stelle eine Residualgröße dar, indem der gemeine Wert der übertragenen aktiven und passiven 

Einzelwirtschaftsgüter vom gemeinen Wert der übertragenen Sachgesamtheit (d.h. des gemei-

nen Werts der verschmolzenen Gesellschaft) abgezogen werde. Allerdings könne kein negativer 

Geschäfts- oder Firmenwert angesetzt werden, da er zum einen nicht die Voraussetzungen eines 

bilanzierungsfähigen Wirtschaftsguts erfülle. Zum anderen könne der Wert dieser Residualgröße 

auch schon deshalb nicht negativ werden, weil der Substanzwert als Mindestwert (§ 11 Abs. 2 

Satz 3 BewG) auch bei der Ermittlung des gemeinen Werts der übertragenen Sachgesamtheit zu-

grunde zu legen sei.  

Die Erfassung eines negativen Geschäfts- oder Firmenwerts bei der übertragenden Körperschaft 

und aufgrund der Wertverknüpfung zugleich bei der übernehmenden Körperschaft (§ 12 Abs. 1 

UmwStG) würde zudem zu einer nicht gerechtfertigten Inkonsistenz gegenüber der Bewertung 

auf Gesellschafterebene führen. Da das UmwStG für die Anteile an der übertragenden Körper-

schaft eine Veräußerung zum gemeinen Wert fingiere und hierbei der Substanzwert jedenfalls die 

Bewertungsuntergrenze darstelle, sei zur Sicherstellung eines wertmäßigen Gleichlaufs zwischen 

Gesellschafts- und Gesellschafterebene die Ansatzfähigkeit eines negativen Geschäfts- oder Fir-

menwerts in der steuerlichen Schlussbilanz ausgeschlossen.  

Der BFH verneint zudem die Möglichkeit, das angestrebte Ergebnis über alternative bilanzielle 

Maßnahmen zu erzielen. Sowohl eine Abstockung der gemeinen Werte als auch die Passivierung 

eines Ausgleichspostens kämen nicht in Betracht. Denn solche bilanziellen Wertanpassungen wür-

den voraussetzen, dass ein derivativer Erwerb gegen eine bezifferbare Gegenleistung erfolgt sei, 

während demgegenüber der Ansatz in der Verschmelzungsbilanz lediglich auf der Ermittlung des 

gemeinen Werts beruhe. Würde man gleichwohl solche bilanziellen Maßnahmen zulassen, liefe 

dies auf eine Umgehung der Substanzwertuntergrenze hinaus. 

Das Finanzgericht soll nun aber prüfen, ob im konkreten Fall in der steuerlichen Schlussbilanz Pas-

sivierungsmöglichkeiten bestehen, die in einer allgemeinen Steuerbilanz nicht bestünden. So 

schien es dem Senat nicht ausgeschlossen, dass Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten 

oder Drohverlustrückstellungen zu bilden sein könnten. Die Feststellungen des Finanzgerichts lie-

ßen insoweit jedoch keine abschließende Würdigung zu. 

Dieses BFH-Urteil ist für die umwandlungssteuerliche Praxis von erheblicher Bedeutung. Gerade 

bei Verschmelzungen von Holdinggesellschaften und Konzernobergesellschaften wird die Bewer-

tung selbst geschaffener immaterieller Wirtschaftsgüter künftig stärker in den Mittelpunkt rücken. 

Gleichzeitig werden Gestaltungsoptionen eingeschränkt, die auf die Einbeziehung negativer Un-

ternehmenswerte oder nicht passivierbarer steuerlicher Verpflichtungen ausgerichtet sind. Dies 



T A X  W E E K L Y  

# 2 9  |  2 5 . 0 9 . 2 0 2 6  

Seite 7 von 9 

 

dürfte regelmäßig dazu führen, dass die gemeinen Werte der übertragenden Gesellschaft höher 

ausfallen und sich entsprechend auch die steuerlichen Übertragungswerte erhöhen. 
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Alle am 24.09.2026 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V) 

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsda-

tum 

Stichwort 

IV R 37/23 20.05.2026 
Steuerliche Behandlung der Zahlung eines sog. Markterschlie-

ßungszuschusses an eine ausländische Gesellschaft 

V R 17/24 21.05.2026 Zur Vermittlungsleistung in Abgrenzung zum Eigengeschäft 

VIII R 13/24 23.06.2026 Reisekostenrechtliche Betriebsstätte eines Selbständigen 

VIII R 15/24 19.05.2026 
Doppelte Haushaltsführung und Familienheimfahrten eines Selb-

ständigen 

X R 34/21 23.04.2026 
Ermittlung der gemeinen Werte der übertragenden Körperschaft 

bei Verschmelzung 

Alle am 24.09.2026 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzei-

chen 

Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

III R 38/23 18.06.2026 
Zur Gewinngrenze für die Inanspruchnahme des Investitionsab-

zugsbetrags nach § 7g EStG 

IV R 4/26 20.05.2026 

Parallelentscheidung zum BFH-Urteil vom 20.05.2026  IV R 37/23 

- Steuerliche Behandlung der Zahlung eines sog. Markterschlie-

ßungszuschusses an eine ausländische Gesellschaft

VI R 17/25 27.08.2026 

Versäumung der Revisionsfrist; keine Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand wegen Verschuldens des Prozessbevollmächtig-

ten 

X B 3/26 02.09.2026 

Pflicht zur Anpassung des Folgebescheids an einen Grundlagen-

bescheid bleibt trotz Nichtauswertung des Grundlagenbe-

scheids in einem früheren Folgebescheid bestehen 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610175/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610176/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610177/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610178/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650159/
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Bundesrat  Drucksache 447/26 (Beschluss) 
 
 


25.09.26 


Stellungnahme 
des Bundesrates 


Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2026 


Der Bundesrat hat in seiner 1068. Sitzung am 25. September 2026 beschlossen,  


zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt 


Stellung zu nehmen: 


1. Zu Artikel 1a  neu  (§ 15a, § 52 Absatz 24 Satz 6  neu  , 7  neu  EStG) 


Nach Artikel 1 ist der folgende Artikel 1a einzufügen: 


,Artikel 1a  


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes  


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes 


geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 15a wird durch den folgenden § 15a ersetzt: 


„§ 15a 


Verluste bei beschränkter Haftung 


(1) Der einem Kommanditisten zuzurechnende Anteil am Verlust der 


Mitunternehmerschaft darf nur bis zur Höhe seiner positiven Kapitaleinlage 


am Ende des Wirtschaftsjahres, vermindert um die nach Absatz 4 zum Ende 


des vorangegangenen Wirtschaftsjahres festgestellten Summe der 


ausgleichs- oder abzugsfähigen Verluste der vorangegangenen 


Wirtschaftsjahre, mit anderen Einkünften aus Gewerbebetrieb und 


Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen oder nach § 10d 


abgezogen werden. 
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(2) Soweit ein Verlust nach Absatz 1 nicht ausgeglichen oder 


abgezogen werden darf, mindert er die Gewinne, die dem Kommanditisten 


in späteren Wirtschaftsjahren aus seiner Beteiligung an der 


Mitunternehmerschaft zuzurechnen sind. Der verrechenbare Verlust, der 


nach Abzug von einem Veräußerungs- oder Aufgabegewinn verbleibt, ist 


im Zeitpunkt der Veräußerung oder Aufgabe des gesamten 


Mitunternehmeranteils oder der Betriebsveräußerung oder -aufgabe bis zur 


Höhe der noch nicht zum Verlustausgleich verwendeten positiven 


Kapitaleinlage im Sinne des Absatzes 3 ausgleichs- oder abzugsfähig. 


(3) Die Kapitaleinlage am Ende des Wirtschaftsjahres im Sinne des 


Absatzes 1 ermittelt sich aus der Kapitaleinlage am Ende des 


vorangegangenen Wirtschaftsjahres zuzüglich Einlagen, abzüglich 


Entnahmen, zuzüglich steuerfreier Vermögensmehrungen, abzüglich 


steuerfreier Vermögensminderungen und nicht abzugsfähiger 


Betriebsausgaben sowie zuzüglich eines Gewinns des Wirtschaftsjahres, 


soweit dieser nicht nach Absatz 2 Satz 1 mit Verlusten aus 


vorangegangenen Wirtschaftsjahren zu verrechnen ist. Ergänzungsbilanzen 


sind in die Ermittlung der Kapitaleinlage einzubeziehen. Sonderbilanzen 


sind in die Ermittlung der Kapitaleinlage nicht einzubeziehen. 


(4) Soweit die nach Absatz 5 am Ende des vorangegangenen 


Wirtschaftsjahres festgestellte Summe der ausgleichs- oder abzugsfähigen 


Verluste höher ist als die nach Absatz 3 ermittelte Kapitaleinlage am Ende 


des Wirtschaftsjahres, ist der Unterschiedsbetrag dem Kommanditisten als 


Gewinn zuzurechnen. Der zuzurechnende Betrag mindert die Gewinne, die 


dem Kommanditisten in späteren Wirtschaftsjahren aus seiner Beteiligung 


an der Mitunternehmerschaft zuzurechnen sind. Der zuzurechnende Betrag 


mindert die Höhe der nach Absatz 5 Satz 1 festzustellenden ausgleichs- 


oder abzugsfähigen Verluste zum Ende des Wirtschaftsjahres. 
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(5) Die nach Absatz 3 zum Ende des Wirtschaftsjahres ermittelte 


Kapitaleinlage sowie die Summe der nach Absatz 1 und Absatz 4 Satz 3 


ausgleichs- oder abzugsfähigen Verluste sowie der nach Absatz 2 Satz 1 


und Absatz 4 Satz 2 verrechenbare Verlust eines Kommanditisten sind 


jährlich gesondert festzustellen. Dabei ist von der Kapitaleinlage sowie von 


dem verrechenbaren Verlust sowie der Summe der ausgleichs- oder 


abzugsfähigen Verluste am Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjahres 


auszugehen. Zuständig für den Erlass des Feststellungsbescheids ist das für 


die gesonderte Feststellung des Gewinns und Verlustes der Gesellschaft 


zuständige Finanzamt. Der Feststellungsbescheid kann nur insoweit 


angegriffen werden, als der festgestellte Betrag sich gegenüber dem 


festgestellten Betrag des vorangegangenen Wirtschaftsjahres verändert hat. 


Die gesonderten Feststellungen nach Satz 1 können mit der gesonderten 


und einheitlichen Feststellung der einkommensteuerpflichtigen und 


körperschaftsteuerpflichtigen Einkünfte verbunden werden. In diesen Fällen 


sind die gesonderten Feststellungen der Kapitaleinlage, des ausgleichs- oder 


abzugsfähigen Verlustes sowie des verrechenbaren Verlustes einheitlich 


durchzuführen. 


(6) Absätze 1 bis 5 gelten sinngemäß für andere Unternehmer, soweit 


deren Haftung der eines Kommanditisten vergleichbar ist, insbesondere für: 


1. stille Gesellschafter einer stillen Gesellschaft im Sinne des § 230 des 


Handelsgesetzbuchs, bei der der stille Gesellschafter als 


Mitunternehmer anzusehen ist, 


2. Gesellschafter einer ausländischen Personengesellschaft, bei der der 


Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen ist, soweit die Haftung 


des Gesellschafters für Schulden im Zusammenhang mit dem Betrieb 


der eines Kommanditisten oder eines stillen Gesellschafters 


entspricht.“ 


2. Nach § 52 Absatz 24 Satz 5 werden folgende Sätze eingefügt: 


„§ 15a in der Fassung des Artikels 1a des Gesetzes vom … [einsetzen: 


Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für 


den Veranlagungszeitraum anzuwenden, der auf den Veranlagungszeitraum 


folgt, in dem die für die Anwendung erforderlichen Programmierarbeiten 


abgeschlossen sind. Das Bundesministerium der Finanzen gibt im 


Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder im 
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Bundessteuerblatt Teil I den Veranlagungszeitraum bekannt, ab dem die 


Regelung des § 15a erstmals anzuwenden ist.“ ‘ 


Begründung: 


Zu § 15a EStG 


Die Regelung nach § 15a EStG soll für den Kommanditisten den Ausgleich 
und den Abzug der nach § 15 EStG zugerechneten Verluste mit anderen 
positiven Einkünften grundsätzlich auf den zivilrechtlichen „Haftungsbetrag“ 
begrenzen. Es soll also der Ausgleich von Verlustanteilen nur insoweit möglich 
sein, als der Kommanditist dadurch wirtschaftlich belastet ist. Allerdings hat 
die Komplexität der bisherigen Norm im Laufe der letzten Jahre erheblich 
zugenommen, insbesondere durch Entwicklungen der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs (BFH) und entsprechende Reaktionen des Gesetzgebers 
(beispielsweise die Schaffung von § 15a Absatz 1a EStG). Zur Vereinfachung 
der Rechtsanwendung soll deshalb § 15a EStG durch eine 
wirtschaftsjahrübergreifende Ermittlung des Verlustausgleichsvolumens 
aufgrund von Einlagen grundlegend vereinfacht werden (sog. 
Kapitaleinlagemodell). Gleichzeitig wird der Verlustausgleich aufgrund 
bestehender Außenhaftung im Sinne des § 171 des Handelsgesetzbuches 
(HGB) abgeschafft.  


Das an die aktuellen Rechtsprechungsgrundsätze des Bundesfinanzhofs 
weiterentwickelte Modell „Kapitaleinlage“ lässt sich wie folgt beschreiben: 


Maßgebend für den Verlustausgleich ist nicht mehr die jeweilige 
Kapitalkontenentwicklung des laufenden Wirtschaftsjahres, sondern die am 
Ende des Wirtschaftsjahres wirtschaftsjahrübergreifend ermittelte 
Kapitaleinlage des Kommanditisten. Dem Kommanditisten wird ein 
Verlustausgleichsvolumen in Höhe seines während des Bestehens der 
Gesellschaft aufgewendeten steuerlichen Eigenkapitals inklusive positiver und 
negativer Ergänzungsbilanzen (= Kapitaleinlage) eingeräumt. Entsprechend der 
zivilrechtlichen Vorgaben in § 167 HGB wird hierbei nur auf das Eigenkapital 
in der Gesellschaftsbilanz der Kommanditgesellschaft abgestellt, da nur 
insoweit eine wirtschaftliche Haftung des Kommanditisten für Verluste der 
Kommanditgesellschaft eintreten kann. Entsprechend der Rechtsprechung des 
BFH zum bisherigen Recht wird negatives und positives 
Sonderbetriebsvermögen bei der Ermittlung des Verlustausgleichsvolumens im 
Sinne des § 15a EStG nicht berücksichtigt (vgl. BFH-Urteil vom 14. Mai 1991 
– VIII R 31/88, BStBl Teil II 1992, S. 167). 
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Soweit verrechenbare Verluste der Vorjahre mit einem Gewinn des laufenden 
Wirtschaftsjahres verrechnet werden, muss dieser Effekt bei der Ermittlung der 
Kapitaleinlage neutralisiert werden, um eine doppelte Auswirkung des 
Gewinns auf den Verlustausgleich bzw. -abzug zu vermeiden. Aus dem 
Vergleich der Kapitaleinlage am Ende des Wirtschaftsjahres mit der Summe 
der ausgleichs- oder abzugsfähigen Verluste am Ende des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres ergibt sich das noch verwendbare Verlustausgleichsvolumen 
für das laufende Wirtschaftsjahr. In dieser Höhe ist der Verlust des laufenden 
Wirtschaftsjahres ausgleichs- oder abzugsfähig. Soweit nach Durchführung 
dieses Verlustausgleichs noch ein Verlustausgleichsvolumen verbleibt, kann 
dieses Verlustausgleichspotenzial erst in zukünftigen Wirtschaftsjahren zum 
Verlustausgleich herangezogen werden. Insoweit wird der  
BFH-Rechtsprechung zur Berücksichtigung sogenannter vorgezogener 
Einlagen gefolgt (vgl. Urteil vom 14. Oktober 2003 – VIII R 32/01, 
BStBl Teil II 2004, S. 359; Urteil vom 26. Juni 2007 – IV R 28/06, 
BStBl Teil II 2007, S. 934). Eine Umqualifizierung von bisher verrechenbaren 
Verlusten der Vorjahre in ausgleichsfähige durch sogenannte nachträgliche 
Einlagen wird nicht vorgenommen (so auch der BFH mit Urteil vom 
14. Dezember 1995 – IV R 106/94, BStBl Teil II 1996, S. 226). Bei der 
Aufgabe oder der Veräußerung des Mitunternehmeranteils können 
verrechenbare Verluste in Höhe der noch nicht zum Verlustausgleich oder -
abzug verwendeten Kapitaleinlage in ausgleichs- oder abzugsfähige Verluste 
umqualifiziert werden. Nachträgliche Einlagen führen nur in dem Jahr zu 
Verlustausgleichsvolumen, in dem die nachträgliche Einlage erbracht wurde 
und in den darauffolgenden Jahren. 


Die Neukonzeption sieht vor, die nachfolgend aufgeführten, maßgeblichen 
Berechnungsgrundlagen des § 15a EStG am Ende des aktuellen 
Wirtschaftsjahres bzw. am Bilanzstichtag jährlich gesondert festzustellen: 


- die am Ende des Wirtschaftsjahres ermittelte Kapitaleinlage, 


- die Summe der ausgleichs- oder abzugsfähigen Verluste und  


- der verrechenbare Verlust.  


Zu § 52 Absatz 24 Satz 6  neu , 7  neu  EStG 


Die Umstellung auf die Neuregelung sollte zeitlich erfolgen, sobald die 
technischen Voraussetzungen dafür vorliegen. Aus diesem Grund wird eine 
Ermächtigungsgrundlage vorgesehen, wonach die Neuregelung zur 
Anwendung kommt, sobald dies durch BMF-Schreiben bekanntgegeben wird. 
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2. Zu Artikel 1a – neu – (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 4 – neu –, § 52 


Absatz 31 Satz 8 – neu – EStG) 


Nach Artikel 1 ist der folgende Artikel 1a einzufügen: 


,Artikel 1a  


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes 


geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 


a) In Satz 3 wird die Angabe „genutzt wurden;“ durch die Angabe 


„genutzt wurden.“ ersetzt. 


b) Nach Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt: 


„Ausgenommen sind auch Wirtschaftsgüter, deren Veräußerung Teil 


oder Folge einer Scheidungsfolgenvereinbarung oder eines 


familiengerichtlichen Scheidungsverbundverfahrens ist, wenn der 


Veräußerer das Wirtschaftsgut bis zum Zeitpunkt der der Scheidung 


vorausgehenden räumlichen Trennung ausschließlich zu eigenen 


Wohnzwecken oder im Jahr der räumlichen Trennung und in den 


beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt 


hat;“ 


2. Nach § 52 Absatz 31 Satz 7 wird der folgende Satz eingefügt:  


„§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1a des 


Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist in allen offenen Fällen anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Nummer 1 (§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 4 – neu – EStG) 


Ehegatten streben nach der endgültigen Trennung eine möglichst zeitnahe 
Auseinandersetzung an. Im Rahmen einer solchen 
Vermögensauseinandersetzung muss auch über die im gemeinsamen Eigentum 
stehende Immobilie Einigung erzielt werden. Unproblematisch ist dies, wenn 
die Immobilie bereits vor über zehn Jahren durch die Beteiligten angeschafft 
worden ist, da dann die Spekulationsfrist unabhängig von der 
Immobiliennutzung abgelaufen ist. 







 - 7 - Drucksache 447/26 (Beschluss) 


 


Handelt es sich aber um eine vor weniger als zehn Jahren erworbene 
Immobilie, kann lediglich unter den Voraussetzungen von § 23 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 Satz 3 EStG Steuerfreiheit erlangt werden. Der Bundesfinanzhof 
sieht die Nutzung durch den anderen Ehegatten – selbst wenn auch 
gemeinsame Kinder in der Immobilie leben – nicht als Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken im Sinne des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 3 EStG an 
und nimmt damit auch bei einer im Rahmen einer 
Scheidungsfolgenvereinbarung entgeltlich übertragenen Immobilien ein 
privates Veräußerungsgeschäft an (vgl. BFH, Urteil vom 14. November 2023 –
 IX R 10/22, BFH/NV 2024, 278 und vom 14. Februar 2023 – IX R 11/21, 
BStBl II 2023, 642). 


Nach dieser Rechtsprechung muss die oder der veräußernde Beteiligte die 
Immobilie zumindest im Jahr der Veräußerung und in den beiden 
vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt haben. Aufgrund 
des zivilrechtlich erforderlichen Trennungsjahres zieht allerdings regelmäßig 
zumindest eine oder einer der Beteiligten aus der bislang gemeinsam genutzten 
und regelmäßig im Miteigentum der Beteiligten stehenden Immobilie aus. 
Regelmäßig können damit die für eine Steuerfreiheit erforderlichen 
Eigennutzungsfristen nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 3 EStG von 
der oder dem Ausziehenden nicht mehr erfüllt werden.  


Damit befindet sich die oder der Ausgezogene in einer Art Zwangslage. Denn 
zur endgültigen Vermögensauseinandersetzung ist regelmäßig der Abschluss 
einer Scheidungsfolgenvereinbarung oder eines familiengerichtlichen 
Scheidungsverbundverfahrens notwendig, in deren Rahmen sich die oder der 
Ausgezogene regelmäßig zur Veräußerung der früher selbst genutzten 
Immobilie an den noch selbst Nutzenden oder einen Dritten verpflichtet. 
Alternativ verpflichten sich die Ehegatten gemeinsam zur Veräußerung der 
Immobilie an einen Dritten. Der Ablauf der regulären Spekulationsfrist von 
zehn Jahren wird regelmäßig nicht abgewartet, auch weil die steuerlichen 
Konsequenzen meist nicht bekannt sind. Vielmehr droht oftmals einer der 
Ehegatten mit der Zwangsversteigerung. 


Infolge des privaten Veräußerungsgeschäfts entsteht  auch aufgrund der in der 
Vergangenheit stark gestiegenen Immobilienpreise  regelmäßig ein fünf- bis 
sechsstelliger Veräußerungsgewinn, der auch infolge einer höheren Progression 
regelmäßig eine erhebliche Steuerbelastung mit sich bringt.  


Vor diesem Hintergrund erscheint eine Ausnahmeregelung für diese 
Fallkonstellationen und damit ein Verzicht auf die Besteuerung geboten. 


Der Gesetzeswortlaut stellt auf eine Eigennutzung auch durch die veräußernde 
Beteiligte oder den veräußernden Beteiligten vor der räumlichen Trennung ab. 
Es wird dabei nur auf den Zeitraum bis zur räumlichen Trennung abgestellt, 
auch wenn die Trennung länger als das zivilrechtlich erforderliche 
Trennungsjahr zurückliegt. 


Zu Nummer 2 (§ 52 Absatz 31 Satz 8 – neu – EStG) 


Der Besteuerungsverzicht erscheint in allen offenen Fällen geboten. 
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3. Zu Artikel 2a  neu  (§ 34a Absatz 1 Satz 5, § 52 Absatz 34 Satz 4  neu  


EStG) 


Nach Artikel 2 ist der folgende Artikel 2a einzufügen: 


,Artikel 2a  


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes  


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes 


geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 34a Absatz 1 Satz 5 wird die Angabe „nächsten“ durch die 


Angabe „übernächsten“ ersetzt. 


2. Nach § 52 Absatz 34 Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt:  


„§ 34a Absatz 1 Satz 5 in der Fassung des Artikels 2a des Gesetzes 


vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Gewinne anzuwenden, die im 


Veranlagungszeitraum 2025 thesauriert werden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu § 34a Absatz 1 Satz 5 EStG 


Der Antrag auf Inanspruchnahme der Thesaurierungsbegünstigung kann nach 
§ 34a Absatz 1 Satz 5 EStG bis zur Unanfechtbarkeit des 
Einkommensteuerbescheides für den nächsten Veranlagungszeitraum ganz 
oder teilweise zurückgenommen werden. 


Bei Einführung von § 34a EStG mit dem 
Unternehmensteuerreformgesetz 2008 (BGBl. I 2007, Nr. 40 vom 
17. August 2007, S. 1912) wurde diese Rücknahmemöglichkeit im damaligen 
§ 34a Absatz 1 Satz 4 EStG mit den möglicherweise im Folgejahr entstehenden 
unvorhergesehenen Verlusten begründet (vgl. BT-Drucksache 16/4841, S. 63). 
Denn nach § 34a EStG begünstigte Gewinne können nach § 10d Absatz 1 
Satz 3 EStG (§ 10d Absatz 1 Satz 2 EStG a. F.) nicht mit zurückgetragenen 
Verlusten verrechnet werden, sodass zugunsten der steuerpflichtigen Person 
eine Änderung des Veranlagungszeitraum der Thesaurierung ermöglicht 
werden muss.  


Zum Zeitpunkt der Einführung von § 34a EStG galt ein einjähriger 
Verlustrücktrag. Durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz (BGBl. I 2022, 
Nr. 20 vom 19. Juni 2022, S. 911) wurde der zweijährige Verlustrücktrag 
(wieder) eingeführt. Demnach sind inzwischen Fälle möglich, in denen 
Verluste im übernächsten Jahr nach Thesaurierung entstehen und in den 
Veranlagungszeitraum der Thesaurierung zurückgetragen werden. Vor diesem 
Hintergrund sollte § 34a Absatz 1 Satz 5 EStG eine Änderung des 
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Veranlagungszeitraums der Thesaurierung bis zur Unanfechtbarkeit des 
Einkommensteuerbescheids für den übernächsten Veranlagungszeitraum 
ermöglichen.  


Zu § 52 Absatz 34 Satz 4 – neu – EStG 


Die Neuregelung kann erstmals auf Gewinne angewendet werden, die im 
Veranlagungszeitraum 2025 thesauriert werden.  


Dies ist im Vollzug umsetzbar. Denn mit dieser Regelung kann die 
Thesaurierung für den Veranlagungszeitraum 2025 bis zur Unanfechtbarkeit 
des Einkommensteuerbescheides für den Veranlagungszeitraum 2026 ganz 
oder teilweise zurückgenommen werden. Da die Einkommensteuerbescheide 
für den Veranlagungszeitraum 2026 frühestens im Jahr 2027 erlassen werden, 
ist eine Anwendung bereits für Gewinne möglich, die im 
Veranlagungszeitraum 2025 thesauriert worden sind. 


4. Zu Artikel 4 Nummer 1a – neu – (§ 6 Absatz 2 Satz 1, Absatz 2a EStG), 


Nummer 9 Buchstaben a1 – neu – (§ 52 Absatz 12 Satz 11a – neu –, Satz 13a  


– neu –, 13b – neu – EStG) 


Artikel 4 ist wie folgt zu ändern:  


a) Nach Nummer 1 ist die folgende Nummer 1a einzufügen: 


,1a. § 6 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „800 Euro“ durch die 


Angabe „1 200 Euro“ ersetzt. 


b) Absatz 2a wird gestrichen.‘ 


b) Nach Nummer 9 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a1 einzufügen: 


,a1) Absatz 12 wird wie folgt geändert: 


aa) Nach Satz 11 wird der folgende Satz eingefügt: 


„§ 6 Absatz 2 Satz 1 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes 


vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist erstmals bei Wirtschaftsgütern 


anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 angeschafft, 


hergestellt oder in das Betriebsvermögen eingelegt werden.“ 
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bb) Nach Satz 13 werden die folgenden Sätze eingefügt: 


„§ 6 Absatz 2a ist letztmals für Wirtschaftsgüter anzuwenden, 


die vor dem 1. Januar 2027 angeschafft, hergestellt oder in das 


Betriebsvermögen eingelegt werden. Für Sammelposten, die am 


31. Dezember 2026 noch vorhanden sind, ist § 6 Absatz 2a in der 


am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung weiter 


anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Buchstabe a 


Eine Erhöhung des Grenzwerts für geringwertige Wirtschaftsgüter auf 
1 200 Euro bei gleichzeitiger Abschaffung des sogenannten Sammelpostens 
(Poolabschreibung) trägt zu einer Vereinfachung des Steuerrechts bei und führt 
zu positiven Liquiditätseffekten insbesondere bei kleinen und mittleren 
Unternehmen. 


Eine Erhöhung der Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter auf einen Betrag 
von 1 200 Euro ist geeignet, bürokratische Aufzeichnungs- und 
Dokumentationspflichten zu verringern und attraktivere Rahmenbedingungen 
für die sofortige Abschreibung „kleinerer“ Wirtschaftsgüter zu schaffen. Die 
Erhöhung von aktuell 800 Euro auf 1 200 Euro trägt auch den gestiegenen 
Anschaffungskosten von Wirtschaftsgütern Rechnung. 


Mit der Streichung des § 6 Absatz 2a EStG wird das bisherige Nebeneinander 
zweier Abschreibungsregelungen beendet. Die bisherigen Regelungen zur 
Abschreibung von Wirtschaftsgütern bis zu einer Wertgrenze von 800 Euro 
und der Poolabschreibung im Rahmen eines Sammelpostens bei Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten bzw. einem Einlagewert von bis zu 1 000 Euro über 
fünf Jahre haben zu einer unnötigen Verkomplizierung des Steuerrechts 
geführt. Die Abschreibung über den sogenannten Sammelposten ist zudem 
fehleranfällig und erfordert einen hohen Prüfungs- und Überwachungsaufwand. 
Eine einheitliche Lösung zum Umgang mit geringwertigen Wirtschaftsgütern 
dient daher insgesamt der Vereinfachung und damit dem Bürokratieabbau. 
Angesichts der erhöhten Sofortabschreibungsgrenze verliert die 
Sammelpostenregelung auch ihre eigenständige steuerpolitische Funktion. 


Zu Buchstabe b 


Die Vorschriften legen die Zeitpunkte der erst- bzw. letztmaligen Anwendung 
der Neuregelungen des § 6 Absatz 2 Satz 1 und des § 6 Absatz 2a EStG fest. 
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5. Zu Artikel 3 Nummer 2a  neu  (§ 6 Absatz 3 Satz 4  neu  EStG), 


Nummer 19 Buchstabe a0  neu  (§ 52 Absatz 12 Satz 20  neu  EStG) 


Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 


a) Nach Nummer 2 ist die folgende Nummer 2a einzufügen: 


,2a. Nach § 6 Absatz 3 Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt: 


„Die unentgeltliche Übertragung eines Betriebs oder Teilbetriebs 


unter Vorbehalt eines Nießbrauchs gilt als Übertragung eines Betriebs 


oder Teilbetriebs im Sinne von Satz 1.“ ‘ 


b) Vor Nummer 19 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a0 einzufügen: 


,a0) Nach Absatz 12 Satz 19 wird der folgende Satz eingefügt: 


„§ 6 Absatz 3 Satz 4 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom 


… [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist für alle Übertragungen nach dem 


31. Dezember 2026 anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Artikel 3 Nummer 2a – neu – (§ 6 Absatz 3 Satz 4 – neu – EStG) 


Mit Urteil vom 29. Januar 2025  X R 35/19, BStBl Teil II 2025, S. 768  hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden: Werden die Wirtschaftsgüter des 
Betriebsvermögens eines Gewerbebetriebs unter Vorbehaltsnießbrauch 
übertragen, führt der Vorbehaltsnießbraucher jedoch seine bisherige 
gewerbliche Tätigkeit fort, liegt darin keine unentgeltliche Übertragung des 
Gewerbebetriebs im Sinne § 6 Absatz 3 EStG. Das gilt für einen aktiven wie 
für einen verpachteten Gewerbebetrieb. Die unter Vorbehaltsnießbrauch 
übertragenen Wirtschaftsgüter werden deshalb unter Aufdeckung stiller 
Reserven Privatvermögen des Erwerbers. Erlischt zu einem späteren Zeitpunkt 
der Nießbrauch infolge eines unentgeltlichen Vorgangs, geht der in der Person 
des Vorbehaltsnießbrauchers bestehende Gewerbebetrieb nach § 6 Absatz 3 
Satz 1 EStG auf den Erwerber über, wenn dieser die betriebliche Tätigkeit des 
Vorbehaltsnießbrauchers fortführt. 


Das genannte Urteil wurde zusammen mit einer Vertrauensschutzregelung 
(BMF-Schreiben vom 28. Oktober 2025, IV C 6 
 S 2240/00044/019/033  COO.7005.100.3.13107528) im Bundessteuerblatt 
(BStBl Teil I 2025, S. 1834) veröffentlicht. Hiernach sind die 
Urteilsgrundsätze verpflichtend erst für Übertragungen eines aktiven 
Gewerbebetriebs ab 17. April 2025 (Datum der Veröffentlichung des Urteils) 
anzuwenden. Auf gemeinsamen, unwiderruflichen Antrag des 
Nießbrauchnehmers und des Nießbrauchgebers können allerdings auch bei 
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Übertragungen bis zum 17. April 2025 in diesen Fällen unverändert die 
Buchwerte nach § 6 Absatz 3 EStG aus Vertrauensschutzgründen fortgeführt 
werden. 


Durch die gesetzliche Ergänzung in § 6 Absatz 3 EStG um einen neuen Satz 4 
soll die bisherige Verwaltungsauffassung wiederhergestellt werden und damit 
eine Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben unter Vorbehaltsnießbrauch 
steuerneutral möglich sein. Dies gilt nach der Neuregelung sowohl für die 
Übertragung aktiver als auch verpachteter Gewerbebetriebe. Hinsichtlich 
verpachteter Betriebe wird damit die auf der BFH-Rechtsprechung (Urteil vom 
25. Januar 2017 – X R 59/14, BStBl Teil II 2019, S. 73) beruhende bisherige 
Verwaltungsauffassung im BMF-Schreiben vom 20. November 2019 
(BStBl Teil I 2019, S. 1291, Rn. 7 Satz 3) überschrieben. 


Zu Artikel 3 Nummer 19 Buchstabe a0 – neu – (§ 52 Absatz 12 Satz 20 – neu –
EStG) 


Vor dem Hintergrund der BFH-Rechtsprechung und dem BMF-Schreiben vom 
28. Oktober 2025 soll die bisherige Verwaltungsauffassung für Übertragungen 
nach dem 31. Dezember 2026 wiederhergestellt werden.  


6. Zu Artikel 3 Nummer 3a – neu – (§ 7 Absatz 4 Satz 2 EStG) 


Nach Artikel 3 Nummer 3 ist die folgende Nummer 3a einzufügen: 


,3a. In § 7 Absatz 4 Satz 2 wird nach der Angabe „Nutzungsdauer eines 


Gebäudes“ die Angabe „im Zeitpunkt seiner Fertigstellung“ eingefügt. ‘  


Begründung: 


Nach der bisherigen Regelung in § 7 Absatz 4 Satz 2 EStG können in allen 
Fällen, in denen die tatsächliche Nutzungsdauer kürzer ist als die in Satz 1 
geregelte typisierte Nutzungsdauer, Absetzungen für Abnutzung nach der 
kürzeren Nutzungsdauer vorgenommen werden. Anforderungen an den 
Nachweis sind nicht gesetzlich geregelt.  


Der Bundesfinanzhof hat mit Urteilen vom 28. Juli 2021 (IX R 25/19) und vom 
23. Januar 2024 (IX R 14/23) entschieden, dass sich Steuerpflichtige zur 
Darlegung einer kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer eines zur 
Einkünfteerzielung genutzten Gebäudes grundsätzlich jeder 
Darlegungsmethode bedienen können, die im Einzelfall zur Führung des 
erforderlichen Nachweises geeignet erscheint, und die Vorlage eines 
Bausubstanzgutachtens nicht Voraussetzung für die Anerkennung einer 
kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer ist.  


In der Folge hat sich gezeigt, dass jegliche Gutachten – auch durch „Nicht-
Sachverständige“ Personen oder einfache „Internetgutachten“ – als Nachweis 
genügen und der Ausnahmefall daher zur Regel wird. Um dem 
entgegenzuwirken, wird die Regelung in Satz 2 stärker typisiert. 
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Zukünftig sollen Absetzungen für Abnutzung nach einer kürzeren als der 
typisierten Nutzungsdauer nach Satz 1 nur vorgenommen werden können, 
wenn das Gebäude bereits im Zeitpunkt seiner Fertigstellung eine kürzere 
Nutzungsdauer hat; das betrifft solche Gebäude, die von vorneherein auf eine 
kürzere Nutzungsdauer angelegt sind, z. B. Leichtbauhallen oder 
Trafostationshäuser. Hier lässt sich die kürzere Nutzungsdauer in der Regel 
anhand von Erfahrungswerten der steuerlichen Außenprüfung typisiert 
bestimmen. 


Die Berücksichtigung der verkürzten Nutzungsdauer nur in diesem Fall stellt 
eine zulässige gesetzliche Typisierung dar. Im Bereich der 
Gebäudeabschreibungen darf der Gesetzgeber auch aus 
Vereinfachungsgründen stark typisieren (siehe dazu BT-Drucksache 04/2008, 
S. 3 f.). Die Neuregelung zur Berücksichtigung einer verkürzten 
Nutzungsdauer lässt die Möglichkeit offen, in den oben genannten Fällen 
höhere Absetzungen für Abnutzung als nach Satz 1 zu gewähren. Sie 
verhindert aber, dass insbesondere beim Erwerb von sogenannten Altbauten 
jede Unterschreitung der typisierten Nutzungsdauer zu einer individuellen 
Berechnung der Absetzungen führt und es deshalb zu der vorgenannten 
Umkehr der Ausnahme zur Regel kommt. Außerdem wird dadurch 
Verwaltungsaufwand durch Überprüfung von Gutachten und Ermittlung eines 
individuellen Abschreibungssatzes vermieden. 


7. Zu Artikel 3 Nummer 5a – neu – (§ 20 Absatz 4a Satz 1 EStG) 


Nach Artikel 3 Nummer 5 ist die folgende Nummer 5a einzufügen: 


,5a. § 20 Absatz 4a Satz 1 wird durch folgenden Satz ersetzt: 


„Werden Aktien im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a oder 


vergleichbare ausländische Aktien gegen entsprechende Aktien getauscht 


und wird der Tausch auf Grund gesellschaftsrechtlicher Maßnahmen 


vollzogen, die von den beteiligten Unternehmen ausgehen, treten 


abweichend von Absatz 2 Satz 1 und den §§ 13 und 21 des 


Umwandlungssteuergesetzes die übernommenen Aktien steuerlich an die 


Stelle der bisherigen Aktien, wenn das Recht der Bundesrepublik 


Deutschland hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns aus der 


Veräußerung der erhaltenen Aktien nicht ausgeschlossen oder beschränkt 


ist oder die Mitgliedstaaten der Europäischen Union bei einer 


Verschmelzung Artikel 8 der Richtlinie 2009/133/EG anzuwenden haben; 


in diesem Fall ist der Gewinn aus einer späteren Veräußerung der 


übernommenen Aktien ungeachtet der Bestimmungen eines Abkommens 


zur Vermeidung der Doppelbesteuerung in der gleichen Art und Weise zu 
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besteuern, wie die Veräußerung der Aktien an der übertragenden 


Körperschaft zu besteuern wäre, und § 15 Absatz 1a Satz 2 entsprechend 


anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Die Regelung wurde im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2009 (BGBl. I 2008 
S. 2794) eingeführt. Sie ist eine Ausnahme zu dem Grundsatz, dass der Tausch 
steuerlich zu einem Veräußerungs- und entsprechend zu einem 
Anschaffungsvorgang führt (§ 6 Absatz 6 Satz 1 EStG) und dient der 
Vereinfachung im Kapitalertragsteuerabzugsverfahren durch Kreditinstitute als 
auszahlende Stellen. 


Die auszahlenden Stellen sind für die Auszahlung und die Gutschrift der 
Kapitalerträge und die Abführung der Kapitalertragsteuer zuständig. Die 
Regelung hat sich als Mittel, die Abgeltungsteuer für die auszahlenden Stellen 
praktikabel zu gestalten, bewährt. Die Kreditinstitute müssen insbesondere bei 
Fällen im EU-/EWR-Raum nicht kurzfristig bewerten, ob dem Anteilstausch 
ein steuerpflichtiger Vorgang zugrunde liegt. Indem die übernommenen 
Anteile an die Stelle der bisherigen Anteile treten, ohne dass ein 
Veräußerungsvorgang angenommen wird, wird die Besteuerung der stillen 
Reserven auf den Zeitpunkt verschoben, zu dem die Anteile tatsächlich 
liquiditätswirksam veräußert werden oder ein Ersatzrealisationstatbestand im 
Sinne des § 15 Absatz 1a Satz 2 EStG verwirklicht wird. 
In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, dass die Anwendung der Regelung auch 
für Fälle begehrt wird, in denen Steuerpflichtige steuersparende Zwecke 
verfolgen. So werden beispielsweise private Aktiendepots in eine eigene 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) gegen Kapitalerhöhung 
eingebracht, um für Veräußerungen und anschließende Reinvestitionen von 
Wertpapieren von der Steuerfreistellung des § 8b Absatz 2 KStG profitieren zu 
können. 


Nach Auffassung der Finanzverwaltung ist § 20 Absatz 4a Satz 1 EStG in 
derartigen Fällen nicht anwendbar, da nach dem Gesetzeswortlaut die 
gesellschaftsrechtliche Maßnahme von den beteiligten Unternehmen ausgehen 
muss. 


Bei der Einbringung eines privaten Aktiendepots in eine eigene GmbH ist 
jedoch nur die eigene GmbH an der gesellschaftsrechtlichen Maßnahme 
beteiligt, nicht jedoch das Unternehmen, dessen Aktien in die GmbH 
eingebracht werden. Mit der Gesetzesänderung wird derartigen 
Steuergestaltungen nunmehr gänzlich die Grundlage entzogen. 


Die Rechtsänderung ist so ausgestaltet, dass unter den Anwendungsbereich des 
§ 20 Absatz 4a Satz 1 EStG nur noch Aktien im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1a EStG oder vergleichbare ausländische Aktien fallen. Mit dieser 
gesetzlichen Einschränkung des Anwendungsbereichs der Norm kann deren 
ursprünglicher Zweck – die Vereinfachung des Kapitalertragsteuerabzugs 
durch Kreditinstitute bei einem Anteilstausch – weiterhin 
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verwaltungsökonomisch erfüllt werden. Es wird aber gesetzlich klargestellt, 
dass über diesen Zweck hinausgehende Gestaltungen nicht unter den 
Anwendungsbereich dieser Norm fallen. Damit fallen künftig ausschließlich 
depotverwahrte Anteile in den Anwendungsbereich des § 20 Absatz 4a 
Satz 1 EStG; nicht depotverwahrte Anteile von unter 1 Prozent fallen nicht 
mehr in den Anwendungsbereich. Für diese gelten die allgemeinen Regeln des 
Umwandlungssteuerrechts, wonach unter bestimmten Voraussetzungen die 
Fortführung der Buchwerte möglich ist. 


8. Zu Artikel 3 Nummer 5a  neu  (§ 22 Nummer 6  neu  EStG), Nummer 19 


Buchstabe b1  neu  (§ 52 Absatz 30 Satz 2  neu  EStG) 


Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 


a) Nach Nummer 5 ist die folgende Nummer 5a einzufügen: 


,5a. § 22 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 5 Satz 15 wird die Angabe „entsprechend.“ durch 


die Angabe „entsprechend;“ ersetzt. 


b) Nach Nummer 5 wird die folgende Nummer 6 eingefügt: 


„6. Entschädigungen, Abstandszahlungen oder sonstige 


Leistungen, die zur Ablösung eines Nießbrauchsrechts 


(Nutzungsrechts) gezahlt werden, soweit sie beim 


Leistenden zu Anschaffungskosten eines Wirtschaftsguts 


führen, dessen Veräußerung oder Entnahme zu 


Einkünften aus den in § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 


bezeichneten Einkunftsarten führt und soweit der Abzug 


nicht ausgeschlossen ist. Satz 1 gilt nicht, soweit die 


Leistungen zu den in § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 


bezeichneten Einkunftsarten gehören.“ ‘ 


b) Nach Nummer 19 Buchstabe b ist der folgende Buchstabe b1 einzufügen: 


,b1) Nach Absatz 30 Satz 1 wird der folgende Satz eingefügt: 


„§ 22 Nummer 6 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom … 


[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Entschädigungen, 


Abstandszahlungen oder sonstige Leistungen anzuwenden, die nach 


dem 31. Dezember 2026 erbracht werden.“ ‘ 
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Begründung: 


Zu Artikel 3 Nummer 5a – neu – (§ 22 Nummer 6 – neu – EStG) 


Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteilen vom 20. September 2024 
(Az. IX R 5/24, BFHE 286, 19) und vom 11. Februar 2025 (Az. IX R 14/24, 
BFH/NV 2025, 862) die Ablösung eines Nießbrauchs an einem  im 
Privatvermögen gehaltenen  Kapitalgesellschaftsanteil nur dann nach § 24 
Nummer 1 Buchstabe a EStG für steuerbar angesehen, wenn dem 
Nießbraucher die Einkünfte aus dem Anteil zuzurechnen sind. Eine 
Einkünftezurechnung beim Nießbraucher wird dabei nach § 20 Absatz 5 
Satz 3 EStG nur dann angenommen, wenn der Nießbraucher wirtschaftlicher 
Eigentümer der Kapitalgesellschaftsanteile ist. 


Da dem Nießbraucher das wirtschaftliche Eigentum an den 
Kapitalgesellschaftsanteilen regelmäßig nicht zuzurechnen ist, kann die 
Ablösezahlung nach geltender Rechtsprechung bei Anteilen im 
Privatvermögen nicht besteuert werden. Zugleich führt die Ablösezahlung nach 
Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung beim nießbrauchverpflichteten 
(zivil- und wirtschaftlichem) Eigentümer zu nachträglichen 
Anschaffungskosten auf die Kapitalgesellschaftsbeteiligung (vgl. BFH, Urteil 
vom 18. November 2014  IX R 49/13, BStBl Teil II 2015, S. 224  und 
H 17.5 „Ablösung eines Vorbehaltsnießbrauch“ Einkommensteuer-Hinweise). 
Damit ist die Ablösezahlung beim Leistenden steuerverstrickt und beim 
Empfänger nicht steuerbar. Zudem tritt bei einer unentgeltlichen Übertragung 
der Kapitalgesellschaftsanteile unter Vorbehalt eines Nießbrauchs der 
(nießbrauchbelastete) Rechtsnachfolger hinsichtlich der Anschaffungskosten 
nach § 17 Absatz 2 Satz 5 EStG in die Fußstapfen des Rechtsvorgängers. 
Hierdurch können wirtschaftlich unangemessene Ergebnisse entstehen, die mit 
der Rechtsänderung beseitigt werden sollen. Mit der neuen Regelung soll eine 
sachgerechte Besteuerung beim Leistungsempfänger sichergestellt werden und 
zwar unabhängig davon, welcher Einkunftsart die Einkunftsquelle 
(insbesondere Wertpapiere und Kapitalgesellschaftsanteile) zuzuordnen ist. 


Satz 1 der Regelung stellt dabei sicher, dass eine Besteuerung nur erfolgt, 
soweit die Abstandszahlung zu nachträglichen Anschaffungskosten eines 
Wirtschaftsguts führt, dessen Veräußerung oder Entnahme eine Besteuerung 
beim Leistenden auslöst. Eine Besteuerung scheidet allerdings aus, soweit der 
Abzug der Anschaffungskosten bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns 
ausgeschlossen ist (zum Beispiel in Fällen des § 3c Absatz 2 EStG). Nach 
Satz 2 der Regelung soll eine Besteuerung zudem nur erfolgen, soweit die 
Abstandszahlung keiner anderen Einkunftsart zuzurechnen ist 
(Subsidiaritätsprinzip). 


Eine Bezugnahme auf die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung oder die 
sonstigen Einkünfte ist in der Neuregelung nicht erforderlich. Denn der BFH 
hat die Ablösung eines Nießbrauchsrechts an einer im Privatvermögen 
gehaltenen vermieteten Immobilie beim Leistungsempfänger jüngst im Urteil 
vom 10. Oktober 2025 (Az. IX R 4/24) einer Besteuerung nach § 24 Nummer 1 
Buchstabe a EStG unterworfen. Insoweit entsteht keine Besteuerungslücke, die 
geschlossen werden muss. 
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Zu Artikel 3 Nummer 19 Buchstabe b1 – neu – (§ 52 Absatz 30 Satz 2 – neu – 
EStG) 


Die Neuregelung ist erstmals auf Entschädigungen, Abstandszahlungen oder 
sonstige Leistungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 erbracht 
werden. 


9. Zu Artikel 3 Nummer 9 (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4 EStG) 


Artikel 3 Nummer 9 ist zu streichen. 


Begründung: 


Mit der als redaktionelle Anpassung an die geltende Fassung des § 33b EStG 
begründeten Änderung (Nummer 9 Buchstabe a und b) schlägt die 
Bundesregierung vor, den Pflege-Pauschbetrag (§ 33b Absatz 6 EStG) aus 
§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EStG herauszulösen und dafür § 39a 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG entsprechend zu ergänzen, sodass hier künftig 
alle Pauschbeträge gemäß § 33b EStG zusammen aufgeführt sind.  


Dieser Umgliederung bedarf es nicht. Denn alle Pauschbeträge gemäß 
§ 33b EStG (Pauschbeträge für Menschen mit Behinderungen, Hinterbliebene 
und Pflegepersonen) sind nach geltender Rechtslage bereits zutreffend als 
Antragstatbestände für das Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren (§ 39a EStG) 
geregelt: 


- in § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EStG: Pflege-Pauschbetrag (§ 33b 
Absatz 6 EStG), 


- in § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG: Pauschbeträge für Menschen mit 
Behinderungen und Hinterbliebene (§ 33b Absatz 1 bis 5 EStG). 


Die Umgliederung ginge zudem über eine bloße redaktionelle Änderung 
hinaus, denn sie hätte weitreichende Folgen für die bestehenden Kontroll- und 
Prüfungsmechanismen im Gesetzesvollzug. Sie würde dazu führen, dass für im 
Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren gewährte Pflege-Pauschbeträge künftig 
keine regelmäßige Prüfung mehr erfolgt bzw. erfolgen kann, obwohl kein 
sachlicher Grund eine solche Verfahrensänderung rechtfertigen würde. 


Der Pflege-Pauschbetrag löst bislang wie alle anderen in § 39a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 EStG genannten Antragstatbestände eine Pflichtveranlagung aus 
und unterfällt im Ermäßigungsverfahren der Gültigkeitsbegrenzung auf 
maximal zwei Kalenderjahre. Dagegen lösen Antragstatbestände, die in § 39a 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG genannt sind, für sich genommen keine 
Pflichtveranlagung aus (Umkehrschluss aus § 46 Absatz 2 Nummer 4 EStG) 
und sie unterfallen auch nicht der Gültigkeitsbegrenzung im 
Ermäßigungsverfahren (Umkehrschluss aus § 39a Absatz 1 Satz 3 EStG). 
Diese Regelungen sind für den Behinderten-Pauschbetrag auch gerechtfertigt, 
weil dieser Freibetrag regelmäßig entsprechend den Gültigkeitsangaben zum 
Grad der Behinderung (GdB) berücksichtigt wird. Beim Pflege-Pauschbetrag 
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ist die Sachlage hingegen eine andere: Eine verlässliche Prognose, wie lange 
die Abzugsvoraussetzungen vorliegen werden, ist hier nicht möglich. Soweit 
z. B. die Pflege eingestellt wird, der Steuerpflichtige umzieht und aufgrund der  
Entfernung keine Pflege mehr leisten kann oder die gepflegte Person verstirbt, 
wird dies gegebenenfalls zu spät oder gar nicht erkannt. Dies gilt es zu 
vermeiden. Um an dem bewährten Verfahren festzuhalten ist es daher geboten, 
den Pflege-Pauschbetrag – wie bisher – in § 39a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 EStG zu belassen und von der in Artikel 3 Nummer 9 vorgesehenen 
Gesetzesänderung wieder Abstand zu nehmen. 


10. Zu Artikel 3 Nummer 10 (§ 41 Absatz 1 Satz 4 EStG) 


Artikel 3 Nummer 10 ist durch die folgende Nummer 10 zu ersetzen: 


„10. In § 41 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „, die nach § 3 Nummer 21 


steuerfreien Einnahmen, die nach § 3 Nummer 28 steuerfreien 


Aufstockungsbeträge oder Zuschläge und die nach § 3 Nummer 28a 


steuerfreien Zuschüsse“ gestrichen. 


Begründung: 


Die Nennung der nach § 3 Nummer 21 EStG steuerfreien Einnahmen 
(Aktivrente) in § 41 Absatz 1 Satz 4 EStG ist nicht erforderlich, da sich die 
Aufzeichnungspflicht im Lohnkonto für die steuerfreien Einnahmen bereits 
allgemein aus § 41 Absatz 1 Satz 3 EStG ergibt. Diese Begründung gilt 
gleichermaßen für die nach § 3 Nummer 28 EStG steuerfreien 
Aufstockungsbeträge und Zuschläge sowie die nach § 3 Nummer 28a EStG 
steuerfreien Zuschüsse. Folgerichtig sind auch diese steuerfreien 
Lohnbestandteile in § 41 Absatz 1 Satz 4 EStG nicht zu nennen. Der 
Regelungsgehalt von § 41 Absatz 1 Satz 4 EStG bleibt damit auf die 
Aufzeichnungspflicht für dem Progressionsvorbehalt unterliegende staatliche 
Lohnersatzleistungen beschränkt. 


11. Zu Artikel 3 (§ 50j EStG) 


Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob die in Artikel 3 


Nummer 17 Buchstabe b beabsichtigte Änderung des § 50c Absatz 2 


Satz 6 EStG einer flankierenden Änderung des § 50j EStG bedarf. 
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Begründung: 


Ausweislich der Begründung zum Gesetzentwurf zu Artikel 3 Nummer 17 
Buchstabe b soll mit der Einschränkung des Freistellungsverfahrens (§ 50c 
Absatz 2 EStG) möglichen Cum/Cum-Gestaltungen unter Einschaltung 
ausländischer Großaktionäre Rechnung getragen werden. 


Mit der geplanten Gesetzesänderung käme zukünftig eine Entlastung nur noch 
im Erstattungsverfahren nach § 50c Absatz 3 EStG in Betracht. Betroffen von 
dieser Regelung sind neben DBA-berechtigten Aktionären auch solche 
Aktionäre, die auf Grundlage des § 43b EStG (Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2011/96) Erstattungsansprüche im Inland geltend machen können. 


Im Erstattungsverfahren sollen ausweislich der Begründung zum 
Gesetzentwurf unter anderem die Voraussetzungen des § 50j EStG geprüft 
werden, wonach eine Erstattung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer nur 
unter bestimmten Voraussetzungen in Betracht kommt. Hierdurch sollen 
mögliche Cum/Cum-Gestaltungen ausgeschlossen werden. 


§ 50j EStG findet aktuell jedoch nur auf Gläubiger von Kapitaler-trägen 
Anwendung, die nach einem Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung Erstattungsansprüche geltend machen können. § 50j EStG 
findet dagegen keine Anwendung auf Gläubiger von Kapitalerträgen, die auf 
Grundlage des § 43b EStG Erstattungsansprüche im Inland geltend machen 
können. 


12. Zu Artikel 4 Nummer 1a  neu  (§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 4 EStG), 


Nummer 9 Buchstabe a1  neu  (§ 52 Absatz 12 Satz 20  neu  EStG) 


Artikel 4 ist wie folgt zu ändern: 


a) Nach Nummer 1 ist die folgende Nummer 1a einzufügen: 


,1a. § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 


ersetzt: 


„4. unentgeltlich oder gegen Gewährung oder Minderung von 


Gesellschaftsrechten zwischen den Gesamthandsvermögen 


verschiedener Mitunternehmerschaften derselben 


Mitunternehmer.“ ‘ 
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b) Nach Nummer 9 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a1 einzufügen: 


,a1) Nach Absatz 12 Satz 19 wird der folgende Satz eingefügt: 


„§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 4 in der Fassung des Artikels 4 des 


Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist erstmals für Übertragungen nach dem 


31. Dezember 2026 anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Nummer 1a  neu  (§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 4 EStG)  


Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat mit Beschluss vom 
28. November 2023 – 2 BvL 8/13, BGBl. I 2024, Nr. 45 § 6 Absatz 5 
Satz 3 EStG  als mit Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar 
erklärt, soweit danach die Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen 
beteiligungsidentischen Personengesellschaften zum Buchwert ausgeschlossen 
ist. Der Gesetzgeber hat daraufhin mit dem Jahressteuergesetz 2024 (vgl.  
BR-Drucksache 529/24) eine neue Nummer 4 in § 6 Absatz 5 Satz 3 EStG 
rückwirkend für alle offenen Fälle aufgenommen (§ 52 Absatz 12 
Satz 15 EStG).  


Dabei hat sich der Gesetzgeber eng an dem Beschluss und dem ihm 
zugrundeliegenden Sachverhalt orientiert. Zu entscheiden war der Fall einer 
(teilweise) unentgeltlichen Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen 
Schwesterpersonengesellschaften, mit identisch beteiligten Mitunternehmern.  


Zur Erleichterung und Förderung von unternehmerischen Strukturmaßnahmen 
wird an der identischen Beteiligungshöhe derselben Mitunternehmer nicht 
mehr festgehalten. Sind etwa A und B zu jeweils 50 Prozent an der 
Mitunternehmerschaft I und zu 40 Prozent und 60 Prozent an der 
Mitunternehmerschaft II beteiligt, soll damit zukünftig ebenfalls eine 
buchwertneutrale Übertragung zwischen den Gesamthandsvermögen der 
Mitunternehmerschaften I und II möglich sein. Denn ein Überspringen stiller 
Reserven wird im Bereich von § 6 Absatz 5 Satz 3 EStG vom Gesetzgeber 
auch in anderen Übertragungsvorgängen nach § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 
bis 3 EStG mit Rechtsträgerwechsel anerkannt.  


Zusätzlich wird der unentgeltlichen Übertragung die Übertragung gegen 
Gewährung oder Minderung von Gesellschaftsrechten zur Seite gestellt, um so 
einen Gleichlauf mit den Übertragungsvorgängen nach § 6 Absatz 5 Satz 3 
Nummer 1 und Nummer 2 EStG herzustellen. Damit tritt auch eine 
Erleichterung für Neugründungsfälle ein. In diesen Fällen ist bislang stets eine 
vorgelagerte Bargründung mit anschließender unentgeltlicher Übertragung 
erforderlich. Die Bargründung kann in diesen Fällen zukünftig entfallen und 
die Übertragung gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten an die 
Mitunternehmerschaft selbst oder an die an ihr beteiligten Mitunternehmer 
erfolgen.  
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Zu Nummer 9 Buchstabe a1   neu  (§ 52 Absatz 12 Satz 20  neu  EStG)  


Der Verzicht auf die identische Beteiligungshöhe derselben Mitunternehmer 
und die Erweiterung um die Übertragung gegen Gewährung oder Minderung 
von Gesellschaftsrechten sind für alle nach dem 31. Dezember 2026 
stattfindenden Übertragungen anwendbar. 


13. Zu Artikel 4 Nummer 2a  neu  (§ 16 Absatz 2 Satz 4  neu  EStG), 


Nummer 2b  neu  (§ 17 Absatz 2 Satz 3a  neu  EStG), Nummer 9 


Buchstabe b1  neu  (§ 52 Absatz 25a0  neu  EStG), Buchstabe b2  neu  


(§ 52 Absatz 25a Satz 3  neu  EStG) 


Artikel 4 ist wie folgt zu ändern: 


a) Nach Nummer 2 sind die folgenden Nummern 2a und 2b einzufügen: 


,2a. Nach § 16 Absatz 2 Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt: 


„Vom Eintritt einer aufschiebenden Bedingung abhängige 


Bestandteile des Veräußerungspreises im Sinne des Satzes 1 sind 


unabhängig vom Zeitpunkt des Eintritts der aufschiebenden 


Bedingung im Veranlagungszeitraum zu berücksichtigen, in dem die 


Veräußerung stattgefunden hat.“ 


2b. Nach § 17 Absatz 2 Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt: 


„Vom Eintritt einer aufschiebenden Bedingung abhängige 


Bestandteile des Veräußerungspreises im Sinne des Satzes 1 sind 


unabhängig vom Zeitpunkt des Eintritts der aufschiebenden 


Bedingung im Veranlagungszeitraum zu berücksichtigen, in dem die 


Veräußerung stattgefunden hat.“ ‘ 


b) Nach Nummer 9 Buchstabe b sind die folgenden Buchstaben b1 und b2 


einzufügen: 


,b1) Nach Absatz 25 wird der folgende Absatz 25a0 eingefügt: 


„(25a0) § 16 Absatz 2 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1a des 


Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist erstmals für Veräußerungen im Sinne von § 16 


Absatz 1 nach dem 31. Dezember 2026 anzuwenden.“ 


b2) Nach Absatz 25a Satz 2 wird der folgende Satz eingefügt: 


„§ 17 Absatz 2 Satz 7 in der Fassung des Artikels 1a des Gesetzes 
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vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] ist erstmals für Veräußerungen im Sinne von § 17 


Absatz 1 nach dem 31. Dezember 2026 anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Nummer 2a – neu – (§ 16 Absatz 2 Satz 4 – neu – EStG) 


Mit Urteil vom 9. November 2023  IV R 9/21, BStBl Teil II 2024, S. 510 hat 
der Bundesfinanzhof entschieden, dass gewinn- oder umsatzabhängige Earn-
Out-Zahlungen, bei denen das Entstehen sowohl dem Grunde als auch der 
Höhe nach ungewiss ist, erst im Zeitpunkt des Zuflusses als nachträgliche 
Betriebseinnahmen zu versteuern sind. Die Verwaltung wendet diese 
Rechtsprechung im Bereich der §§ 16, 17 EStG an (vgl. H 16 Absatz 10 „Earn-
Out-Klauseln“ EStH und H 17 Absatz 7 „Stichtagsbewertung“, 2. Tiret der 
Einkommensteuer-Hinweise). 


Die Berücksichtigung dieser Earn-Out-Zahlungen erst im 
Veranlagungszeitraum, in dem diese der steuerpflichtigen Person zufließen, 
kann unter Umständen zu Besteuerungslücken führen, wenn die veräußernde 
Person zu diesem Zeitpunkt nicht mehr in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässig ist. Daher ist eine Rückbeziehung dieser Zahlungen in den 
Veranlagungszeitraum der Veräußerung geboten. 


Zudem führt die Rückbeziehung dazu, dass die Earn-Out-Zahlung  ihrem 
wirtschaftlichen Gehalt entsprechend  bei der Prüfung der für 
Veräußerungsvorgänge gewährten Vergünstigungen (Freibetrag nach §§ 16, 
17 EStG, Sondersteuersatz nach § 34 EStG) einbezogen wird.  


Zu Nummer 2b  neu  (§ 17 Absatz 2 Satz 3a  neu  EStG) 


Es gelten die Ausführungen zu Nummer 2a  neu   entsprechend. 


Zu Nummer 9 Buchstabe b1– neu – (§ 52 Absatz 25a0  neu  EStG) 


Die Rückbeziehung von Earn-Out-Zahlungen zum Veranlagungszeitraum der 
Veräußerung kann sich für die steuerpflichtige Person im Einzelfall auch 
nachteilig auswirken (zum Beispiel Abschmelzung bzw. Wegfall des 
Freibetrags gemäß § 16 Absatz 4 EStG). Aus diesem Grund ist die in 
Nummer 2a  neu  vorgeschlagene gesetzliche Neuregelung aus 
Vertrauensschutzgründen erstmals für Besteuerungstatbestände des § 16 EStG 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 eintreten. 
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Zu Nummer 9 Buchstabe b2 – neu – (§ 52 Absatz 25b Satz 3 – neu – EStG) 


Die Rückbeziehung von Earn-Out-Zahlungen zum Veranlagungszeitraum der 
Veräußerung kann sich für die steuerpflichtige Person im Einzelfall auch 
nachteilig auswirken (zum Beispiel Abschmelzung bzw. Wegfall des 
Freibetrags gemäß § 17 Absatz 3 EStG). Aus diesem Grund ist die in 
Nummer 2b  neu  vorgeschlagene gesetzliche Neuregelung aus 
Vertrauensschutzgründen erstmals für Besteuerungstatbestände des § 17 EStG 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2026 eintreten. 


14. Zu Artikel 4 (§ 24b EStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Erhöhung des 


bestehenden Entlastungsbetrags für Alleinerziehende sowie des 


Erhöhungsbetrags für jedes weitere Kind (§ 24b EStG) vorzusehen und ferner 


die Weiterentwicklung zu einer progressionsunabhängigen Förderung zu 


prüfen, damit Steuerpflichtige mit kleineren und mittleren Einkommen stärker 


als bisher entlastet werden. Dies könnte auch durch eine Steuergutschrift 


erreicht werden. Die Entlastung sollte sich dabei an der Entlastungswirkung des 


jeweils aktuell geltenden Freibetrags im Bereich des Spitzensteuersatzes 


orientieren. 


Begründung: 


Familienleben und Beruf miteinander zu vereinbaren, stellt für 
Alleinerziehende eine besondere Herausforderung dar. Erwerbstätige 
Alleinerziehende tragen die Verantwortung für Betreuung, Erziehung und 
Haushalt regelmäßig allein und sehen sich dabei erheblichen organisatorischen 
und finanziellen Belastungen ausgesetzt. Sie sind zudem einem 
überdurchschnittlich hohen Armutsrisiko ausgesetzt. Es ist daher ein wichtiges 
familien- und sozialpolitisches Anliegen, Alleinerziehende – insbesondere bei 
niedrigen und mittleren Einkommen – zielgenau, unbürokratisch und stärker 
als bisher zu entlasten. 


Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende nach § 24b EStG trägt diesem 
Anliegen Rechnung, indem er den erhöhten Lebensführungsaufwand 
alleinerziehender Steuerpflichtiger berücksichtigt. Dieser sollte in einem ersten 
Schritt erhöht werden. Als von der Summe der Einkünfte abzuziehender 
Freibetrag entfaltet er jedoch eine mit steigendem Einkommen zunehmende 
Entlastungswirkung. Aufgrund des progressiven Einkommensteuertarifs 
profitieren Steuerpflichtige mit höheren Einkommen von einem Freibetrag 
stärker als solche mit niedrigen und mittleren Einkommen. Gerade die Gruppe 
der Alleinerziehenden mit geringeren Einkommen, die auf eine Entlastung in 
besonderem Maße angewiesen ist, wird dadurch verhältnismäßig geringer 







Drucksache 447/26 (Beschluss) - 24 - 


 


begünstigt. 


Eine Weiterentwicklung des Entlastungsbetrags zu einer 
progressionsunabhängigen Förderung könnte diese Ungleichbehandlung 
verringern. Denkbar ist insbesondere eine Ausgestaltung als Steuergutschrift, 
deren Höhe sich an der Entlastungswirkung orientiert, die der jeweils geltende 
Freibetrag im Bereich des Spitzensteuersatzes erzielt. Auf diese Weise käme 
allen Alleinerziehenden eine gleich hohe absolute Entlastung zugute, 
unabhängig von der Höhe ihres zu versteuernden Einkommens. Kleinere und 
mittlere Einkommen würden dadurch spürbar stärker entlastet als bisher. 


Es wird darum gebeten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, in 
welcher Form eine solche Weiterentwicklung sachgerecht, zielgenau und mit 
vertretbarem Verwaltungsaufwand umgesetzt werden kann. Dabei sollten 
sowohl die finanziellen Auswirkungen auf das Steueraufkommen als auch die 
verwaltungspraktische Handhabbarkeit für die Finanzverwaltung und die 
betroffenen Steuerpflichtigen in den Blick genommen werden. 


15. Zu Artikel 4 Nummer 2a  neu  (§ 33b Absatz 1 EStG) 


Nach Artikel 4 Nummer 2 ist die folgende Nummer 2a einzufügen: 


,2a. § 33b Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 


„Wegen der Aufwendungen für die Hilfe bei den gewöhnlichen und 


regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die 


Pflege sowie für einen erhöhten Wäschebedarf steht Menschen mit 


Behinderungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 ein Pauschbetrag 


nach Absatz 3 zu (Behinderten-Pauschbetrag). Dabei gelten die von der 


jeweiligen für die Feststellung einer Behinderung zuständigen 


mitteilungspflichtigen Stellen nach Maßgabe des § 93c der 


Abgabenordnung übermittelten Feststellungen zu einer Behinderung als 


Angaben des Steuerpflichtigen. Anstelle des Pauschbetrags nach Absatz 3 


kann eine Steuerermäßigung nach § 33 geltend gemacht werden; das 


Wahlrecht kann für die genannten Aufwendungen nur einheitlich ausgeübt 


werden.“ ‘ 


Begründung: 


Bei der Geltendmachung behinderungsbedingter Aufwendungen wird das 
bisherige Regel-Ausnahme-Verhältnis umgekehrt. Der Behinderten-
Pauschbetrag wird bei Vorliegen eines Nachweises über das Vorliegen einer 
Behinderung von Amts wegen berücksichtigt.  
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Als Nachweis gelten bei einer ab dem 1. Januar 2026 festgestellten 
Behinderung die Daten, die von der für die Feststellung der Behinderung 
zuständigen und damit mitteilungspflichtigen Stelle übermittelt werden (§ 65 
Absatz 3a der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung). Bei einem Grad 
der Behinderung, der ab dem Jahr 2026 nach § 152 Absatz 1 SGB IX 
festgestellt wird, wird der Behinderten-Pauschbetrag damit ab dem Jahr 2027 
von Amts wegen berücksichtigt. 


Vor dem Jahr 2026 von der zuständigen Behörde ausgestellte und von der 
steuerpflichtigen Person vorgelegte Ausweise nach dem Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch sowie Bescheide nach § 152 Absatz 1 SGB IX werden 
weiterhin als Nachweise anerkannt, es sei denn, die zugrunde liegenden 
Feststellungen ändern sich vor Ablauf der Gültigkeit (§ 84 Absatz 3h EStDV). 
Darüber hinaus erfolgt der Nachweis einer Behinderung in Fällen des § 65 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b EStG durch den vorgelegten Rentenbescheid 
oder den die anderen laufenden Bezüge nachweisenden Bescheid. Den 
Nachweis der Einstufung in einen Pflegegrad nach dem Elften Buch 
Sozialgesetzbuch hat die steuerpflichtige Person ebenfalls durch Vorlage des 
entsprechenden Bescheides zu erbringen (§ 65 Absatz 2a EStDV). Eine 
Berücksichtigung erfolgt in diesen Fällen ab dem Jahr 2027 von Amts wegen, 
wenn die steuerpflichtige Person diese Ausweise und Bescheide bereits in den 
Vorjahren einmal der zuständigen Finanzbehörde vorgelegt hat und diese 
dadurch Kenntnis vom Grad der Behinderung erlangt hat.  


Die individuelle Geltendmachung höherer Aufwendungen als 
außergewöhnliche Belastungen gemäß § 33 Absatz 1 EStG bleibt möglich. 
Damit werden die unmittelbar durch eine Behinderung laufend entstehenden 
typischen Mehraufwendungen im jeweiligen Veranlagungszeitraum entweder 
durch die Berücksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags (§ 33b Absatz 1 
bis 3 EStG) oder auf Antrag der steuerpflichtigen Person durch 
Geltendmachung der tatsächlich entstandenen Mehraufwendungen (§ 33 
Absatz 1 EStG) berücksichtigt.  


Die antraglose Berücksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags bei Vorliegen 
der in § 65 EStDV genannten Nachweise ist Voraussetzung für die angestrebte 
vollautomatisierte Einkommensteuerfestsetzung auf Grundlage elektronisch 
übermittelter Daten. Die betroffenen Steuerpflichtigen werden dadurch von 
Erklärungspflichten entlastet, zugleich wird das Besteuerungsverfahren 
vereinfacht und entbürokratisiert.  
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16. Zu Artikel 4 Nummer 4 (§ 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe c  neu , 


Absatz 4a Satz 1, Satz 5  neu  EStG), Nummer 5 (§ 39a Absatz 1 Satz 1 


Nummer 1b, Absatz 4 Satz 1 Nummer 1b EStG), Nummer 6 (§ 39b Absatz 2 


Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b, c EStG) 


Artikel 4 ist wie folgt zu ändern: 


a) Nummer 4 ist durch die folgende Nummer 4 zu ersetzen:  


,4. § 39 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe b wird der folgende 


Buchstabe c eingefügt: 


„c) zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur daran 


anknüpfenden sozialen Pflegeversicherung, soweit die 


Beitragsdaten nach Absatz 4a Satz 5 von der 


Krankenkasse zu übermitteln sind“ 


b) Absatz 4a wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Das Versicherungsunternehmen oder die Einrichtung im 


Sinne des § 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a 


Satz 2 als jeweils mitteilungspflichtige Stelle hat dem 


Bundeszentralamt für Steuern nach Maßgabe des § 93c 


der Abgabenordnung die in Absatz 4 Nummer 4 


Buchstabe a und b genannten Beiträge unter Angabe der 


Vertrags- oder der Versicherungsdaten zu übermitteln, 


soweit der Versicherungsnehmer dieser Übermittlung 


nicht gegenüber der mitteilungspflichtigen Stelle 


widerspricht; das Bundeszentralamt für Steuern bildet aus 


den automatisiert übermittelten Daten die entsprechenden 


Lohnsteuerabzugsmerkmale.“ 
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bb) Nach Satz 4 wird der folgende Satz eingefügt: 


„Satz 1 gilt entsprechend für die Übermittlung der in 


Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe c genannten Beiträge 


durch die Krankenkasse, soweit die Beiträge nicht vom 


Arbeitgeber einbehalten werden, wenn der Arbeitnehmer 


die Übermittlung von seiner Krankenkasse verlangt.“ ‘ 


b) Nummer 5 ist durch die folgende Nummer 5 zu ersetzen:  


,5. § 39a wird wie folgt geändert: 


a) Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a wird die folgende 


Nummer 1b eingefügt: 


„1b. Sonderausgaben im Sinne des § 10 Absatz 1 


Nummer 2 Buchstabe a unter den Voraussetzungen 


des § 10 Absatz 2, wenn die Beiträge nicht bereits 


bei der Vorsorgepauschale entsprechend § 39b 


Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a zu 


berücksichtigen sind,“ 


b) Nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a wird die folgende 


Nummer 1b eingefügt: 


„1b. Sonderausgaben im Sinne des § 10 Absatz 1 


Nummer 2 Buchstabe a unter den Voraussetzungen 


des § 10 Absatz 2, wenn die Beiträge nicht bereits 


bei der Vorsorgepauschale entsprechend § 39b 


Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a zu 


berücksichtigen sind,“ ‘ 


c) Nummer 6 ist durch die folgende Nummer 6 zu ersetzen: 


‚6. § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 wird wie folgt geändert: 


a) Die Buchstaben a bis c werden durch die folgenden 


Buchstaben a bis c ersetzt: 


„a) Für die Rentenversicherung <<… weiter wie 


Vorlage …>>“  


  b) für die Krankenversicherung bei Arbeitnehmern, 


die in der gesetzlichen Krankenversicherung 
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versichert sind, in Höhe der Beiträge, die vom 


Arbeitgeber für diese Versicherung für den 


Lohnzahlungszeitraum vom Arbeitslohn 


einbehalten werden, vermindert um 4 Prozent, 


wenn sich aus den Beiträgen ein Anspruch auf 


Krankengeld oder ein Anspruch auf eine 


Leistung, die anstelle von Krankengeld gewährt 


wird, ergeben kann, sowie in den Steuerklassen I 


bis V in Höhe der dem Arbeitgeber als 


Lohnsteuerabzugsmerkmal bereitgestellten 


Beiträge nach § 39 Absatz 4 Nummer 4 


Buchstabe c, etwaig vervielfältigt unter 


sinngemäßer Anwendung von Satz 2 auf einen 


Jahresbetrag, vermindert um darauf entfallende 


nach § 3 Nummer 62 steuerfreie Zuschüsse,  


c) für die Pflegeversicherung bei Arbeitnehmern, die 


in der sozialen Pflegeversicherung versichert sind, 


in Höhe der Beiträge, die vom Arbeitgeber für 


diese Versicherung für den 


Lohnzahlungszeitraum vom Arbeitslohn 


einbehalten werden, sowie in den Steuerklassen I 


bis V in Höhe der dem Arbeitgeber als 


Lohnsteuerabzugsmerkmal bereitgestellten 


Beiträge nach § 39 Absatz 4 Nummer 4 


Buchstabe c, etwaig vervielfältigt unter 


sinngemäßer Anwendung von Satz 2 auf einen 


Jahresbetrag, vermindert um darauf entfallende 


nach § 3 Nummer 62 steuerfreie Zuschüsse,“ 


b) Buchstabe e wird <<… weiter wie Vorlage …>>“ ‘ 
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Begründung:  


Für freiwillig gesetzlich versicherte Arbeitnehmer, die ihre Beiträge zur 
Krankenversicherung selbst entrichten und gegebenenfalls keinen 
Arbeitgeberzuschuss wie Pflichtversicherte erhalten, soll die tatsächliche, 
gegebenenfalls erhöhte Beitragslast nur im Freibetragsverfahren – mit 
anschließender Pflichtveranlagung zur Einkommensteuer – berücksichtigt 
werden können. Dies belastet Arbeitnehmer und Finanzämter. Folgerichtig ist 
auch hier die Beitragsdatenübermittlung durch die Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung vorzusehen – die Verpflichtung zur Datenübermittlung 
trifft auch alle anderen Träger von Krankenversicherungen. Es sind keine 
sachlichen Gründe erkennbar, warum die gesetzlichen Krankenkassen nicht 
ebenso Beitragsdaten für Zwecke des Lohnsteuerabzugsverfahrens übermitteln 
können, wenn der Arbeitnehmer die Übermittlung wünscht.  


Zu § 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe c  neu  EStG 


Die von der Krankenkasse nach § 39 Absatz 4a Satz 5 EStG zu übermittelnden 
Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur daran anknüpfenden 
sozialen Pflegeversicherung werden den Lohnsteuerabzugsmerkmalen 
hinzugefügt. 
Zu 39 Absatz 4a Satz 1 EStG 


Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 


Zu § 39 Absatz 4a Satz 5  neu  EStG 


Die gesetzlichen Krankenkassen werden in die für die anderen Träger der 
Krankenversicherungen bereits vorgesehene Übermittlungspflicht für 
Beitragsdaten für Zwecke der Vorsorgepauschale im 
Lohnsteuerabzugsverfahren einbezogen, soweit die Beiträge nicht vom 
Arbeitgeber einbehalten werden und sofern der Arbeitnehmer die Übermittlung 
wünscht. Damit können insbesondere freiwillig gesetzlich krankenversicherte 
Arbeitnehmer, die keinen Arbeitgeberzuschuss erhalten, für ihre Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträge die zutreffende steuerliche Entlastung bereits im 
Lohnsteuerabzugsverfahren erhalten. Hierzu bedarf es – wie bei gesetzlich 
pflichtversicherten oder privat versicherten Arbeitnehmern auch – keines 
Antrags auf einen Freibetrag im Lohnsteuerabzugsverfahren, sodass keine 
Pflichtveranlagung ausgelöst wird.  


Zu § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1b und Absatz 4 Satz 1 Nummer 1b EStG 


Das vorgesehene Freibetragsverfahren für Selbstzahler obligatorischer und 
freiwilliger Beiträge zu berufsständischen Versorgungseinrichtungen bleibt 
unberührt, das Freibetragsverfahren für Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung entfällt zugunsten einer auf Wunsch des Arbeitnehmers 
obligatorischen Übermittlung der Beitragsdaten für Zwecke der 
Vorsorgepauschale (vgl. Nummer 3 und 4).  
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Zu § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b und c EStG 


Die von der Krankenkasse nach § 39 Absatz 4a Satz 5 zu übermittelnden 
Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur daran anknüpfenden 
sozialen Pflegeversicherung werden in die Bemessung der Vorsorgepauschale 
einbezogen, sodass für diese Beiträge bereits im Lohnsteuerabzugsverfahren 
die zutreffende Entlastung gewährt wird.  


17. Zu Artikel 4 (§ 39e Absatz 4 Satz 5 EStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob für den 


Fall, dass ein Arbeitgeber seiner Verpflichtung zur unverzüglichen Mitteilung 


des Tags der Beendigung des Dienstverhältnisses nach § 39e Absatz 4 


Satz 5 EStG nicht nachkommt, eine gesetzliche Sanktion – ähnlich wie etwa ein 


Verspätungsgeld § 22a Absatz 5 EStG oder ein Bußgeld ähnlich § 50f EStG – 


vorgesehen werden sollte. 


Begründung: 


Arbeitgeber sind im Fall der Beendigung des Dienstverhältnisses einer 
Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers verpflichtet, den Tag der 
Beendigung unverzüglich dem Bundeszentralamt durch Datenfernübertragung 
mitzuteilen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass Arbeitgeber dieser 
Verpflichtung häufig nicht nachkommen und ihnen daher weiterhin 
Mitteilungen und Lohnsteuerabzugsmerkmale der früheren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer zum Abruf bereitgestellt werden. Die Bundesregierung 
sollte prüfen, ob durch eine gesetzliche Sanktionierung darauf hingewirkt 
werden kann, dass Arbeitgeber ihrer Informationsverpflichtung bei der 
Beendigung von Dienstverhältnissen zuverlässig nachkommen.  


18. Zu Artikel 4 Nummer 6a – neu – (§ 41a Absatz 2 Satz 2 EStG) 


Nach Artikel 4 Nummer 6 ist die folgende Nummer 6a einzufügen: 


,6a. In § 41a Absatz 2 Satz 2 wird jeweils die Angabe „1 080 Euro“ durch die 


Angabe „1 800 Euro“ ersetzt.‘ 
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Begründung: 


Der bisherige Betrag für „Jahreszahler“ von 1 080 Euro geht von einer 
Pauschalbesteuerung eines 450-Euro-Jobs mit 20 Prozent aus (450 Euro × 
20 Prozent × 12 Monate = 1 080 Euro). Diese frühere Geringfügigkeitsgrenze 
wurde zunächst angehoben und mittlerweile dynamisiert (Mindestlohn × 
130 : 3, auf volle Euro aufgerundet). Im Jahr 2026 beträgt die 
Geringfügigkeitsgrenze bereits 603 Euro pro Monat und wird ab dem 
1. Januar 2027 auf 633 Euro monatlich angehoben. Die vorgesehene 
Betragsanpassung trägt der Dynamisierung der Geringfügigkeitsgrenze auch 
im Hinblick auf zukünftige Anpassungen Rechnung. 


19. Zu Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 


Dreifachbuchstabe bbb (§ 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG) 


Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Dreifachbuchstabe bbb 


ist durch den folgenden Dreifachbuchstaben bbb zu ersetzen: 


,bbb) Nummer 8 wird durch die folgende Nummer 8 ersetzt: 


„8. für die nach § 3 Nummer 13 oder 16 steuerfrei erstatteten 


Reisekosten bei beruflich veranlassten Auswärtstätigkeiten, jeweils 


für das Kalenderjahr, auf das sich die Erstattung bezieht, 


aufgeschlüsselt nach: 


a) Fahrtkosten, 


b) Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen und 


Verpflegungszuschüsse, einschließlich Kürzungen aufgrund 


von Mahlzeitengestellung, 
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c) Übernachtungskosten, 


d) beruflich veranlasste Reisenebenkosten. 


Die Angaben nach Buchstabe a bis d können unterbleiben, wenn 


der Arbeitgeber durch Vermerk eines Großbuchstabens R bestätigt, 


dass er seinen Arbeitnehmern die durch das Dienstverhältnis 


veranlassten Reisekosten in Höhe des hierfür zustehenden 


Werbungskostenabzugs vollständig erstattet.“ ‘ 


Begründung: 


Die Änderungen in § 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 EStG schaffen 
zusätzliche Bescheinigungspflichten für den Arbeitgeber, da erstattete 
Reisekosten (im Einzelnen Fahrtkosten, Verpflegungspauschalen, 
Übernachtungskosten, Reisenebenkosten) aufgeschlüsselt und jahresbezogen 
auf der Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesen werden sollen. 


Zweck der Bescheinigung ist die Verhinderung eines ungerechtfertigten 
Werbungskostenabzugs für vom Arbeitgeber bereits erstattete Kosten. Die 
Bescheinigung dieser Einzelpositionen bedeutet für die Arbeitgeber einen 
erheblichen Bürokratieaufwand, zumal in vielen Unternehmen, auch bei 
öffentlichen Arbeitgebern, die Reisekostenabrechnung nicht mit den 
Lohnkonten verbunden ist und zur Bescheinigung der Reisekostendaten nun 
ein Datenübermittlungsverfahren erforderlich wird. Gleichzeitig ist nicht 
erkennbar, dass künftig eine maschinelle Auswertung zur Verfügung stehen 
könnte, die exakt aus den beantragten Werbungskosten und den übermittelten 
Erstattungsbeträgen den zutreffenden Werbungskostenabzug ermitteln würde – 
denn dazu müssten die Steuerpflichtigen auch alle bereits erstatteten 
Werbungskosten in der Erklärung angeben. Insoweit widerspricht die mit dem 
Gesetzentwurf neu gefasste detaillierte Bescheinigungspflicht auch dem 
Grundsatz der Datenminimierung. 


Arbeitgebern sollte zur Reduzierung des Bürokratieaufwands alternativ die 
Möglichkeit eingeräumt werden, anstelle der Einzelbescheinigung aller 
Reisekostenerstattungsbeträge mittels des Großbuchstabens R in der 
Lohnsteuerbescheinigung zu dokumentieren, wenn nach den Reisekosten-
Richtlinien des Arbeitgeberunternehmens die steuerfreien 
Arbeitgebererstattungen den dem Grunde nach zustehenden 
Werbungskostenanspruch der Arbeitnehmer vollständig abdecken. Damit 
erübrigt sich in diesen Fällen nicht nur die individuelle Bescheinigung der 
Reisekostenerstattungen in der Lohnsteuerbescheinigung, sondern auch eine 
spätere Anforderung von Arbeitgeberbescheinigungen für das 
Veranlagungsverfahren. Der Großbuchstabe R kann vom 
Arbeitgeberunternehmen ohne bürokratischen Aufwand allen Arbeitnehmern 
des Unternehmens ohne weitere Prüfung zugeordnet werden und schafft  
– zugunsten der Arbeitnehmer – zugleich einen Anreiz für Arbeitgeber, die 
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steuerfreie Erstattung von Reisekosten bis zur Höhe des möglichen 
Werbungskostenabzugs auszuschöpfen. Damit wird zudem der Bedarf für 
Antragsveranlagungen verringert, denn bei vollständiger Arbeitgebererstattung 
ergibt sich kein zusätzlicher Werbungskostenabzug für den Arbeitnehmer; dies 
entlastet auch die Finanzämter.  


20. Zu Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b (§ 41c Absatz 4 Satz 1 EStG)  


Artikel 5 Nummer 2 Buchstabe b ist durch den folgenden Buchstabe b zu 


ersetzen: 


,b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe „elektronisch“ wird durch die Angabe „nach Maßgabe des 


§ 93c der Abgabenordnung“ ersetzt. 


b) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt: 


„2. der Arbeitgeber <…weiter wie Vorlage…>“ ‘ 


Begründung: 


Haben Arbeitgeber zu wenig Lohnsteuer einbehalten, haben sie die Fälle, in 
denen sie die Lohnsteuer nicht nachträglich einbehalten oder einbehalten 
können, dem Betriebsstättenfinanzamt unverzüglich elektronisch anzuzeigen. 
Da die Anzeigen gegenwärtig mittels E-Mail, als „Sonstige Nachricht“ in 
ELSTER oder auf anderen elektronischen Wegen erfolgen, stellt die 
Bearbeitung weiterhin einen personalintensiven und vollmanuellen Prozess dar.  


Durch den Verweis auf § 93c AO wird gewährleistet, dass die Übermittlung 
nach amtlich bestimmten Datensatz über eine amtlich bestimmte Schnittstelle 
zu erfolgen hat. Dies ermöglicht der Finanzverwaltung eine medienbruchfreie, 
digitale und automationsgestützte Weiterverarbeitung der Anzeigen. 


21. Zu Artikel 5 Nummer 2a – neu – (§ 48b Absatz 1 Satz 3 – neu –, 4 – neu –, 5 –


 neu – EStG), Nummer 2b – neu – (§ 51 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe g 


EStG) 


Nach Artikel 5 sind die folgenden Nummern 2a und 2b einzufügen: 


‚2a. Nach § 48b Absatz 1 Satz 2 werden die folgenden Sätze eingefügt: 


„Der Antrag ist elektronisch nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über 


die amtlich vorgeschriebene Schnittstelle zu übermitteln. Auf Antrag kann 


das Finanzamt zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine elektronische 
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Übermittlung des Antrags verzichten. In diesem Fall ist der Antrag auf 


Erteilung einer Freistellungsbescheinigung nach amtlich vorgeschriebenem 


Muster zu stellen.“ 


2b. § 51 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe g wird durch folgenden Buchstaben g 


ersetzt: 


„g) den Antrag und die Erteilung der Freistellungsbescheinigung (§ 48b),“ ‘ 


Begründung: 


Zu Nummer 2a – neu – (§ 48b Absatz 1 Satz 3 – neu – bis 5 – neu – EStG) 


Nach geltendem Recht kann die Leistende und der Leistende bei dem für sie 
oder ihn zuständigen Finanzamt eine Freistellungsbescheinigung beantragen. 
Mit der Änderung wird zukünftig (ab 1. Januar 2029) die verbindliche 
elektronische Antragstellung auf Erteilung einer Freistellungsbescheinigung 
eingeführt. Dies gilt nicht, wenn es sich um einen Härtefall handelt und die 
elektronische Antragstellung für die Steuerpflichtige und den Steuerpflichtigen 
eine unbillige Härte darstellen würde. In diesem Fall ist künftig ein 
entsprechender Antrag nach amtlich vorgeschriebenem Muster zu stellen. 


Die elektronische Antragstellung sowie die im Härtefall vorgesehene 
Antragstellung nach amtlich vorgeschriebenem Muster dienen der Effizienz 
des Verwaltungsverfahrens und erleichtern eine einheitliche sowie zügige 
Bearbeitung der Anträge. 


Die Gesetzesänderung steht im Einklang mit den Zielen des 
Onlinezugangsgesetzes. Im Übrigen reiht sie sich in die bereits erfolgten 
Umstellungen der Anmeldung der Bauabzugsteuer (§ 48a EStG) sowie des 
Antrags auf Erstattung des Bauabzugsteuerbetrages (§ 48c EStG) hin zu einer 
verpflichtenden elektronischen Abgabe ein. 


Zu Nummer 2b – neu – (§ 51 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe g EStG) 


Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
den obersten Finanzbehörden der Länder auch die Vordrucke für den Antrag 
auf Erteilung der Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG zu bestimmen. 
Die Änderung soll die Durchführung und Einheitlichkeit des 
Einkommensteuerverfahrens sicherstellen.  
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22. Zu Artikel 5a  neu  (§ 37 Absatz 3 Satz 5, § 52 Absatz 35d Satz 2  neu  


EStG) 


Nach Artikel 5 ist der folgende Artikel 5a einzufügen: 


,Artikel 5a  


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes  


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes 


geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 37 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 5 wird gestrichen.  


bb) In den Sätzen 10 und 11 wird jeweils die Angabe „Satz 8“ durch 


die Angabe „Satz 7“ ersetzt. 


b) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe „Absatzes 3 Satz 2 bis 5“ durch 


die Angabe „Absatzes 3 Satz 2 bis 4“ ersetzt. 


2. Nach § 52 Absatz 35d Satz 1 wird der folgende Satz eingefügt: 


„§ 37 Absatz 3 und 5 in der Fassung des Artikels 5a des Gesetzes vom … 


[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist 


erstmals für nach dem 31. Dezember 2027 festgesetzte Vorauszahlungen 


für den Vorauszahlungszeitraum 2028 anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Nummer 1 Buchstabe a (§ 37 Absatz 3 Satz 5 EStG) 


Durch die Streichung des § 37 Absatz 3 Satz 5 EStG kann die Begünstigung 
für nicht entnommene Gewinne nach § 34a EStG bereits bei der Festsetzung 
der Vorauszahlungen berücksichtigt werden. Dadurch wird die Liquidität der 
Unternehmen verbessert und die Eigenkapitalbildung in thesaurierenden 
Unternehmen weiter erleichtert. Zusätzlich werden durch diese Maßnahme die 
Finanzämter entlastet.  


Durch die allmähliche Rückführung der Steuererklärungsfristen nach 
§ 149 Absatz 2 AO und die damit einhergehenden Verkürzung der 
Karenzzeiten für die Verzinsung nach § 233a Absatz 2 AO (Artikel 97 § 36 
Absatz 3 Nummer 3, 4, 7 und 8 EGAO) entsteht bei den Finanzämtern ein 
Veranlagungsdruck. Dieser Veranlagungsdruck erhöht sich noch dadurch, dass 
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die Begünstigung für nicht entnommene Gewinne nach § 34a EStG im 
Vorauszahlungsverfahren nicht berücksichtigt wird. Eine Veranlagung, die 
über den Karenzzeitraum nach § 233a Absatz 2 AO hinausginge, würde zu 
einer Verzinsung führen, die ausschließlich auf der Steuersatzdifferenz nach 
§ 34a Absatz 1 Satz 1 EStG beruht.  


Ungeachtet der Anwendbarkeit des § 34a EStG im Vorauszahlungswege ist 
eine Anpassung der Steuerbeträge weiterhin möglich (§ 164 Absatz 1 
Satz 2 AO i. V. m. § 37 Absatz 3 Satz 3 EStG). 


Zu Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (§ 37 Absatz 3 Satz 10 und 
11 EStG) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeanpassungen an die Aufhebung des 
Satzes 5. 


Zu Nummer 1 Buchstabe b (§ 37 Absatz 5 Satz 2 EStG) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung an die Aufhebung des 
Absatzes 3 Satz 5. 


Zu Nummer 2 (§ 52 Absatz 35d Satz 2 – neu – EStG) 


Die Änderung von § 37 Absatz 3 und 5 EStG ist erstmals für nach dem 
31. Dezember 2027 festgesetzte Vorauszahlungen für den 
Veranlagungszeitraum 2028 anzuwenden. 


23. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, 


Betriebsausgaben und Werbungskosten – gegebenenfalls mit Ausnahmen für 


Kleinbeträge – künftig nur noch dann steuermindernd zu berücksichtigen, wenn 


die Zahlung auf das Konto des Leistungserbringers erfolgt ist.  


Begründung: 


Betriebsausgaben und Werbungskosten können derzeit unabhängig von der Art 
ihrer Bezahlung steuermindernd berücksichtigt werden. Auch bei Barzahlung 
sieht das Gesetz keine Einschränkungen vor, weder im Hinblick auf die Höhe 
der Zahlung noch hinsichtlich der Empfängerin oder des Empfängers (In- oder 
Ausland). 


Außerhalb des einkünfterelevanten Bereichs enthält das 
Einkommensteuergesetz dagegen bereits jetzt an mehreren Stellen 
Barzahlungsverbote. So dürfen Kinderbetreuungskosten (§ 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 EStG), Unterhaltsleistungen an unterhaltsberechtigte Personen 
(§ 33a Absatz 1 EStG), die Steuerermäßigung bei Aufwendungen für 
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruchnahme 
haushaltsnaher Dienstleistungen (§ 35a EStG) sowie die Steuerermäßigung für 
energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden 
(§ 35c EStG) nur in Anspruch genommen werden, wenn die Zahlung auf das 
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Konto des Leistungserbringers bzw. der unterhaltenen Person erfolgt ist. 


Diese Barzahlungsverbote dienen der Missbrauchsvermeidung und der 
Bekämpfung der Schwarzarbeit (bei den Kinderbetreuungskosten und den 
Steuerermäßigungen) oder der Verbesserung des Steuervollzugs durch 
Steuervereinfachung (bei den Unterhaltsleistungen). 


In anderen EU-Mitgliedstaaten bestehen ebenfalls Barzahlungs- und 
Abzugsbeschränkungen. In Österreich dürfen beispielsweise seit dem 
Jahr 2016 bar bezahlte Bauleistungen von mehr als 500 Euro steuerlich nicht 
geltend gemacht werden; in den Niederlanden sind zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Steuerbetrug Barzahlungen über 3 000 Euro seit dem 
Jahr 2026 verboten und in Griechenland müssen Mietzahlungen für Wohnraum 
seit dem Jahr 2026 auf das Konto des Vermieters überwiesen werden. 


Ein allgemeines Betriebsausgaben-/Werbungskostenabzugsverbot dient der 
Missbrauchsbekämpfung, der Eindämmung der Schwarzarbeit und erleichtert 
den Steuervollzug. 


24. Zum Gesetzentwurf allgemein  


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, die 


Pflicht zur elektronischen Übermittlung des Anlagenverzeichnisses, die für 


bilanzierende Steuerpflichtige ab dem Wirtschaftsjahr 2028 gilt (§ 5b Absatz 1 


Satz 1 EStG), in vergleichbarer Weise auch für Steuerpflichtige einzuführen, 


die ihren Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung (§ 4 Absatz 3 EStG) 


oder nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG) ermitteln. 


Begründung: 


Mit dem Jahressteuergesetz 2024 vom 2. Dezember 2024 
(BGBl. I 2024 Nr. 387) ist der Umfang der per E-Bilanz elektronisch an die 
Finanzverwaltung zu übermittelnden Informationen deutlich erweitert worden. 
Übermittelt werden müssen seither nicht mehr nur der Inhalt der Bilanz sowie 
der Gewinn- und Verlustrechnung, zusätzlich müssen auch die – bis dahin nur 
auf freiwilliger Basis an die Finanzverwaltung zu übermittelnden – 
unverdichteten Kontennachweise mit Kontensalden sowie das 
Anlagenverzeichnis übermittelt werden. Die Übermittlung erfolgt nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung (§ 5b Absatz 1 
Satz 1 EStG). Die zeitliche Anwendung ist gestaffelt: Die Kontennachweise 
sind erstmals für Wirtschaftsjahre zu übermitteln, die nach dem 
31. Dezember 2024 beginnen; für das Anlagenverzeichnis gilt die Pflicht 
erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2027 beginnen (§ 52 
Absatz 11 Satz 2 und 3 EStG). 


Diese Übermittlungspflicht knüpft ausschließlich an die Gewinnermittlung 
durch Betriebsvermögensvergleich bzw. nach der Tonnage an, betrifft also nur 
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Steuerpflichtige, die ihren Gewinn nach § 4 Absatz 1, § 5 oder § 5a EStG 
ermitteln. Für Steuerpflichtige, die ihren Gewinn durch 
Einnahmenüberschussrechnung (§ 4 Absatz 3 EStG) oder nach 
Durchschnittssätzen (§ 13a EStG) ermitteln, besteht eine vergleichbare 
Verpflichtung bislang nicht. 


Zwar sind auch diese Steuerpflichtigen bereits heute zur elektronischen 
Übermittlung ihrer Gewinnermittlung verpflichtet, und die dafür vorgesehenen 
amtlichen Vordrucke enthalten jeweils eine Anlage, mit der Angaben zum 
Anlagevermögen abgefragt werden (Anlage AVEÜR und Anlage AV13a bzw. 
entsprechende Anlagen bei Mitunternehmerschaften), diese Anlagen bleiben 
jedoch hinter dem zurück, was künftig von bilanzierenden Unternehmen 
verlangt wird. 


Steuerpflichtige mit Gewinnermittlung nach Einnahmenüberschussrechnung 
oder nach Durchschnittsätzen sind bislang im Rahmen der Anlagen AVEÜR 
oder AV13a nicht verpflichtet, das vollständige Anlagenverzeichnis zu 
übermitteln. Stattdessen werden über die genannten Vordrucke Informationen 
zu Zugängen, Abgängen sowie Wertveränderungen von Wirtschaftsgütern 
bestimmter Gattungen (z. B. „Grund und Boden“, „Gebäude“) abgefragt. Die 
Eintragungen sind hierbei lediglich kumuliert je Wirtschaftsgutgattung 
vorzunehmen (z. B. Summe der Anschaffungskosten aller Wirtschaftsgüter 
einer Wirtschaftsgutsgattung, Summe der Buchwerte aller Wirtschaftsgüter 
einer Wirtschaftsgutsgattung, kumulierte Zugänge und Abgänge aller 
Wirtschaftsgüter einer Wirtschaftsgutsgattung). Zwar ist schon bislang eine 
Übermittlung der jeweiligen Angaben zu einzelnen Wirtschaftsgütern möglich, 
dies ist aber freiwillig. 


Für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen enthält § 13a Absatz 7 
Satz 3 EStG eine eigenständige, engere Verzeichnispflicht. Sie erfasst nur die 
Wirtschaftsgüter nach § 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG, 
also Grund und Boden nebst dazugehörigem Aufwuchs, Gebäude, immaterielle 
Wirtschaftsgüter und Beteiligungen. Im Hinblick auf diese Wirtschaftsgüter 
sind Angaben zum Anschaffungs-/Herstellungstag sowie den Anschaffungs-
/Herstellungskosten oder des an deren Stelle getretenen Werts aufzuzeichnen. 
Hintergrund ist, dass die Sondergewinne (Gewinne aus außergewöhnlichen 
Geschäftsvorfällen, die nicht durch den pauschalen Grundbetrag nach 
§ 13a EStG abgegolten sind) nach § 4 Absatz 3 EStG zu ermitteln sind; das 
Verzeichnis sichert die spätere zutreffende Ermittlung des Veräußerungs- oder 
Entnahmegewinns. 


Auch hier wird bislang nicht das vollständige Verzeichnis der Wirtschaftsgüter 
nach § 13a Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a EStG an die 
Finanzverwaltung übermittelt, sondern nur ein kumulierter Wert je nach 
Gattung des Wirtschaftsguts. Die im amtlichen Datensatz mögliche 
Übermittlung der Angaben zu den einzelnen Wirtschaftsgütern ist freiwillig.  


Ein vollständiges, maschinell auswertbares Anlagenverzeichnis erhält die 
Finanzverwaltung in beiden Fällen also nicht in digitaler Form. Das jeweils zu 
führende Verzeichnis verbleibt im Betrieb und ist erst auf Anforderung des 
Finanzamts vorzulegen. 
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Nach geltendem Recht müssen jedoch auch Steuerpflichtige mit 
Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung oder nach 
Durchschnittssätzen die maßgeblichen Angaben zum Anlagevermögen 
aufzeichnen: 


- Bei der Einnahmenüberschussrechnung sind die Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens und bestimmte Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens 
unter Angabe des Tages der Anschaffung oder Herstellung sowie der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten in besondere, laufend zu führende 
Verzeichnisse aufzunehmen (§ 4 Absatz 3 Satz 5 EStG). Für das abnutzbare 
Anlagevermögen sind zudem zwingend die allgemeinen Vorschriften über die 
Absetzung für Abnutzung (AfA) anzuwenden (§ 4 Absatz 3 Satz 3 EStG). 
Werden Sonderabschreibungen oder erhöhte Absetzungen in Anspruch 
genommen, tritt eine weitere Aufzeichnungspflicht hinzu (§ 7a 
Absatz 8 EStG). Wer laufend Verzeichnisse führen und zugleich die AfA-
Vorschriften anwenden muss, führt für die Wirtschaftsgüter des abnutzbaren 
Anlagevermögens damit praktisch bereits jetzt ein Anlagenverzeichnis.  


- Nichts anderes gilt für Land- und Forstwirte, die ihren Gewinn nach 
Durchschnittssätzen ermitteln. Auch sie müssen die maßgeblichen 
Wirtschaftsgüter unter Angabe des Anschaffungs- oder Herstellungstages und 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten – oder des an deren Stelle 
getretenen Werts – in besondere, laufend zu führende Verzeichnisse 
aufnehmen (§ 13a Absatz 7 Satz 5 EStG); die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des abnutzbaren Anlagevermögens mindern sich überdies 
für die Dauer der Durchschnittssatzgewinnermittlung um die Absetzung für 
Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen (§ 13a Absatz 7 Satz 2 EStG). Hinzu 
kommt, dass die Durchschnittssatzgewinnermittlung selbst bereits nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung zu 
übermitteln ist (§ 13a Absatz 3 Satz 4 EStG). 


Die technische Infrastruktur und die Übermittlungsroutine für die 
Datenübertragung sind bei Steuerpflichtigen mit Gewinnermittlung nach 
Einnahmenüberschussrechnung oder nach Durchschnittsätzen damit bereits 
vorhanden. 


Die angeregte Erweiterung der Übermittlungspflicht dient dem 
Bürokratieabbau. Das gilt in zweifacher Hinsicht: 


- Zum einen entstehen keine neuen Aufzeichnungs- oder 
Dokumentationspflichten. Wie dargestellt, müssen die betroffenen 
Steuerpflichtigen die maßgeblichen Daten ohnehin erheben und aufzeichnen. 
Übermittelt würden also ausschließlich Angaben, die im Betrieb bereits in 
strukturierter Form vorliegen und die heute lediglich auf anderem Weg – und 
regelmäßig erst auf Nachfrage der Finanzbehörde – in das 
Besteuerungsverfahren gelangen. Der Zusatzaufwand beschränkt sich auf die 
Übermittlung selbst. Dabei ist zu beachten, dass auch Steuerpflichtige mit 
Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung oder nach 
Durchschnittssätzen zur elektronischen Übermittlung ihrer 
Einkommensteuererklärungen und Gewinnermittlungen verpflichtet sind. 
Erweitert würde damit nur der Umfang der zu übermittelnden Daten auf 
ohnehin bei den Steuerpflichtigen vorliegende Daten.  
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- Zum anderen – und vor allem – vermeidet die frühzeitige Übermittlung 
Rückfragen. Liegt der Finanzverwaltung ein detailliertes Anlagenverzeichnis 
von vornherein vor, kann sie den Fall unmittelbar veranlagen, statt 
Unterlagen anzufordern, Fristen zu setzen, Antworten auszuwerten und den 
Vorgang mehrfach in die Hand zu nehmen. Der damit verbundene Effekt ist 
erheblich: Nach einer Erhebung des Landesrechnungshofs Baden-
Württemberg hätten rund 83 Prozent der überprüften Fälle mit 
Einnahmenüberschussrechnung, die kein detailliertes Anlagenverzeichnis 
enthielten, ohne Rückfragen nicht veranlagt werden können. Enthielt der Fall 
ein Anlagenverzeichnis, betrug dieser Anteil lediglich 13 Prozent. Die 
Nutzung eines detaillierten Anlagenverzeichnisses kann damit sowohl auf 
Seiten der Unternehmen als auch auf Seiten der Finanzbehörden zu einer 
erheblichen Bürokratieentlastung führen. Denn jede vermiedene Rückfrage 
entlastet beide Seiten zugleich: den Steuerpflichtigen und seinen steuerlichen 
Berater, die auf Anforderungen reagieren, Unterlagen zusammenstellen und 
nachreichen müssen, ebenso wie die Finanzverwaltung, die den Vorgang 
andernfalls wiederholt bearbeitet. Zugleich verkürzt sich die 
Bearbeitungsdauer, und die Steuerpflichtigen erhalten ihren Bescheid früher. 


Schließlich würde die Einführung einer solchen Übermittlungspflicht die 
derzeit bestehende Ungleichbehandlung beseitigen: Steuerpflichtige, die ihren 
Gewinn nach § 4 Absatz 1, § 5 oder § 5a EStG ermitteln, wären hinsichtlich 
der Angaben zum Anlagevermögen nicht länger strengeren 
Transparenzanforderungen unterworfen als Steuerpflichtige, die ihren Gewinn 
nach § 4 Absatz 3 oder § 13a EStG ermitteln. Zugleich würde die 
Finanzverwaltung für alle Gewinnermittlungsarten auf einer einheitlichen, 
maschinell auswertbaren Datengrundlage aufsetzen können, was einer 
gleichmäßigen Festsetzung und Erhebung der Steuern dient. 


25. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, eine dem 


Regelungsgehalt von § 17 Absatz 2a Satz 5 EStG entsprechende Regelung zur 


Verhinderung von Gestaltungsmodellen im Betriebsvermögen zu schaffen. 


Begründung: 


Durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. 2019 I Nr. 48, S. 2451) wurde die Vorschrift des § 17 Absatz 2a 
Satz 5 EStG eingeführt. Nach dieser Vorschrift sind zur Vermeidung von 
Gestaltungsmodellen geleistete Einzahlungen des Anteilseigners über den 
Nennbetrag seiner Anteile hinaus gleichmäßig auf seine gesamten Anteile an 
der Kapitalgesellschaft (inklusive etwaiger im Rahmen der Kapitaleinzahlung 
geschaffener neuer Anteile) zu verteilen und zwar auch dann, wenn diese 
zivilrechtlich nur auf einen Teil der Anteile des Anteilseigners geleistet 
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werden. Nach § 17 Absatz 1 Satz 3, Absatz 7 EStG gilt selbiges für Anteile an 
einer optierenden Gesellschaft nach § 1a KStG und Anteile einer 
(Europäischen) Genossenschaft. 


Die Vorschrift des § 17 Absatz 2a Satz 5 EStG betrifft allerdings lediglich 
Anschaffungskosten bei wesentlichen Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, 
optierenden Gesellschaften nach § 1a KStG und (Europäischen) 
Genossenschaften im Privatvermögen. Die Erwägungen, die zu einer 
Einfügung der Regelung für im Privatvermögen gehaltene Beteiligungen 
geführt haben, können allerdings auf im Betriebsvermögen gehaltene 
Beteiligungen übertragen werden. Daher sollte für im Betriebsvermögen 
gehaltene Beteiligungen ebenfalls eine dem § 17 Absatz 2a Satz 5 EStG 
entsprechende Regelung geschaffen werden.  


Hierbei müssen auch Konstellationen berücksichtigt werden, in denen der an 
der Kapitalerhöhung teilnehmende Steuerpflichtige – wie im 
Revisionsverfahren IV R 12/23 – bislang nicht selbst unmittelbar an der 
Kapitalgesellschaft beteiligt war.  


Eine solche Regelung würde – wie § 17 Absatz 2a Satz 5 EStG – der 
Missbrauchsbekämpfung dienen. Anlass hierfür bilden Fälle, in denen die 
Zahlung eines Aufgeldes im Rahmen einer Kapitalerhöhung bzw. die Zahlung 
eines Nachschusses auf einen konkret bezeichneten Geschäftsanteil zur 
gezielten Generierung eines Veräußerungsverlustes genutzt wurden. 


Mit einer gesetzlichen Ergänzung würde zudem einer Prüfbitte des Bundesrates 
entsprochen (vgl. BR-Drucksache 356/19 (Beschluss), S. 29). Zugleich würde 
einer Forderung des Bundesrates im Rahmen des Wachstumschancengesetzes 
(vgl. BR-Drucksache 433/23 (Beschluss), S. 10), im Rahmen des 
Jahressteuergesetzes 2024 (vgl. BR-Drucksachse 369/24 (Beschluss), S. 7) und 
im Rahmen des Standortfördergesetzes (vgl.  
BR-Drucksache 550/25 (Beschluss), S. 12) erfüllt. 


26. Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 41c Absatz 4 Satz 1 EStG) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, für die 


Anzeigepflicht nach § 41c Absatz 4 Satz 1 EStG eine Bagatellgrenze bei zu 


hoher Steuerfreistellung für das Kurzarbeitergeld nach § 3 Nummer 2 


Buchstabe a EStG einzuführen. 


Begründung: 


Der Arbeitgeber hat im Rahmen des laufenden Lohnsteuerabzugsverfahrens 
mögliche Steuerbefreiungen zu berücksichtigen. Wurde der Besteuerung eine 
zu hohe Steuerfreistellung für geleistete Zahlungen zugrunde gelegt, ist die 
deshalb zu wenig einbehaltene Lohnsteuer in einem späteren 
Lohnzahlungszeitraum nachträglich einzubehalten. Ein solcher Ausgleich ist 
allerdings nur bis zur Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung für das 
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jeweilige Kalenderjahr zulässig. Fällt eine zu hohe Steuerfreistellung – egal in 
welcher Höhe – erst später auf, hat der Arbeitgeber dies dem Finanzamt 
anzuzeigen. Das Finanzamt hat die zu wenig einbehaltene Lohnsteuer dann bei 
der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer nachzufordern, soweit sie einen 
Betrag von 10 Euro übersteigt. 


Ein solcher Sachverhalt tritt insbesondere beim Kurzarbeitergeld auf, das der 
Arbeitgeber zunächst vorstreckt und das auf Antrag nachträglich von der 
Bundesanstalt für Arbeit erstattet wird. Die Berechnung der Steuerfreistellung 
ist schwierig und fehleranfällig, sodass es vermehrt zu einer falschen 
Berechnung der Steuerfreiheit und damit oftmals zu Anzeigen beim Finanzamt 
und Nachforderungen bei der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer kommt. 


Um die Arbeitgeber und auch die Finanzverwaltung von Bürokratie zu 
entlasten, sollte hinsichtlich der Anzeigepflicht des Arbeitgebers eine 
Bagatellgrenze geschaffen werden. Bis zu einer Bagatellgrenze wäre dann bei 
fehlerhaft berücksichtigter Steuerfreistellung beim Kurzarbeitergeld eine 
Anzeige des Arbeitgebers beim Finanzamt entbehrlich.  


Die Bagatellgrenze muss so ausgestaltet sein, dass es zu einer spürbaren 
Entlastung der Arbeitgeber und der Finanzämter kommt. Die Höhe dieser 
Bagatellgrenze sollte daher ausgehend von den Steuernachforderungen aus der 
Vergangenheit festgelegt werden. In der Vergangenheit konnte der Arbeitgeber 
beispielsweise bei der lohnsteuerlichen Abrechnung behördlicher 
Erstattungsbeträge für Verdienstausfallentschädigungen nach § 56 des 
Infektionsschutzgesetzes bei einer Abweichung von 200 Euro von einer 
Anzeige nach § 41c Absatz 4 Satz 1 EStG absehen (vgl. BMF-Schreiben vom 
25. Januar 2023, BStBl I 2023. S. 207, Rn. 14).  


27. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob für die 


Einkünfte aus Kapitalvermögen eine gesetzliche Regelung für die elektronische 


Übermittlung einer Verlustbescheinigung nach § 43a Absatz 3 Sätze 4 und 


5 EStG an die Finanzverwaltung geschaffen werden kann. 


Begründung: 


Verluste aus Kapitalvermögen dürfen in der Regel nicht mit Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden. Sie sind somit nur innerhalb der 
Einkünfte aus Kapitalvermögen ausgleichsfähig. Für diesen Ausgleich ist 
außerdem zwischen Verlusten aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Verlusten (z. B. aus der Veräußerung von sonstigen Kapitalanlagen außer 
Aktien) zu unterscheiden. Soweit Verluste bei inländischen Banken entstanden 
sind, wird der Verlustausgleich grundsätzlich bereits auf der Ebene der 
jeweiligen Banken vorgenommen. Die am Ende des Kalenderjahres noch 
vorhandenen Verluste werden von der Bank auf das Folgejahr übertragen und 
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stehen dort für einen zukünftigen Verlustausgleich zur Verfügung.  


Steuerpflichtige Personen können allerdings bis zum 15. Dezember des 
laufenden Jahres bei der inländischen Bank einen unwiderruflichen Antrag auf 
Ausstellung einer sogenannten Verlustbescheinigung (§ 43a Absatz 3 Sätze 4 
und 5 EStG) stellen. Mit dieser Bescheinigung können die Verluste auf Antrag 
bei der Einkommensteuerveranlagung berücksichtigt werden, wenn sie dem 
Finanzamt vorgelegt wird. Damit wird erreicht, dass bei den Einkünften aus 
Kapitalvermögen Verluste bei einer inländischen Bank auch im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung mit in- und ausländischen Erträgen bei anderen 
Banken verrechnet werden können.  


Dieses analoge Papierverfahren ist für alle Beteiligten aufwendig und aufgrund 
des fehlenden elektronischen Datenabgleichs fehleranfällig. So kann es etwa 
dazu kommen, dass falsche Beträge übernommen werden oder es zu einer 
doppelten Berücksichtigung kommt und im Folgenden die Verlustverrechnung 
fehlerhaft ist. 


Es ist daher angezeigt, für die Verlustbescheinigungen (§ 43a Absatz 3 Sätze 4 
und 5 EStG) eine elektronische Übermittlung an die Finanzverwaltung 
einzuführen. Dadurch könnte die Anzahl der Bearbeitungsfehler im 
Zusammenhang mit den Verlustbescheinigungen deutlich vermindert und die 
Bearbeitungsqualität deutlich erhöht werden.  


Hierfür müsste das bisherige Verfahren nur um eine automatisierte 
elektronische Übermittlung an die Finanzverwaltung bei Erstellung der 
Papierbescheinigung ergänzt werden. Eine vergleichbare elektronische 
Übermittlung findet bereits in Fällen einer berichtigten Steuerbescheinigung 
statt (sogenannte BSB-Mitteilungen). Durch eine elektronische Übermittlung 
der Verlustbescheinigung kommt es zu einer deutlichen Entlastung auf Seiten 
der steuerpflichtigen Personen sowie der Finanzverwaltung. Zudem wäre die 
elektronische Übermittlung der Verlustbescheinigung ein weiterer Schritt zur 
notwendigen Digitalisierung von Verwaltungsabläufen.  


28. Zu Artikel 6 Nummer 01 – neu – (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 KStG) 


Vor Artikel 6 Nummer 1 ist die folgende Nummer 01 einzufügen: 


,01. In § 5 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „die Bayerische Landesanstalt 


für Aufbaufinanzierung“ durch die Angabe „LfA Förderbank Bayern“ 


ersetzt. ‘ 


Begründung: 


Die Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung ist im Jahr 1997 in LfA 
Förderbank Bayern umbenannt worden. Die Änderung dient der redaktionellen 
Klarstellung. 
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29. Zu Artikel 6 Nummer 1a – neu – (§ 8c Absatz 1 Satz 9 – neu – KStG), 


Nummer 2 (§ 34 Absatz 1 KStG), Artikel 23a – neu – (§ 10 Absatz 3 Satz 5, 


§ 21 Absatz 10 – neu – AStG) 


a) Artikel 6 ist wie folgt zu ändern: 


aa) Nach Nummer 1 ist die folgende Nummer 1a einzufügen: 


,1a. Nach § 8c Absatz 1 Satz 8 wird der folgende Satz eingefügt: 


„Zu den nicht genutzten Verlusten im Sinne des Satzes 1 


gehören auch solche nach § 2a, § 15 Absatz 4, § 15a und § 15b 


des Einkommensteuergesetzes sowie vergleichbare Verluste; 


dies gilt auch, soweit die Verluste der Körperschaft oder 


Vermögensmasse im Rahmen ihres Gewinnanteils aus einer 


Gesellschaft oder Gemeinschaft im Sinne des § 180 Absatz 1 


Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a der Abgabenordnung, an der sie 


unmittelbar oder mittelbar über eine oder mehrere Gesellschaften 


oder Gemeinschaften beteiligt ist, steuerlich zuzurechnen sind.“ ‘ 


bb) Nummer 2 ist durch die folgende Nummer 2 zu ersetzen: 


,2. § 34 wird wie folgt geändert:  


a) In Absatz 1 wird die Angabe „2025“ durch die Angabe 


„2027“ersetzt. 


b) Absatz 5 Satz 6 und 7 wird <…weiter wie Vorlage…>.‘ 


b) Nach Artikel 23 ist der folgende Artikel 23a einzufügen: 


‚Artikel 23a 


Änderung des Außensteuergesetzes 


Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I S. 1713), das 


zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 10 Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „abgezogen werden.“ durch 


die Angabe „abgezogen werden; §§ 8c und 8d des 


Körperschaftsteuergesetzes gelten sinngemäß.“ ersetzt. 


2. Nach § 21 Absatz 9 wird der folgende Absatz 10 eingefügt: 
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„(10) § 10 Absatz 3 Satz 5 in der am … [einsetzen: Tag nach der 


Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fassung 


ist erstmals anzuwenden für die Einkommen- und Körperschaftsteuer 


für den Veranlagungszeitraum und für die Gewerbesteuer für den 


Erhebungszeitraum, für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, 


die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der 


Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezember 2026 


beginnt.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Artikel 6 Nummer 1a – neu – (§ 8c Absatz 1 Satz 9 – neu – KStG) 


Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 24. April 2024 – IV R 27/21 – 
entschieden, dass § 8c Absatz 1 Satz 1 KStG nicht auf verrechenbare Verluste 
gemäß § 15a EStG anwendbar ist, die einer Kapitalgesellschaft als 
Mitunternehmerin einer Kommanditgesellschaft zugerechnet werden. Dies ist 
nicht sachgerecht und eröffnet eine Gestaltungsmöglichkeit zur Vermeidung 
des § 8c KStG, indem die verlustverursachende Tätigkeit in eine der 
Körperschaft nachgeschaltete Kommanditgesellschaft ausgegliedert wird. 
Dadurch blieben – vorbehaltlich einer Anwendbarkeit des § 42 AO 
(Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten) – auch im Falle eines 
schädlichen Beteiligungserwerbs die der Körperschaft als Mitunternehmerin 
steuerlich zuzurechnenden verrechenbaren Verluste erhalten und könnten für 
eine Verrechnung mit Gewinnen in zukünftigen Wirtschaftsjahren genutzt 
werden. Ein derartiges Ergebnis steht im Widerspruch zu dem 
gesetzgeberischen Ziel des § 8c KStG, wonach die vor dem schädlichen 
Beteiligungserwerb erwirtschafteten Verluste für eine Nutzung nach dem 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht zur Verfügung stehen sollen (vgl.  
BT-Drucksache 16/4841, S. 76). Dabei ist unerheblich, ob die vor einem 
schädlichen Beteiligungserwerb erwirtschafteten Verluste mangels 
ausreichender Gewinne nicht im Wege eines Verlustausgleichs oder -abzugs 
genutzt werden konnten oder aufgrund einer Verlustverrechnungsbeschränkung 
nicht zur Saldierung mit Gewinnen aus anderen Einkunftsquellen genutzt 
werden durften. Mit der Änderung wird die beschriebene Möglichkeit zur 
Vermeidung des § 8c KStG verhindert und die bisherige 
Verwaltungsauffassung bezüglich der verrechenbaren Verluste gemäß 
§ 15a EStG (BMF-Schreiben vom 28. November 2017, BStBl I S. 1645, Tz. 2) 
ausdrücklich gesetzlich festgeschrieben.  


Zudem wird durch den neu eingefügten § 8c Absatz 1 Satz 9 KStG klargestellt, 
dass neben laufenden Verlusten und Verlustvorträgen, insbesondere nach 
§ 10d EStG, auch Verluste nach § 2a, § 15 Absatz 4 und § 15b EStG zu den 
Verlusten nach § 8c Absatz 1 Satz 1 KStG gehören. Eine Änderung der 
bisherigen Rechtslage ist damit insoweit nicht verbunden.  


Zu Artikel 6 Nummer 2 (§ 34 Absatz 1 KStG) 
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Der vorgeschlagene § 8c Absatz 1 Satz 9 KStG findet nach der allgemeinen 
Anwendungsregelung erstmals für den Veranlagungszeitraum 2027 
Anwendung. Abzustellen ist auf den schädlichen Beteiligungserwerb.  


Zu Artikel 23a – neu – Nummer 1 (§ 10 Absatz 3 Satz 5 AStG) 


Die bei einem inländischen Steuerpflichtigen nach den §§ 7 ff. AStG der 
Hinzurechnungsbesteuerung unterliegenden Einkünfte einer ausländischen 
Zwischengesellschaft sind nach § 10 Absatz 3 Satz 1 AStG (auf Ebene der 
Gesellschaft) in entsprechender Anwendung des deutschen Steuerrechts zu 
ermitteln. Sie sind als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln. Bei dieser 
Ermittlung können nach § 10 Absatz 3 Satz 5 AStG Verluste in entsprechender 
Anwendung des § 10d EStG abgezogen werden. Insoweit wird für Zwecke der 
Ermittlung des Hinzurechnungsbetrags ein möglicher Verlustabzug bereits 
während der Einkünfteermittlung vorgenommen. Dies schließt nach der 
bisherigen Rechtslage auch die Anwendung des § 8c KStG ein und entspricht 
dem gesetzgeberischen Ziel des § 8c KStG, wonach die vor dem schädlichen 
Beteiligungserwerb erwirtschafteten Verluste für eine Nutzung nach dem 
schädlichen Beteiligungserwerb nicht zur Verfügung stehen sollen (vgl.  
BT-Drucksache 16/4841, S. 76). 


Vor dem Hintergrund der klarstellenden Ergänzung des § 8c Absatz 1 KStG 
um einen neuen Satz 9, durch den die Anwendung der Vorschrift auf Verluste 
nach § 2a, § 15 Absatz 4, § 15a und § 15b EStG nunmehr ausdrücklich 
gesetzlich geregelt wird, erfolgt eine klarstellende Aufnahme der 
entsprechenden Vorschriften (§§ 8c, 8d KStG) auch in § 10 Absatz 3 AStG. 
Vor einem schädlichen Beteiligungserwerb erwirtschaftete Verluste einer 
Zwischengesellschaft sind auch innerhalb der Hinzurechnungsbesteuerung 
nicht mehr nutzbar. Diese bereits für Zeiträume vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Umsetzung der Anti-Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD-
Umsetzungsgesetz) vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2035) geltende Rechtslage 
hat der Gesetzgeber mit dem ATAD-Umsetzungsgesetz übernommen. Sie wird 
nunmehr nochmals ausdrücklich klarstellend festgeschrieben.  


Zu Artikel 23a – neu – Nummer 2 (§ 21 Absatz 10 – neu – AStG) 


Die Neuregelung ist erstmals für den Veranlagungszeitraum und für den 
Erhebungszeitraum anzuwenden, für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen 
sind, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der 
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezember 2026 beginnt.  
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30. Zu Artikel 7 Nummer 1 – neu – (§ 3 Nummer 2 GewStG) 


Artikel 7 ist durch den folgenden Artikel 7 zu ersetzen: 


,Artikel 7 


Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 


15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch … geändert worden ist, 


wird wie folgt geändert:  


1. In § 3 Nummer 2 wird die Angabe „die Bayerische Landesanstalt für 


Aufbaufinanzierung“ durch die Angabe „LfA Förderbank Bayern“ ersetzt.  


2. In § 29 Absatz 1 Nummer 3 wird <… weiter wie Vorlage …>. ‘ 


Begründung: 


Die Bayerische Landesanstalt für Aufbaufinanzierung ist im Jahr 1997 in LfA 
Förderbank Bayern umbenannt worden. Die Änderung dient der redaktionellen 
Klarstellung. 


31. Zu Artikel 7 Nummer 1 – neu – (§ 16 Absatz 4 Satz 2 GewStG), Artikel 32 


Absatz 5 (Inkrafttreten)  


a) Artikel 7 ist durch den folgenden Artikel 7 zu ersetzen: 


‚Artikel 7 


Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 


15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch … geändert worden 


ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 16 Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „280“ durch die Angabe 


„300“ ersetzt. 


2. In § 29 Absatz 1 Nummer 3 <…weiter wie Vorlage…>“ ‘ 


b) In Artikel 32 Absatz 5 ist nach der Angabe „Artikel 4,“ die Angabe „7 


Nummer 1, Artikel“ einzufügen.  
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Begründung: 


Zu Artikel 7 Nummer 1 – neu – (§ 16 Absatz 4 Satz 2 GewStG) 


Die mit dem Neunten Gesetz zur Änderung von Vorschriften im 
Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht (BGBl. I 2026, Nr. 197) 
vorgenommene Anhebung des Mindesthebesatzes bei der Gewerbesteuer von 
200 Prozent auf 280 Prozent ist ein wichtiger erster Schritt, um rein 
hebesatzmotivierten Unternehmensverlagerungen bzw. Scheinsitzverlegungen 
entgegenzuwirken. 


Ein Mindesthebesatz von 280 Prozent entfaltet aber weiterhin einen starken 
Anreiz, Unternehmen in extreme Niedrigsteuergemeinden zu verlagern. 
Außerdem betrifft die Neuregelung nur eine überschaubare Anzahl von 
Gemeinden. Laut einer Recherche von FragDenStaat haben lediglich 
23 sogenannte „Gewerbesteueroasen“ einem Hebesatz von unter 280 Prozent. 
Durch die Anhebung auf 300 Prozent würden (mindestens) 14 weitere 
Gemeinden von der Regelung erfasst. Der Kreis der betroffenen Gemeinden 
würde erweitert und ihnen ein klares Signal gesendet. 


Der Hauptausschuss des Deutschen Städtetags hat bereits im Jahr 2022 mit 
Blick auf das Gewerbesteueraufkommen und die Funktionsfähigkeit des 
gemeindlichen Hebesatzrechts einen Mindesthebesatz von 320 Prozent 
gefordert. 


Zu Artikel 32 Absatz 5 (Inkrafttreten) 


Die Neuregelung tritt zum 1. Januar 2027 in Kraft. 


32. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, zeitnah erforderliche 


Rechtsänderungen für den digitalen Gewerbesteuerbescheid auf den Weg zu 


bringen, um den im Rahmen des Herbstrelease 2027 des Vorhabens KONSENS 


(Koordinierte neue Software-Entwicklung der Steuerverwaltung) vorgesehenen 


Produktgang, fristgerecht zu ermöglichen. 
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33. Zu Artikel 8a – neu – (§ 4 Absatz 5 – neu – LStDV), Artikel 9 (Überschrift, 


Eingangsformel), Artikel 32 Absatz 5a – neu – (Inkrafttreten)  


a) Nach Artikel 8 ist der folgende Artikel 8a einzufügen: 


,Artikel 8a 


Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 


Die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der 


Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1848), die zuletzt … 


geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Nach § 4 Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefügt: 


„(5)  Für die Aufbewahrung der zum Lohnkonto zu nehmenden 


Unterlagen und Belege gilt § 147 Absatz 2 der Abgabenordnung 


entsprechend.“ ‘ 


b) Artikel 9 ist wie folgt zu ändern: 


a) In der Überschrift ist die Angabe „Änderung“ durch die Angabe 


„Weitere Änderung“ zu ersetzen. 


b) In der Eingangsformel ist die Angabe „in der Fassung der 


Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1848), die zuletzt 


durch Artikel 3 der Verordnung vom 19. Dezember 2025 


(BGBl. 2025 I Nr. 372)“ durch die Angabe „,die zuletzt durch 


Artikel 8a dieses Gesetzes“ zu ersetzen. 


c) Nach Artikel 32 Absatz 5 ist der folgende Absatz 5a einzufügen: 


„(5a) Der Artikel 8a tritt ab dem 1. Januar 2028 in Kraft.“ 


Begründung: 


Durch die zunehmende Digitalisierung unter anderem der (Lohn-) Buchhaltung 
werden die für die Durchführung des Lohnsteuerabzugsverfahrens relevanten 
Unterlagen und Belege von den Arbeitgebern zunehmend in elektronischer 
Form vorgehalten. Dem praktischen Bedürfnis folgend, schafft die 
vorgeschlagene Neuregelung die gesetzliche Grundlage für die digitale 
Aufbewahrung der zum Lohnkonto zu nehmenden Unterlagen und Belege nach 
Maßgabe des § 147 Absatz 2 AO. 
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Die Digitalisierung der für das Lohnsteuerabzugsverfahren bedeutsamen 
Unterlagen und Belege wird als ein wesentlicher Beitrag zum Bürokratieabbau 
– verbunden mit einer Kostenersparnis für die Arbeitgeber und Unternehmen – 
allgemein zugelassen. Eine Aufbewahrung von Originalbelegen ist in diesem 
Fall nicht mehr erforderlich. Hiervon abweichende Regelungen in den 
Lohnsteuer-Richtlinien (vgl. z. B. R 3.33 – zu § 3 Nummer 33 EStG – Absatz 4 
Satz 3) oder Verwaltungsanweisungen (siehe z. B. Rn. 62 letzter Satz des  
BMF-Schreibens vom 3. März 2022, BStBl 2022 I S. 232) sind ab dem 
Jahr 2028 im Falle der Digitalisierung der Unterlagen und Belege nicht mehr 
anzuwenden. 


Die Bundesregierung hatte bereits im Jahr 2024 einem entsprechenden 
Änderungsvorschlag des Bundesrates zugestimmt (vgl.  
BT-Drucksache 20/13157, S. 33 f. und S. 87). Ungeachtet dessen ist der 
Vorschlag bisher jedoch weder umgesetzt noch erneut aufgegriffen worden. 


34. Zu Artikel 8a – neu – (§ 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStDV), Artikel 32 


Absatz 5 (Inkrafttreten) 


a) Nach Artikel 8 ist der folgende Artikel 8a einzufügen: 


‚Artikel 8a 


Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 


Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der 


Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 (BGBl. I S. 717), die zuletzt durch … 


geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


In § 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „300“ durch die 


Angabe „400“ ersetzt.‘ 


b) In Artikel 32 Absatz 5 ist nach der Angabe „Artikel 4,“ die Angabe „8a,“ 


einzufügen. 


Begründung: 


Zu Artikel 8a – neu – (§ 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStDV) 


Spenden und Mitgliedsbeiträge zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke 
können als Sonderausgaben im Rahmen der Ermittlung des zu versteuernden 
Einkommens in Abzug gebracht werden und hierdurch die Steuerlast mindern. 
Der Zuwendungsempfänger hat die Zuwendung nach amtlich 
vorgeschriebenem Muster zu bestätigen. Dies ist mittlerweile auch elektronisch 
möglich. Der Zuwendende hat die Zuwendungsbestätigung vorzuhalten und bei 
Anforderung des Finanzamtes vorzulegen. 
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Für kleinere Spenden gibt es bereits die Möglichkeit eines sogenannten 
vereinfachten Nachweises (§ 50 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 EStDV). Statt 
einer Zuwendungsbestätigung genügt in diesen Fällen der Bareinzahlungsbeleg 
oder die Buchungsbestätigung eines Kreditinstitutes mit dem Empfängerbeleg. 
Zuletzt wurde der Grenzwert für den vereinfachten Spendennachweis mit dem 
Jahressteuergesetz 2020 vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096, Nr. 65) mit 
Wirkung vom 1. Januar 2020 von 200 Euro auf 300 Euro angehoben. 


Seit der letzten Erhöhung des Betrages sind nunmehr fast sieben Jahre 
vergangen. Eine angemessene Erhöhung des Grenzwertes für den 
vereinfachten Spendennachweis auf 400 Euro würde Spender, gemeinnützige 
Organisationen und die Steuerverwaltung gleichermaßen von vermeidbarem 
Bürokratieaufwand entlasten. 


Zu Artikel 32 Absatz 5 (Inkrafttreten) 


Die Neuregelung tritt zum 1. Januar 2027 in Kraft. 


35. Zum Gesetzentwurf allgemein (§ 65 Absatz 3a EStDV) 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie das 


bestehende elektronische Mitteilungsverfahren zum Nachweis einer 


Behinderung (§ 65 Absatz 3a EStDV) ausgeweitet und sichergestellt werden 


kann, dass künftig auch in Fällen des § 152 Absatz 2 des Neunten Buches 


Sozialgesetzbuch gewährleistet werden kann, dass die Feststellungen zu einer 


Behinderung von den zuständigen Stellen an die für die Besteuerung der 


betroffenen Personen zuständigen Finanzbehörden übermittelt werden. Zudem 


bittet der Bundesrat um Prüfung, ob das elektronische Mitteilungsverfahren auf 


die Übermittlung des Pflegegrades – zumindest der Stufen 4 und 5 – 


ausgeweitet werden kann. 


Begründung: 


Der Nachweis einer Behinderung erfolgt nach den Vorgaben des § 33b 
Absatz 7 EStG i. V. m. § 65 EStDV. Dabei ist der Nachweis vorrangig durch 
elektronische Mitteilungsverfahren zu führen.  


Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vom 
18. Juli 2016 (BGBl. I 2016 S. 1679) wurde die Ermächtigungsgrundlage für 
ein elektronisches Verfahren zur Übermittlung der Feststellungen zu einer 
Behinderung an die Finanzämter geschaffen. Im Zuge des 
Jahressteuergesetzes 2024 (BGBl. I 2024 Nr. 387) wurden die Regelungen 
modifiziert und als Anwendungszeitpunkt der 1. Januar 2026 vorgesehen (§ 65 
Absatz 3a i. V. m. § 84 Absatz 3h EStDV). Seither setzt die steuerliche 
Berücksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags (§ 33b Absatz 3 EStG) bei 
neuen und geänderten Feststellungen zu einer Behinderung zwingend eine 
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elektronische Übermittlung der Daten von den für die Feststellung einer 
Behinderung zuständigen Stellen an die zuständigen Finanzbehörden voraus. 
Lediglich in Bestandsfällen (Feststellungen vor dem 1. Januar 2026) erfolgt der 
Nachweis weiterhin in Papierform durch Vorlage des Ausweises nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) sowie der Bescheide nach § 152 
Absatz 1 SGB IX. 


Auf Antrag eines Menschen mit Behinderung stellen die für die Durchführung 
des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Behörden das Vorliegen 
einer Behinderung und den Grad der Behinderung sowie die gesundheitlichen 
Merkmale fest (§ 152 Absatz 1 SGB IX). Dies sind meist die 
Versorgungsämter oder die Landesämter sowie die Kreise und kreisfreien 
Städte. In Fällen des § 152 Absatz 2 SGB IX treffen die zuständigen Behörden 
keine eigenen Feststellungen, da Feststellungen über eine Behinderung und den 
Grad einer auf ihr beruhenden Erwerbsminderung schon in einem 
Rentenbescheid, einer entsprechenden Verwaltungs- oder 
Gerichtsentscheidung oder einer vorläufigen Bescheinigung der für diese 
Entscheidungen zuständigen Dienststellen getroffen worden sind. Mangels 
eigener Feststellungen der zuständigen Behörden unterbleibt in diesen Fällen 
eine elektronische Übermittlung der Daten zu einer Behinderung an die 
zuständigen Finanzbehörden. § 65 Absatz 3a EStDV ist insoweit nicht 
anwendbar. Die zuständigen Behörden treffen nur dann eigene Feststellungen, 
wenn der Antragsteller ein besonderes Interesse darlegt (§ 152 Absatz 2 Satz 1 
2. Halbsatz SGB IX). Ein solches besonderes Interesse besteht nur in 
Ausnahmefällen und wird von den zuständigen Behörden regelmäßig nicht 
unterstellt. Die Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer genügt 
insoweit nicht. Derzeit erfolgt in diesen Fällen der Nachweis der 
Voraussetzungen für die Berücksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags 
durch die Vorlage des jeweiligen Bescheides in Papierform. 


Die angestrebte Digitalisierung und die Vereinfachung des 
Besteuerungsverfahrens setzen voraus, dass steuerlich relevante Daten an die 
Finanzbehörden nach Maßgabe des § 93c AO elektronisch übermittelt werden. 
Das elektronische Mitteilungsverfahren zum Grad der Behinderung (§ 65 
Absatz 3a EStDV) sollte daher künftig um die Fälle des § 152 
Absatz 2 SGB IX erweitert werden.  


Ebenso sollte eine Erweiterung des Mitteilungsverfahrens um den Grad der 
Pflegebedürftigkeit – zumindest der Pflegegrade 4 und 5 – geprüft werden. 
Denn die Einstufung in die Pflegegrade 4 und 5 steht dem Merkzeichen „H“ 
gleich (§ 65 Absatz 2 Satz 2 EStDV) und berechtigt zur Inanspruchnahme 
eines Behinderten-Pauschbetrags von 7 400 Euro aufgrund Hilflosigkeit nach 
§ 33b Absatz 3 Satz 3 EStG. Bei einer Erweiterung des Mitteilungsverfahrens 
wäre auch in diesen Fällen eine Gewährung des Behinderten-Pauschbetrags 
von Amts wegen möglich. Bei einer zusätzlichen Übermittlung der 
Pflegegrade 2 und 3 könnte die Gewährung des Pflege-Pauschbetrags nach 
§ 33b Absatz 6 EStG in Zukunft ebenfalls an eine elektronische Übermittlung 
der Pflegegrade geknüpft werden und der Pflege-Pauschbetrag von Amts 
wegen gewährt werden.  
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36. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob das 


bestehende elektronische Mitteilungsverfahren zum Nachweis einer 


Behinderung (§ 65 Absatz 3a EStDV) auch auf den Nachweis einer 


behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale (§ 33 Absatz 2a EStG i. V. m. 


§ 64 Absatz 3 EStDV) ausgeweitet werden kann. 


Begründung: 


Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vom 
18. Juli 2016 (BGBl. I 2016 S. 1679) wurde die Ermächtigungsgrundlage für 
ein elektronisches Verfahren zur Übermittlung der Feststellungen zu einer 
Behinderung an die Finanzämter geschaffen. Im Zuge des 
Jahressteuergesetzes 2024 (BGBl. I 2024 Nr. 387) wurden die Regelungen 
modifiziert und als Anwendungszeitpunkt der 1. Januar 2026 vorgesehen (§ 65 
Absatz 3a i. V. m. § 84 Absatz 3h EStDV). Seither setzt die steuerliche 
Berücksichtigung des Behinderten-Pauschbetrags (§ 33b Absatz 3 EStG) bei 
neuen und geänderten Feststellungen zu einer Behinderung zwingend eine 
elektronische Übermittlung der Daten von den für die Feststellung einer 
Behinderung zuständigen Stellen an die zuständigen Finanzbehörden voraus. 
Lediglich in Bestandsfällen (Feststellungen vor dem 1. Januar 2026) erfolgt der 
Nachweis weiterhin in Papierform durch Vorlage des Ausweises nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) sowie der Bescheide nach § 152 
Absatz 1 SGB IX. Nach § 84 Absatz 3h Satz 4 EStDV gilt das elektronische 
Verfahren zur Übermittlung der Feststellungen zu einer Behinderung 
ausdrücklich nicht für den Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen zur 
behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale (§ 64 Absatz 3 EStDV), obwohl 
diese ebenfalls in Abhängigkeit vom Vorliegen eines bestimmten Grads der 
Behinderung und/oder Merkzeichen gewährt wird. Ein Nachweis in Papierform 
ist für die Gewährung der behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale daher 
ausdrücklich weiterhin möglich. Ein fachliches Erfordernis für das 
Auseinanderfallen der Nachweismöglichkeiten ist nicht ersichtlich. 


Darüber hinaus setzt die angestrebte Digitalisierung und Vereinfachung des 
Besteuerungsverfahrens voraus, dass steuerlich relevante Daten an die 
Finanzbehörden nach Maßgabe des § 93c AO elektronisch übermittelt werden. 
Das elektronische Mitteilungsverfahren zum Grad der Behinderung sollte daher 
künftig auch auf den Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen der 
behinderungsbedingten Fahrtkostenpauschale erweitert werden. 
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37. Zu Artikel 12 Nummer 3a – neu – (§ 19 Absatz 3 Satz 1, 4, Absatz 5 Satz 5 


UStG) 


Nach Artikel 12 Nummer 3 ist die folgende Nummer 3a einzufügen: 


‚3a.  § 19 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 wird die Angabe „unwiderruflich“ gestrichen. 


bb) Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Der Unternehmer kann einen nach Satz 1 erklärten 


Verzicht widerrufen; ein solcher Widerruf wird von Beginn 


des auf den Widerruf folgenden Besteuerungszeitraums an 


wirksam, frühestens jedoch ab Beginn des ersten 


Besteuerungszeitraums nach Ablauf der Bindung des 


Satzes 3.“ 


b) Absatz 5 Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„Der Unternehmer kann einen nach Satz 1 erklärten Verzicht 


widerrufen; ein Widerruf wird von Beginn des auf den Widerruf 


folgenden Besteuerungszeitraums an wirksam, frühestens jedoch 


ab Beginn des ersten Besteuerungszeitraums nach Ablauf der 


Bindung des Satzes 4.“ ‘ 


Begründung: 


Die Umsätze eines Kleinunternehmers sind nach § 19 Absatz 1 Satz 1 UStG 
von der Umsatzsteuer befreit. Nach § 19 Absatz 3 Satz 1 UStG kann ein 
Kleinunternehmer auf die Anwendung der Steuerbefreiung verzichten, was 
insbesondere zur Folge hat, dass der Vorsteuerabzug aus Investitionen nicht 
mehr nach § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 UStG ausgeschlossen ist.  


In der Praxis hat sich gezeigt, dass der Wortlaut zum Widerruf des Verzichts 
insbesondere in § 19 Absatz 3 Satz 4 UStG unterschiedlich gelesen werden 
kann. Zur Klarstellung des gesetzgeberischen Willens sollte daher in § 19 
Absatz 3 Satz 4 und in § 19 Absatz 5 Satz 5 UStG konkretisiert werden, zu 
welchem Zeitpunkt ein Widerruf Wirkung entfalten kann. 
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38. Zu Artikel 14 Nummer 4 (§ 2c Absatz 2 Satz 3 UStG) 


Artikel 14 Nummer 4 § 2c Absatz 2 Satz 3 ist durch den folgenden Satz zu 


ersetzen: 


„Die Festsetzungsfrist endet insoweit nicht vor Ablauf eines Jahres, nachdem 


der Steuerbescheid nach Satz 1 erster Halbsatz erlassen, aufgehoben oder 


geändert worden ist.“ 


Begründung 


Die Rechtsfolgen der umsatzsteuerlichen Organschaft treten zukünftig nur bei 
Abgabe einer ausdrücklichen Erklärung durch den Organträger ein.  


Die bislang geltenden materiell-rechtlichen Voraussetzungen müssen weiterhin 
erfüllt sein. Liegen diese nicht oder nicht mehr vor, ermöglicht es die in dem 
neuen § 2c Absatz 2 UStG vorgesehene Korrekturvorschrift, eine fehlerhaft 
angenommene Organschaft rückabzuwickeln. Die Korrekturvorschrift soll 
sicherstellen, dass bei einer Änderung der Steuerfestsetzung des Organträgers 
oder der erstmaligen Steuerfestsetzung gegenüber einer Organgesellschaft für 
alle anderen Beteiligten  Organgesellschaften oder Organträger und 
gegebenenfalls andere Organgesellschaften  die zutreffenden steuerlichen 
Folgerungen gezogen werden können. Ziel der Regelung ist es, Steuerausfälle 
zu verhindern. 


Dies setzt jedoch voraus, dass für die anderen Beteiligten der fehlerhaft 
angenommenen Organschaft die Festsetzungsfrist für eine Änderung der 
Steuerfestsetzungen noch nicht abgelaufen ist. 


Der neu gefasste § 2c Absatz 2 Satz 3 UStG sieht insoweit eine 
Ablaufhemmung vor. Nach der bisherigen Formulierung greift diese erst, 
nachdem der Steuerbescheid eines Beteiligten des Organkreises aufgrund der 
fehlerhaft angenommenen Organschaft innerhalb der Festsetzungsfrist 
aufgehoben, geändert oder erstmalig erlassen worden ist. Die Ablaufhemmung 
ist mithin von einer bestimmten Reihenfolge der Bescheide abhängig. 


Das sich aus dieser Reihenfolge der Bescheide ergebende Problem soll unter 
Berücksichtigung der Neuregelung an folgendem Beispiel verdeutlicht werden:  


Beispiel 


Der Organträger A reichte eine Organschaftserklärung für sich und die 
Organgesellschaften B und C beim zuständigen Finanzamt ein. Das Finanzamt 
setzte aufgrund dieser Organschaftserklärung die Umsatzsteuer lediglich beim 
Organträger A fest. Für die Organgesellschaften B und C erließ das Finanzamt 
aufgrund der Wirkung der Organschaft keine Umsatzsteuerfestsetzungen, denn 
die umsatzsteuerliche Organschaft sieht eine Steuerfestsetzung und 
Steuerschuldnerschaft nur beim Organträger für alle Umsätze der an der 
Organschaft Beteiligten (Organträger und Organgesellschaften) vor. 
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Im Zuge einer Betriebsprüfung beim Organträger A stellt das Finanzamt fest, 
dass die materiell-rechtlichen Voraussetzungen einer Organschaft zwischen A, 
B und C nicht vorliegen, und korrigiert die noch nicht festsetzungsverjährten 
Umsatzsteuerbescheide des Organträgers A entsprechend. Zeitgleich setzt das 
Finanzamt die Umsatzsteuer gegenüber den Organgesellschaften B und C auf 
Grundlage des neuen § 2c Absatz 2 Satz 1 UStG fest. Da die 
Festsetzungsfristen der Organgesellschaften B und C bereits abgelaufen waren, 
stützt sich das Finanzamt insoweit auf die Ablaufhemmung in dem neuen § 2c 
Absatz 2 Satz 3 UStG.  


Aufgrund eines technischen Fehlers ergeht nur der Umsatzsteuerbescheid der 
Organgesellschaft B noch am selben Tag. Am folgenden Tag ergeht zunächst 
der Änderungsbescheid an den Organträger A und im Anschluss der 
Änderungsbescheid an die Organgesellschaft C. 


Da die Umsatzsteuerfestsetzung der Organgesellschaft B vor den 
Änderungsbescheiden des Organträgers A ergeht, ist die in dem neuen § 2c 
Absatz 2 Satz 3 UStG bislang erforderliche Reihenfolge der Bescheide nicht 
eingehalten, sodass keine Ablaufhemmung eintritt. Die 
Umsatzsteuerfestsetzung der Organgesellschaft B ist damit rechtswidrig. 


Die Umsatzsteuerfestsetzung der Organgesellschaft C ergeht hingegen erst 
nach dem Änderungsbescheid des Organträgers A. Das Finanzamt hat die 
vorgeschriebene Reihenfolge der Bescheide eingehalten. Daher tritt die in dem 
neugefassten § 2c Absatz 2 Satz 3 UStG vorgesehene Ablaufhemmung ein. Die 
Umsatzsteuerfestsetzung der Organgesellschaft C ist somit rechtmäßig 
ergangen. 


Dieses Ergebnis entspricht nicht dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung. Außerdem bestünde die Gefahr von Steuerausfällen, wenn die 
Umsatzsteuer für die Organgesellschaft B nicht rechtswirksam festgesetzt 
werden kann.  


Zwar kennt die Rechtsprechung bei einer Nichteinhaltung der Reihenfolge der 
Bescheide Fälle, in denen der vorzeitig ergangene rechtswidrige 
Steuerbescheid in die Rechtmäßigkeit hineinwachsen kann  
(vgl. Bundesfinanzhof, Urteil vom 12. Mai 2022 – VI R 20/19 –, BFHE 276, 
521, BStBl II 2023, 6). Allerdings erging das Urteil zur Ablaufhemmung des 
§ 174 Absatz 4 Sätze 1 und 3 AO und umfasst nur die darin entschiedene 
Fallkonstellation. Die Urteilsgrundsätze sind demnach nicht zwangsläufig auf 
den neugefassten § 2c Absatz 2 Satz 3 UStG übertragbar. 


Mit dem vorliegenden Änderungsantrag soll deshalb die vorgesehene 
Ablaufhemmung klar und rechtssicher ausgestaltet werden. 


Dies erfolgt, indem die Festsetzungsfrist für die Steuerbescheide der anderen 
Beteiligten der fehlerhaft angenommenen Organschaft unabhängig von der 
Reihenfolge der Bescheide verlängert wird. 


Endet die Festsetzungsfrist insoweit nicht vor Ablauf eines Jahres, nachdem 
der Steuerbescheid nach Satz 1 erster Halbsatz erlassen, aufgehoben oder 
geändert worden ist, kann auch bei einer atypischen bzw. umgekehrten 
Reihenfolge der Bescheide die Geltung der Ablaufhemmung sichergestellt 
werden. 
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39. Zu Artikel 14 (§ 2c, § 27a UStG) 


Im Rahmen der Neuregelung der umsatzsteuerrechtlichen Organschaft 


(§ 2c UStG) wird klargestellt, dass neben den bisher im Gesetzestext genannten 


juristischen Personen auch Personengesellschaften Organgesellschaften 


innerhalb einer Organschaft sein können, sofern die 


Eingliederungsvoraussetzungen vorliegen. Hierdurch wird die entsprechende 


Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und des Bundesfinanzhofs 


gesetzlich nachvollzogen und somit mehr Rechtssicherheit für alle Beteiligten 


geschaffen. 


Auch vor dem Hintergrund unionsrechtlicher Entwicklungen bittet der 


Bundesrat die Bundesregierung, eine Änderung hinsichtlich des Antragsrechts 


auf Erteilung von Umsatzsteuer-Identifikationsnummern (§ 27a UStG) im 


Rahmen von umsatzsteuerlichen Organschaften bis zur Anwendung der 


Neuregelung der umsatzsteuerlichen Organschaft auch für 


Personengesellschaften zu prüfen. 


Begründung: 


Die Regelungen zur Erteilung der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer finden 
sich in § 27a UStG, der auf Artikel 214 der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie 
beruht. Grundsätzlich erhält jeder Unternehmer nur eine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. Obwohl Organgesellschaften umsatzsteuerrechtlich im 
Inland nicht selbständige Unternehmer sind, wird ihnen auf Antrag des 
Organträgers, als selbständiger Unternehmer, dennoch eine eigene 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer erteilt. Grundlage dafür ist § 27a 
Absatz 1 Satz 3 UStG, der dieses Antragsrecht bisher nur für 
Organgesellschaften in Form von juristischen Personen vorsieht. 


40. Zum Gesetzentwurf allgemein 


a) Zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben haben sich vielfältige Formen der 


Verwaltungszusammenarbeit etabliert. Das betrifft die Zusammenarbeit 


sowohl zwischen Bund, Ländern und Kommunen als auch innerhalb einer 


Verwaltungsebene. So können Synergieeffekte erzielt und öffentliche 


Ressourcen effizient und kostensparend eingesetzt werden. 
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b) Angesichts der angespannten Lage der öffentlichen Haushalte und 


wachsender Aufgaben ist die Verwaltungszusammenarbeit ein wichtiges 


Instrument, damit die öffentliche Hand auch zukünftig handlungsfähig 


bleibt. Dies gilt insbesondere für Städte, Gemeinden und Landkreise, die 


aufgrund der angespannten Finanzlage vor erheblichen Herausforderungen 


stehen. 


c) Die ab dem 1. Januar 2027 zwingend anzuwendende Neuregelung zur 


Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand (§ 2b UStG) wird auch 


Auswirkungen auf die Besteuerung der Verwaltungszusammenarbeit haben. 


Leistungen der öffentlichen Hand unterliegen danach der 


Umsatzbesteuerung, sofern eine Nichtbesteuerung dieser Leistungen zu 


größeren Wettbewerbsverzerrungen führen würde. Leistungen, die im 


Rahmen der Verwaltungszusammenarbeit ausgetauscht werden, unterliegen 


damit stärker als bislang der Umsatzsteuer.  


d) Damit Bund, Länder und Kommunen etablierte Kooperationen fortsetzen 


und ihre Zusammenarbeit zukünftig noch intensivieren können, wird die 


Bundesregierung gebeten, sich auf europäischer Ebene für eine 


Umsatzsteuerbegünstigung der interbehördlichen und interkommunalen 


Zusammenarbeit einzusetzen. 


e) Weiterhin bittet der Bundesrat die Bundesregierung, gemeinsam mit den 


Ländern im Rahmen des nationalen Umsatzsteuerrechts nach 


praxisgerechten Lösungen für die vielfältig ausgestalteten Kooperationen 


der öffentlichen Hand zu suchen und dabei Gestaltungsspielräume im Sinne 


der öffentlichen Hand zu nutzen. Ziel sollte es dabei sein, einen effizienten 


Einsatz der vorhandenen öffentlichen Ressourcen nicht zu beeinträchtigen 


und die öffentliche Hand bei der Erfüllung der ihr im Rahmen der 


Daseinsvorsorge obliegenden Aufgaben zu unterstützen. 
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41. Zu Artikel 16a – neu – (§ 30 Absatz 1, Absatz 5 Satz 1, § 37 Absatz 23 – neu – 


ErbStG) 


Nach Artikel 16 ist der folgende Artikel 16a einzufügen: 


,Artikel 16a 


Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes  


Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der Fassung der 


Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 (BGBl. 1997 I S. 378), das zuletzt 


durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 30 Absatz 1 und Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „schriftlich“ jeweils 


durch die Angabe „schriftlich oder elektronisch nach amtlichen 


vorgeschriebenen Datensatz“ ersetzt.  


2. Nach § 37 Absatz 22 wird der folgende Absatz 23 eingefügt: 


„(23) § 30 Absatz 1 und Absatz 5 in der Fassung des Artikels 16a des 


Gesetzes vom [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes] sind anzuwenden, wenn die technischen und 


organisatorischen Voraussetzungen für die elektronische Übermittlung 


vorliegen. Das Bundesministerium der Finanzen gibt den Tag des 


Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt.“ ‘ 


Begründung: 


Erwerbe, die der Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer unterliegen, sind nach 
§ 30 ErbStG nach dem bisherigen Gesetzeswortlaut „schriftlich“ anzuzeigen. 
Die Schriftform kann zwar unter den Voraussetzungen des § 87a Absatz 3 AO 
durch die elektronische Form ersetzt werden. Perspektivisch soll jedoch 
zusätzlich auch die Möglichkeit einer elektronischen Anzeige nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz geschaffen werden.  


Zu Nummer 1 (§ 30 Absatz 1, Absatz 5 Satz 1 ErbStG) 


Für die erforderlichen technischen Vorarbeiten zur Ermöglichung einer 
elektronischen Anzeige ist frühzeitig eine gesetzliche Grundlage zu schaffen. 
Auch bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen für die elektronische 
Anzeige nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz wird eine schriftliche 
Anzeige weiterhin möglich bleiben.  
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Zu Nummer 2 (§ 37 Absatz 23 – neu – ErbStG) 


Durch die Einfügung des neuen Absatzes 23 in § 37 ErbStG wird das 
Inkrafttreten der Änderungen des § 30 ErbStG geregelt. Die elektronische 
Übermittlung der Anzeige ist erst möglich, wenn die hierfür erforderlichen 
technischen und organisatorischen Voraussetzungen vorliegen. Die Änderung 
tritt daher erst zu diesem Zeitpunkt in Kraft. Das Bundesministerium der 
Finanzen gibt den Tag des Inkrafttretens in einem BMF-Schreiben bekannt.  


42. Zu Artikel 17 (§ 203 Absatz 2 BewG) 


Der Bundesrat fordert dazu auf, von der Ermächtigungsnorm des § 203 


Absatz 2 BewG Gebrauch zu machen und den Kapitalisierungsfaktor durch 


Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates an die Entwicklung der 


Zinsstrukturdaten anzupassen. 


Begründung: 


Das Bundesministerium der Finanzen sollte von der Ermächtigungsgrundlage 
in § 203 Absatz 2 BewG Gebrauch machen und den Kapitalisierungsfaktor von 
derzeit 13,75 hinsichtlich der Entwicklung der Zinsstrukturdaten überprüfen 
und ggf. anpassen. Da auch der Zinssatz für die Vollverzinsung nach § 238 
Absatz 1a AO mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wegen des seit 2022 
deutlich gestiegenen Basiszinssatzes gemäß der Evaluierungsklausel in § 238 
Absatz 1c AO angepasst werden soll, muss das veränderte Zinsniveau bei 
beiden Regelungen Beachtung finden. 


Nach von KPMG veröffentlichen Daten (https://atlas.kpmg.com/de/de/deal-
advisory-services/kapitalkosten-und-multiplikatoren/marktrisikopraemie-und-
basiszins) betragen zum 31. März 2026 die empfohlene Marktrisikoprämie für 
Deutschland 5,25 Prozent und der Basiszinssatz 3,5 Prozent. Nach der 
früheren, bis 2016 geltenden Berechnungsformel des § 203 BewG ergäbe sich 
anhand dieser Sätze ein Kapitalisierungsfaktor von 11,43 und somit deutlich 
weniger als der derzeit gesetzlich geregelte Kapitalisierungsfaktor von 13,75.  
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Eine Nichtanpassung des Kapitalisierungsfaktors in § 203 Absatz 1 BewG 
kann im Hinblick auf die Marktdaten dazu führen, dass künftig deutlich mehr 
Unternehmenswerte für steuerliche Zwecke auf Basis alternativer 
Bewertungsverfahren ermittelt werden und das vereinfachte 
Bewertungsverfahren nach § 199 ff. BewG an Bedeutung verliert, wenn nicht 
sogar weit überwiegend zu offensichtlich unzutreffenden Ergebnissen führt. 


43. Zu Artikel 18 Nummer 4a – neu – (§ 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, Absatz 1 


Satz 2 AO) 


Nach Artikel 18 Nummer 4 ist die folgende Nummer 4a einzufügen: 


,4a. § 29c Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) Satz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt: 


„4. sie für die Entwicklung, die Überprüfung, die Änderung oder 


den fortlaufenden Betrieb automatisierter Verfahren der 


Finanzbehörden erforderlich ist, weil 


a) unveränderte Daten benötigt werden oder 


b) eine Anonymisierung oder Pseudonymisierung der Daten 


nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 


möglich ist. 


Bei KI-Systemen der Finanzbehörden im Sinne des 


Artikels 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 


umfasst die Entwicklung insbesondere das Trainieren, 


Validieren und Testen. Die Weiterverarbeitung kann auch 


unstrukturierte Inhalte sowie die Erzeugung und 


Verarbeitung technisch abgeleiteter Darstellungen und 


Zwischenprodukte umfassen, soweit es sich hierbei um 


personenbezogene Daten handelt. Sie ist für den 


fortlaufenden Betrieb insbesondere erforderlich, wenn ein 


KI-System ohne die Nutzung solcher Daten in seiner 


Funktionsfähigkeit erheblich beeinträchtigt würde. Die 


Befugnis zum Einsatz eines solchen Verfahrens bei der 


Vorbereitung oder dem Erlass einer Entscheidung im 


Einzelfall richtet sich nach den hierfür geltenden 


Vorschriften.“ 
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b) Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 


„In den Fällen von Satz 1 Nummer 4 dürfen die personenbezogenen 


Daten ausschließlich für die dort genannten Zwecke verarbeitet werden 


und müssen innerhalb eines Jahres nach Wegfall des jeweiligen 


Verarbeitungszwecks gelöscht werden.“ ‘ 


Begründung: 


§ 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 AO erlaubt bereits die zweckändernde 
Verarbeitung personenbezogener Daten für automatisierte Verfahren und 
erfasst technologieneutral auch KI-Systeme. Die Änderung stellt klar, dass die 
Entwicklung insbesondere Trainieren, Validieren und Testen umfasst und der 
fortlaufende Betrieb einbezogen ist. Dabei können unstrukturierte Inhalte 
sowie Tokens, Vektoreinbettungen und andere technisch abgeleitete 
Darstellungen personenbezogene Daten bleiben, ohne dass ihre Verarbeitung 
das Modell verändert. 


Die Klarstellung stellt für die Finanzverwaltung denselben eindeutigen 
Rahmen her, den der Entwurf eines KI-Migrationsverwaltungsgesetzes für die 
Asyl- und Migrationsverwaltung vorsieht. Sie schafft keine neuen Aufgaben 
oder Befugnisse zu automatisierten Einzelfallentscheidungen. Erforderlichkeit, 
Aufgabenbindung, Anonymisierungs- und Pseudonymisierungsvorrang, 
Steuergeheimnis, Datenschutz-Grundverordnung, § 29c Absatz 2 AO und die 
Verordnung (EU) 2024/1689 gelten unverändert fort. Satz 2 passt die 
Zweckbindung und Löschung lediglich an die ausdrücklich bezeichneten 
Verarbeitungsphasen an. 


44. Zu Artikel 18 Nummer 6a – neu – (§ 64 Absatz 3 Satz 1a – neu – AO), 


Artikel 20 Nummer 01 – neu – (Artikel 97 § 1b Absatz 3 – neu – EGAO) 


a) Nach Artikel 18 Nummer 6 ist die folgende Nummer 6a einzufügen: 


,6a. Nach § 64 Absatz 3 Satz 1 wird der folgende Satz eingefügt: 


„Einnahmen, die nach § 3 Nummer 72 des Einkommensteuergesetzes 


steuerfrei sind, bleiben außer Ansatz.“ ‘ 
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b) Vor Artikel 20 Nummer 1 ist die folgende Nummer 01 einzufügen: 


,01. Nach § 1b Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefügt: 


„(3) § 64 Absatz 3 in der Fassung des Artikels 18 des Gesetzes 


vom … (einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 


Änderungsgesetzes) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2026 


anzuwenden.“ ‘ 


Begründung: 


Zu Artikel 18 Nummer 6a – neu – (§ 64 Absatz 3 Satz 1a – neu – AO) 


Durch das Steueränderungsgesetz 2025 vom 22. Dezember 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 363) wurde in § 58 AO eine neue Nummer 11 eingefügt, die 
die Anschaffung und den Betrieb von Photovoltaikanlagen und anderen 
Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz durch gemeinnützige 
Organisationen rechtssicher ermöglicht. 


Konkret dürfen gemeinnützige Organisationen für ihre wirtschaftliche 
Tätigkeit im Bereich der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nunmehr 
gemeinnützig gebundene Mittel für die Anschaffung und für den Betrieb der 
Anlagen bzw. zur Deckung der möglicherweise unvermeidlichen dauerhaften 
Verluste einsetzen, ohne ihren Gemeinnützigkeitsstatus zu gefährden.  


Die Einspeisung von nicht selbst verbrauchtem Strom aus erneuerbaren 
Energien begründet – wie bisher – unter den allgemeinen Voraussetzungen 
einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb und unterliegt damit 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer, wenn die Einnahmen aus allen 
steuerpflichtigen Tätigkeiten die Besteuerungsfreigrenze nach § 64 
Absatz 3 AO in Höhe von 50 000 Euro übersteigen.  


Für Einnahmen aus dem Betrieb von Photovoltaikanlagen findet zwar auch für 
gemeinnützige Organisationen die Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 72 EStG 
Anwendung. Die steuerbefreiten Einnahmen sind nach geltender Rechtslage 
jedoch weiterhin bei der Berechnung der maßgeblichen Einnahmen für die 
Anwendung der Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz 3 Satz 1 AO zu 
berücksichtigen. In der Folge kann für eine gemeinnützige Organisation die 
Besteuerungsfreigrenze überschritten werden, obwohl deren steuerpflichtige 
Einnahmen einschließlich der Umsatzsteuer weniger als 50 000 Euro im Jahr 
betragen. Allein daraus kann die Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung 
resultieren. 


Um den Beitrag gemeinnütziger Organisationen zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien und zum Klimaschutz möglichst bürokratiearm zu gestalten, eine 
einfache Administrierbarkeit zu gewährleisten  und auch um 
Verwaltungsaufwand auf Seiten der Finanzverwaltung zu reduzieren, soll 
durch die vorgesehene Einfügung eines neuen Satzes 1a in § 64 Absatz 3 AO 
erreicht werden, dass Einnahmen, die nach § 3 Nummer 72 EStG steuerfrei 
sind, bei der Ermittlung der Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz 3 
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Satz 1 AO außer Ansatz bleiben. In der Folge entfällt die Verpflichtung zur 
Abgabe einer Steuererklärung in Fällen, in denen eine gemeinnützige 
Organisation die Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz 3 Satz 1 AO allein 
aufgrund der Berücksichtigung von steuerbefreiten Einnahmen nach § 3 
Nummer 72 EStG überschreiten würde. 


Zu Artikel 20 Nummer 01 – neu – (Artikel 97 § 1b Absatz 3 – neu – EGAO) 


Die Neufassung des Artikel 97 § 1b Absatz 3 EGAO bewirkt eine Anwendung 
der vorgesehenen Einfügung des neuen Satzes 1a in § 64 Absatz 3 AO und 
damit eine Nichtberücksichtigung von steuerfreien Einnahmen aus 
Photovoltaikanlagen bei der Berechnung der maßgeblichen Einnahmen für die 
Anwendung der Besteuerungsfreigrenze nach § 64 Absatz 3 Satz 1 AO ab dem 
Veranlagungszeitraum 2026. 


45. Zu Artikel 18 Nummer 6a – neu – (§ 89a Absatz 1 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 AO) 


Nach Artikel 18 Nummer 6 ist die folgende Nummer 6a einzufügen: 


,6a. § 89a wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 5 Absatz 1 Satz 1 


Nummer 5“ die Angabe „Buchstabe c“ eingefügt. 


b) In Absatz 3 Satz 1 wird nach der Angabe „Im Einvernehmen mit der 


zuständigen obersten Landesfinanzbehörde“ die Angabe „oder mit der 


von dieser beauftragten Behörde“ eingefügt.‘ 


Begründung: 


Zu Buchstabe a 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Änderung des § 5 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Finanzverwaltungsgesetzes (FVG) durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Anwendung des Mehrseitigen Übereinkommens 
vom 24. November 2016 und zu weiteren Maßnahmen vom 19. Juni 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 205). 


Zu Buchstabe b 


Die Angabe „im Einvernehmen mit der zuständigen obersten 
Landesfinanzbehörde oder der von dieser beauftragten Behörde“ wird in 
§ 89a AO an vier Textstellen verwendet. Mit der Durchführung von 
internationalen Verständigungs- und Schiedsverfahren kann eine oberste 
Landesfinanzbehörde eine andere Behörde dergestalt beauftragen, dass diese 
das Verfahren in Gänze begleiten darf (vgl. § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 
Buchstabe b FVG).  
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Bei der Unterzeichnung der Vorabverständigungsvereinbarung fehlt bei dem 
Einvernehmensvorbehalt im Gesetzestext der Zusatz „oder der von dieser 
beauftragten Behörde“. Es ist kein Grund ersichtlich, warum dieser 
Verfahrensschritt nur „im Einvernehmen mit der zuständigen obersten 
Landesfinanzbehörde“, die gegebenenfalls am gesamten Verfahren sonst nicht 
beteiligt ist, erfolgen soll. Dadurch entstünde eine Doppelbefassung in den 
Ländern, in denen die oberste Landesfinanzbehörde eine andere Finanzbehörde 
mit der Durchführung der Vorabverständigungsverfahren beauftragt hat. 


46. Zu Artikel 18 Nummer 11a – neu – (§ 142 Absatz 3 Satz 1, 3 AO), Artikel 32 


Absatz 1, 8 – neu – (Inkrafttreten) 


a) Nach Artikel 18 Nummer 11 ist die folgende Nummer 11a einzufügen: 


,11a. § 142 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 


a) In Satz 1 wird die Angabe „die zuständige Finanzbehörde von 


der Pflicht zur Führung“ durch die Angabe „auf das Führen“ und 


die Angabe „befreien“ durch die Angabe „verzichtet werden“ 


ersetzt. 


b) Satz 3 wird gestrichen.“ ‘ 


b) Artikel 32 ist wie folgt zu ändern: 


aa) In Absatz 1 ist die Angabe „Absätze 2 bis 7“ durch die Angabe 


„Absätze 2 bis 8“ zu ersetzen. 


bb) Nach Absatz 7 ist der folgende Absatz 8 einzufügen: 


„(8) Artikel 18 Nummer 11a tritt mit Wirkung zum 


1. September 2026 in Kraft.“ 


Begründung: 


Zu Buchstabe a 


Bürokratie ist in den vergangenen Jahren zu einer immer größeren Belastung 
für die deutsche Wirtschaft und damit zu einem substanziellen Standortnachteil 
angewachsen. Denn Bürokratie bindet Ressourcen, die dann nicht mehr für die 
eigentliche betriebliche Leistungserbringung zur Verfügung stehen. Dies gilt in 
gleicher Weise für Industrie, Handwerk, Handel und die 
Dienstleistungsbranche, nicht zuletzt aber auch für die Land- und 
Forstwirtschaft, zumal gerade kleine Familienbetriebe unter den vielfältigen 
Melde- und Dokumentationspflichten ächzen. Notwendig ist daher ein 
umfassend angelegter Bürokratierückbau, wie ihn auch die Bundesregierung 
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im Rahmen ihrer im Oktober 2025 beschlossenen Modernisierungsagenda 
verfolgt. Für den Bereich der Landwirtschaft hat das Bundeskabinett am 
15. Juli 2026 einen Gesetzentwurf für Bürokratierückbau im Bereich des 
Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernährung, Heimat sowie in weiteren 
Bereichen beschlossen. 


Zuvor wurden bereits mit dem Neunten Gesetz zur Änderung von Vorschriften 
im Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht vom 29. Juni 2026 durch eine 
Änderung des § 142 AO Land- und Forstwirte unter bestimmten 
Voraussetzungen von der Führung eines Anbauverzeichnisses entbunden. Für 
Forstbetriebe ist es nach § 142 Absatz 2 AO ausreichend, wenn ein 
Forstbetriebswerk oder ein amtlich anerkanntes Betriebsgutachten für das 
jeweilige Wirtschaftsjahr für ihren Betrieb vorliegt. Dagegen müssen 
landwirtschaftliche Betriebe einen Antrag bei der zuständigen Finanzbehörde 
stellen, sich von der Pflicht zur Führung eines Anbauverzeichnisses zu 
befreien. Die Voraussetzung dafür ist, dass ein geeigneter Flächen- und 
Nutzungsnachweis für das jeweilige Wirtschaftsjahr vorliegt, aus dem sich 
ergibt, mit welchen Fruchtarten die selbstbewirtschafteten Flächen im 
abgelaufenen Wirtschaftsjahr bestellt waren (§ 142 Absatz 3 AO). 


Die Antragspflicht nach § 142 Absatz 3 AO begründet einen zusätzlichen 
bürokratischen Aufwand sowohl für die Steuerpflichtigen als auch für die 
Finanzverwaltung, der den eigentlichen Zweck der Vorschrift, die Land- und 
Forstwirte zu entlasten, konterkariert. Landwirtschaftliche Betriebe erstellen 
regelmäßig einen Flächen- und Nutzungsnachweis aufgrund außersteuerlicher 
Vorschriften (meist als Nachweis zum Agrarantrag). In diesen Fällen ist es aus 
steuerlicher Sicht nicht notwendig, zusätzlich ein Anbauverzeichnis zu führen, 
da die angebauten Fruchtarten bereits aus entsprechenden Unterlagen 
hervorgehen. Ein Antragsverfahren bringt hier im Hinblick auf die 
Nachweisführung keinen Mehrwert. 


Daneben ist auch nicht vermittelbar, weshalb forstwirtschaftliche Betriebe 
schon allein dann auf die Führung eines Anbauverzeichnisses verzichten 
dürfen, wenn die entsprechenden Unterlagen vorhanden sind, ein 
landwirtschaftlicher Betrieb hingegen erst einen Antrag hierzu bei der 
zuständigen Finanzbehörde stellen muss. Hier sollte im Hinblick auf den 
Bürokratieaufwand ein Gleichklang zwischen landwirtschaftlichen und 
forstwirtschaftlichen Betrieben hergestellt werden. 


Zu Buchstabe b 


Zu Doppelbuchstabe aa 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Änderung in Artikel 32 
Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (Anfügung von Absatz 8). 
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Zu Doppelbuchstabe bb 


Der Artikel 18 Nummer 11a – neu – soll zeitgleich mit der Neuregelung des 
§ 142 AO im Neunten Gesetz zur Änderung von Vorschriften im 
Steuerberatungsrecht sowie im Steuerrecht vom 29. Juni 2026 in Kraft treten. 


47. Zu Artikel 19 Nummer 6 – neu – (§ 172 Absatz 1 Satz 3 AO) 


Nach Artikel 19 Nummer 5 ist die folgende Nummer 6 einzufügen: 


„6. § 172 Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen.“ 


Begründung: 


Nach Erlass einer Einspruchsentscheidung sind Änderungsanträge laut 
geltender Rechtslage zulässig. Der Gesetzgeber hatte bei der Einführung des 
§ 172 Absatz 1 Satz 3 AO im Jahr 1999 konkrete Sachverhalte vor Augen, die 
erfasst werden sollten (vgl. BT-Drucksache 14/1514, S. 47): In 
Schätzungsfällen, in denen die Steuererklärung erst nach Ergehen der 
Einspruchsentscheidung eingereicht wird, sollte der Antrag auf schlichte 
Änderung nach Erlass der Einspruchsentscheidung dazu führen, die 
Finanzgerichte zu entlasten. Vor dem Hintergrund sinkender Klagezahlen ist 
eine Entlastung der Finanzgerichte nicht mehr erforderlich. Entgegen den 
Vorstellungen des Gesetzgebers ermöglicht die aktuelle Gesetzeslage, 
Änderungsanträge nach § 172 Absatz 1 Satz 3 AO beispielsweise zur 
faktischen Fristverlängerung und zur Umgehung oder Begrenzung von 
Verspätungszuschlägen einzusetzen, indem Steuererklärungen fristgerecht oder 
innerhalb des Einspruchsverfahrens unvollständig eingereicht werden. Dabei 
erfolgt erst nach ergangener Einspruchsentscheidung innerhalb der Klagefrist 
die vollständige Vorlage der Steuererklärung.  


Seit der Änderung der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) durch das 
BFH-Urteil vom 27. Oktober 2020 (Az. VIII R 30/17, BStBl II S. 927) ist ein 
Antrag auf schlichte Änderung zudem auch dann zulässig, wenn mit ihm 
lediglich die erneute Überprüfung einer Rechtsfrage begehrt wird, über die in 
der Einspruchsentscheidung bereits entschieden worden ist. Die Einführung 
des § 172 Absatz 1 Satz 3 AO sollte jedoch nie zu einer wiederholten 
Befassung der Finanzbehörden mit denselben Antragsbegehren führen, über 
die bereits im Einspruchsverfahren entschieden wurde. Eine solche 
Mehrfachbefassung führt in der Praxis in den allermeisten Fällen zu unnötigem 
Verwaltungsaufwand.  
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Die vorgeschlagene Gesetzesänderung soll dies verhindern und den 
gesetzlichen Status Quo vor dem Gesetz vom 22. Dezember 1999 (BGBl. I 
S. 2601) wiederherstellen. Für Steuerbürgerinnen und Steuerbürger und 
Finanzverwaltung führt die vorgeschlagene Gesetzesänderung zu früherer 
Rechtsklarheit. Sofern keine anderen Korrekturvorschriften eine Änderung 
oder Berichtigung außerhalb eines finanzgerichtlichen Verfahrens 
ermöglichen, können Änderungsbegehren wie bisher im Klageverfahren vor 
dem Finanzgericht geltend gemacht werden.  


48. Zu Artikel 23a – neu – (§ 137 Absatz 2 GBO) 


Nach Artikel 23 ist der folgende Artikel 23a einzufügen: 


,Artikel 23a 


Änderung der Grundbuchordnung 


Die Grundbuchordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 


(BGBl. I S. 1114), die zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt 


geändert: 


§ 137 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 


„(2)  Werden Erklärungen oder Ersuchen einer Behörde, auf Grund deren 


eine Eintragung vorgenommen werden soll, als elektronisches Dokument 


übermittelt, muss das Dokument den Namen der ausstellenden Person enthalten 


und die Behörde erkennen lassen. Das Dokument muss ferner  


1. von der ausstellenden Person mit einer qualifizierten elektronischen 


Signatur versehen sein, wobei das der Signatur zugrunde liegende 


qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes Attributzertifikat 


die Behörde erkennen lassen muss, oder 


2. von der ausstellenden Person signiert und auf einem sicheren 


Übermittlungsweg im Sinne des § 130a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 der 


Zivilprozessordnung eingereicht werden.“ ‘ 


Begründung: 


Durch die Änderung des § 137 Absatz 2 GBO wird der elektronische 
Rechtsverkehr der Behörden mit den Grundbuchämtern dem elektronischen 
Rechtsverkehr mit den Gerichten nach der Zivilprozessordnung (ZPO) 
angeglichen. Die Angleichung beseitigt Wertungswidersprüche und dient der 
Entlastung der Verwaltung sowie dem Bürokratieabbau. 
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Nach § 130d Satz 1 ZPO sind vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen 
sowie schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die unter anderem 
durch eine Behörde eingereicht werden, als elektronisches Dokument zu 
übermitteln. Gemäß § 130a Absatz 3 Satz 1 ZPO muss das elektronische 
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. Die einfache Signatur 
ersetzt hierbei die Unterschrift nach § 130 Nummer 6 ZPO. 


Die Übermittlung durch die Finanzämter an die Gerichte erfolgt über den 
sicheren Übermittlungsweg i. S. d. § 130a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 ZPO 
(besonderes Behördenpostfach). 


Dies gilt sowohl z. B. für Übermittlungen in Klageverfahren als auch für die 
Beantragung von Haftbefehlen. Übersendungen von Behörden, die mit der 
einfachen Signatur über das Behördenpostfach vorgenommen werden, werden 
folglich mit Übermittlungen mittels qualifizierter elektronischer Signatur 
gleichgestellt. Eine Abstufung sieht die Zivilprozessordnung nicht vor. 


Bei Anträgen nach der Grundbuchordnung findet § 130d ZPO hingegen keine 
Anwendung. Maßgeblich für die Übermittlung an die Grundbuchämter ist 
§ 137 GBO als lex specialis, der im Vergleich zur Zivilprozessordnung höhere 
Anforderungen an die elektronische Übermittlung stellt. Werden Erklärungen 
oder Eintragungsersuchen einer Behörde elektronisch an die Grundbuchämter 
übermittelt, so müssen diese gemäß § 137 Absatz 2 Nummer 2 GBO zwingend 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen sein, sodass bei der 
Übermittlung von Dokumenten durch Behörden im elektronischen 
Rechtsverkehr adressatenabhängig unterschiedliche Anforderungen bestehen. 
Eine Diskrepanz besteht insbesondere im Hinblick auf die Suspendierung des 
in § 130 Nummer 6 ZPO normierten Unterschriftserfordernisses durch 
§ 130a ZPO.  


§ 137 GBO ist an § 130a ZPO anzugleichen und neben der qualifizierten 
elektronischen Signatur ist auch eine Übermittlung mit einfacher Signatur der 
ausstellenden Person (die in der Behörde die Verantwortung für das Dokument 
übernimmt) bei Nutzung des sicheren Übermittlungsweges im Sinne des 
§ 130a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 ZPO zu erlauben. Die 
Behördenzugehörigkeit wird hierbei durch die Verwendung des besonderen 
Behördenpostfachs gewährleistet. Den in § 29 Absatz 3 GBO normierten 
Voraussetzungen für Behördenersuchen wird durch die Nummern 1 und 2 der 
Neufassung des § 137 Absatz 2 GBO gleichermaßen Rechnung getragen.  


Dadurch werden Wertungswidersprüche beseitigt. An Grundbuchgeschäfte der 
Behörden sind in Bezug auf die Übermittlungsmodalitäten keine höheren 
Sicherheitsanforderungen zu stellen als beispielsweise an die Beantragung 
eines Haftbefehls nach § 802g ZPO, welche ihrerseits auf den Entzug der 
grundgesetzlich geschützten Freiheitsrechte gerichtet ist. Zudem sind im 
elektronischen Rechtsverkehr selbst an die Anträge nach dem 
Zwangsversteigerungsgesetz keine über § 130a Absatz 3 Satz 1 2. Alternative 
in Verbindung mit Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 ZPO hinausgehenden 
Anforderungen zu stellen. 
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49. Zu Artikel 24 Nummer 10 Buchstabe a1 – neu – (§ 87 Absatz 9 MinStG) 


Nach Artikel 24 Nummer 10 Buchstabe a ist der folgende Buchstabe a1 


einzufügen:  


‚a1) In Absatz 9 wird nach der Angabe „Jahr 2026“ die Angabe „fortfolgend“ 


eingefügt. ‘ 


Begründung: 


Durch die Verlängerung des CbCR-Safe Harbours im Side-by-Side-Paket vom 
5. Januar 2026 um ein weiteres Jahr sind Anpassungen der §§ 84 und 
87 MinStG vorzunehmen.  


Die Verlängerung in § 84 Absatz 1 Satz 1 MinStG ist in Artikel 24 Nummer 8 
des Gesetzentwurfs enthalten und erfasst damit Geschäftsjahre, die vor dem 
31. Dezember 2027 beginnen und vor dem 1. Juli 2029 enden. Allerdings geht 
der Verweis auf den für die Inanspruchnahme des Safe Harbours maßgebenden 
Übergangssteuersatz in § 84 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 MinStG ins Leere, 
weil der dafür maßgebende § 87 Absatz 9 MinStG keinen Steuersatz für 
Geschäftsjahre nach dem Jahr 2026 enthält. In § 87 Absatz 9 MinStG ist 
demnach aufzunehmen, dass der Übergangssteuersatz in Höhe von 17 Prozent 
für das Jahr 2026 und später gilt.  


50. Zum Gesetzentwurf allgemein 


Der Bundesrat ist der Auffassung, dass es neben den im Gesetzentwurf 


vorgeschlagenen Regelungen weiterer struktureller Änderungen im Steuerrecht 


bedarf. 


Er bittet daher das Bundesministerium der Finanzen in Zusammenarbeit mit den 


Ländern jeweils ein Maßnahmenpaket  


- zu Strukturmaßnahmen im Unternehmensteuerbereich und  


- zur Vereinfachung und zum Bürokratieabbau (Vereinfachung, Typisierung, 


Pauschalierung und Digitalisierung)  


zu erarbeiten und entsprechende Gesetzentwürfe zeitnah vorzulegen. 
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17. September 2026 


Betreff: Betriebliche Altersversorgung; 
Ansatz und Bewertung von Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG für Versorgungszusagen, 
die von künftigen Ereignissen wie der Wertentwicklung zugrunde liegender Wertpapiere ab-
hängen   
Bezug: BMF-Schreiben vom 17. Dezember 2002 (BStBl I S. 1397), 
Beschluss des Bundesfinanzhofes vom 4. September 2024 (BStBl 2026 II S. xxx), 
GZ: IV C 6 - S 2176/00030/001/054 
DOK: COO.7005.100.2.15761678  
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(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


 


Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Beschluss vom 4. September 2024 (BStBl 2026 II S. xxx) ent-
schieden, dass Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG auch für Pensionszusagen zu bilden sind, 
die einen rechtsverbindlichen Anspruch auf Versorgungsleistungen bei Eintritt des Versorgungs-
falles unter der aufschiebenden Bedingung einräumen, dass sich die Höhe der zugesagten Leis-
tung danach richtet, welchen Wert eine in Fondsanteile investierende Rückdeckungslebensversi-
cherung beim Eintritt des Versorgungsfalles hat. Der Teilwert einer Pensionsverpflichtung richte 
sich auch bei beitragsorientierten Leistungszusagen ohne garantierte Mindestleistung nach § 6a 
Absatz 3 EStG. 


Nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder sind die Grundsätze des BFH-
Beschlusses über den entschiedenen Einzelfall hinaus in allen noch offenen Fällen anzuwenden. 


1. Berücksichtigung von Pensionsleistungen, die von künftigen ungewissen Ereignissen abhän-
gen 
 
Soweit künftige Pensionsleistungen von künftigen Ereignissen wie der Wertentwicklung zu-
grunde liegender Wertpapiere zu einem festgelegten Zeitpunkt (z. B. Eintritt des Versor-
gungsfalles) abhängen, sind unter Berücksichtigung des Stichtagsprinzips nach § 6a Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1 Satz 2 zweiter Halbsatz EStG die zum Bilanzstichtag bestehenden Wertver-
hältnisse (z. B. der Kurswert von Wertpapieren), mindestens jedoch eine eventuell zugesagte 
Mindestleistung der Bewertung der Pensionsrückstellung nach § 6a EStG zugrunde zu legen. 
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2. Bewertung von Entgeltumwandlungen 
 
Der Mindestbarwertvergleich gemäß § 6a Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 Satz 1 zweite Alternative 
EStG kommt nur für Entgeltumwandlungen im Sinne von § 1 Absatz 2 des Gesetzes zur Ver-
besserung der betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz – BetrAVG) in Betracht, 
bei denen sowohl der Berechtigte in den Anwendungsbereich des Betriebsrentengesetzes 
fällt, als auch sachlich betriebliche Altersversorgung nach dem Betriebsrentengesetz vorliegt. 
 


3. Aufhebung des BMF-Schreibens vom 17. Dezember 2002 (BStBl I S. 1397) 
 
Das der o. g. Entscheidung des BFH entgegenstehende BMF-Schreiben vom 17. Dezember 
2002 (BStBl I S. 1397), wonach Pensionsrückstellungen nur insoweit gebildet werden können, 
als der Versorgungsanspruch auf eine garantierte Mindestleistung entfällt, wird aufgehoben.  
 
Hinsichtlich der im o. g. Schreiben vom 17. Dezember 2002 unter Punkt 2 enthaltenen Aussa-
gen zur getrennten Bilanzierung von Wertpapieren und Pensionsverpflichtungen verweise 
ich auf die Einkommensteuer-Richtlinie R 6a Absatz 23 EStR und die entsprechenden Hin-
weise H 6a Absatz 23 EStH. 
 


4. Nachholverbot gemäß § 6a Absatz 4 Satz 1 EStG 
 
Bei einer erstmaligen Anwendung dieses Schreibens in einem vor dem 1. Januar 2028 enden-
den Wirtschaftsjahr ist es nicht zu beanstanden, wenn das sogenannte Nachholverbot gemäß 
§ 6a Absatz 4 Satz 1 EStG nicht beachtet wird. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
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Beschluss vom 04. September 2024, XI R 25/21
Ansatz und Teilwert von Pensionsrückstellungen für beitragsorientierte Leistungszusagen ohne garantierte
Mindestversorgung


ECLI:DE:BFH:2024:B.040924.XIR25.21.0


BFH XI. Senat


EStG § 4 Abs 3, EStG § 5 Abs 1 S 1, EStG § 6a Abs 1, EStG § 6a Abs 3, EStG § 6a Abs 4, KStG § 8 Abs 1, KStG § 27 Abs 2,
KStG § 28 Abs 1 S 3, HGB § 249 Abs 1 S 1, BetrAVG § 1 Abs 2 Nr 1, BetrAVG § 2 Abs 5, GG Art 3 Abs 1, AO § 351 Abs 1,
FGO § 40 Abs 2, FGO § 42, FGO § 126 Abs 2, FGO § 126a, FGO § 136 Abs 1 S 1, FGO § 143 Abs 1, EStG VZ 2010 , EStG VZ
2011 , EStG VZ 2012 , KStG VZ 2010 , KStG VZ 2011 , KStG VZ 2012 , EStG § 6a Abs 3 S 2 Nr 1 S 1 Halbs 1, EStG § 6a Abs
3 S 2 Nr 1 S 1 Halbs 2, EStG § 6a Abs 1 Nr 1, EStG § 6a Abs 1 Nr 2, EStG § 6a Abs 1 Nr 3, BGB § 158


vorgehend FG Münster, 18. März 2021, Az: 10 K 4131/15 K,G,F


Leitsätze


1. Pensionsrückstellungen sind dem Grunde nach auch für erteilte Versorgungszusagen im Sinne des § 6a Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes (EStG) zu bilden, die einen rechtsverbindlichen Anspruch auf Versorgungsleistungen bei
Eintritt des Versorgungsfalls unter der aufschiebenden Bedingung einräumen, dass sich die Höhe der zugesagten
Leistung danach richtet, welchen Wert eine Rückdeckungslebensversicherung, die in Fondsanteile investiert, beim
Eintritt des Versorgungsfalls hat.


2. Der Teilwert einer Pensionsverpflichtung richtet sich auch bei beitragsorientierten Leistungszusagen ohne garantierte
Mindestleistung nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG für den Teil der Versorgungszusage, der auf einer
Zusage im Rahmen einer Entgeltumwandlung im Sinne von § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen
Altersversorgung beruht, und im Übrigen nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG. Der Teilwert ist nicht
abweichend von § 6a Abs. 3 EStG mit dem jeweils aktuellen Wert der Rückdeckungslebensversicherung
(beziehungsweise der Fondsanteile) zum jeweiligen Bilanzstichtag zu bewerten.


Tenor


Die Revisionen des Beklagten und der Klägerin gegen das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 18.03.2021 - 10 K
4131/15 K,G,F werden als unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens tragen der Beklagte zu 1/5 und die Klägerin zu 4/5.


Tatbestand


A.


Zwischen den Beteiligten steht im Streit, ob und in welcher Höhe für die von der Klägerin, Revisionsbeklagten und
Revisionsklägerin (Klägerin), einer GmbH, erteilten wertpapiergebundenen Versorgungszusagen nach § 6a des
Einkommensteuergesetzes (EStG) i.V.m. § 8 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) in den Jahren 2010 bis
2012 (Streitjahre) eine Pensionsrückstellung zu bilden ist.


1


Alleiniger Gesellschafter der Klägerin war in den Streitjahren A. Geschäftsführer waren A und B. Die Klägerin
ermittelte ihren Gewinn nach einem abweichenden Wirtschaftsjahr vom 01.07. bis zum 30.06. des jeweiligen
Kalenderjahres. Zwischen 2009 und 2012 erteilte die Klägerin A und B sowie weiteren leitenden Angestellten
Versorgungszusagen. Die schriftlichen Vereinbarungen hierzu sind (abgesehen von den eingesetzten Beträgen in
unterschiedlicher Höhe) inhaltsgleich.
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Nach den in diesen Vereinbarungen als "beitragsorientierte Leistungszusage mit Rückdeckungslebensversicherung
bei der … (X) und nachgelagerter Verrentung zum Zeitpunkt des Versorgungsbeginns" bezeichneten
Versorgungszusagen hatte die Klägerin einen festgelegten Einmalbeitrag für die jeweiligen Mitarbeiter an X zu
entrichten. Es war in den Vereinbarungen vorgesehen, einmal jährlich die Zusage zu prüfen und gegebenenfalls zu
erhöhen. Eine Verpflichtung zu einer solchen Anpassung, die in den Streitjahren laufend erfolgte, bestand nicht. Die
Mitarbeiter hatten die Möglichkeit, sich im Rahmen von Entgeltumwandlungen zu beteiligen. Die Rechte aus den
Rückdeckungslebensversicherungen standen ausschließlich der Klägerin, die jeweils als Versicherungsnehmerin und
der jeweilige Mitarbeiter jeweils als versicherte Person in den Versicherungsscheinen ausgewiesen worden waren,
zu. Die an X geleisteten Beiträge wurden als Anlagebetrag dem jeweiligen Versicherungsschein entsprechend in
Anlagefonds investiert. Die Versicherungsleistung bestand in einer lebenslang zu zahlenden Rente oder einer
einmaligen Kapitalauszahlung. Die Höhe der Rente beziehungsweise (bzw.) der Kapitalauszahlung sollte sich aus
dem Fondswert bei Eintritt des Versorgungsfalls ergeben. Der Fondswert entsprach dem Wert der auf die jeweilige
Versicherung entfallenden Fondsanteile. Bei den Anlagefonds konnte der jeweilige Mitarbeiter zwischen Strategie-,
Renten-, Aktien-, Themen- oder Garantiefonds wählen. Eine Anlage in einen Garantiefonds erfolgte in keinem Fall.
Die übrigen und vorliegend ausgewählten Fonds sahen keine Mindestleistung vor; demgemäß war eine
Mindestversorgung durch die Rückdeckungslebensversicherung nicht garantiert.


3


Aufgrund der von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen hatten die Mitarbeiter einen Anspruch gegen die
Klägerin auf Alters- und Hinterbliebenenrente in Höhe des bei Eintritt des Versorgungsfalls bestehenden jeweiligen
Fondswerts. Die Höhe des Anspruchs auf Altersrente bestimmte sich nach dem jeweiligen Rückdeckungsanspruch
der Klägerin, der sich aus dem geschäftsplanmäßigen Deckungskapital zuzüglich eines Guthabens aus
Beitragsrückerstattung und Überschussbeteiligung zum Zeitpunkt des Leistungsbeginns ergab. Mit
Versorgungsbeginn hatte X die Höhe der Rente mittels versicherungsmathematischer Berechnungen auf der
Grundlage amtlich anerkannter Sterbetafeln festzulegen. In den Versorgungszusagen war ausdrücklich festgelegt,
dass bis zum Beginn der Versorgung das Kapitalanlagerisiko für das Deckungskapital im Sinne (i.S.) von § 2 Abs. 5a
des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung ‑‑BetrAVG‑‑ (nunmehr § 2 Abs. 5 BetrAVG) alleine
beim Mitarbeiter lag. Nach dem Eintritt des Versorgungsfalls übernahm X die Verpflichtung, die Höhe der von ihr
festgelegten Leistungen zu garantieren. Den Mitarbeitern stand das Wahlrecht zu, im Versorgungsfall statt der
monatlichen Rente eine Kapitalabfindung zu wählen. Diese war auf höchstens 100 % des aus
Entgeltumwandlungen finanzierten Deckungskapitals und 30 % des von der Klägerin finanzierten Deckungskapitals
begrenzt. Nach den Regelungen zur Höhe der Witwen- und Waisenrente beschränkten sich die hieraus bestehenden
Ansprüche der jeweiligen Hinterbliebenen auf das zum maßgeblichen Zeitpunkt erreichte Deckungskapital bzw. die
daraus von der Klägerin zu erbringenden entsprechenden Leistungen. Zur Sicherung der Ansprüche aus den
Versorgungszusagen verpfändete die Klägerin ihre Ansprüche aus der Rückdeckungslebensversicherung an die
jeweiligen Mitarbeiter. Die Anwartschaft des Mitarbeiters aus der Versorgungszusage ergab sich entsprechend § 2
Abs. 5a BetrAVG (nunmehr § 2 Abs. 5 BetrAVG) aus der Summe aller Beiträge und deren Erträge auf der Grundlage
des Deckungskapitals der Rückdeckungslebensversicherung. Diese Anwartschaft auf Leistungen der betrieblichen
Altersversorgung war von Anfang an, frühestens mit Zahlung der ersten Versicherungsprämie unverfallbar. Der
Zeitwert (Aktivwert) der verpfändeten Ansprüche aus den Rückdeckungslebensversicherungen, der den auf die
Versicherungen entfallenden und Kapitalmarktschwankungen unterliegenden Fondsanteilen entsprach, belief sich
zum 30.06.2010, 30.06.2011 und 30.06.2012 auf 67.788,17 €, 149.228,38 € bzw. 250.458,41 €.


4


Zu den Bilanzstichtagen 30.06.2011 und 30.06.2012 aktivierte die Klägerin die Ansprüche aus den
Rückdeckungslebensversicherungen mit den von X mitgeteilten Werten (149.228,38 € zum 30.06.2011 bzw.
250.458,41 € zum 30.06.2012). In gleicher Höhe bildete sie für die Versorgungsverpflichtungen eine
Pensionsrückstellung. In ihren Jahresabschlüssen verrechnete die Klägerin hierbei die beiden vorgenannten
Positionen unter Heranziehung des § 246 Abs. 2 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs (HGB). Zum vorhergehenden
Bilanzstichtag 30.06.2010 hatte die Klägerin weder Ansprüche aus den Rückdeckungslebensversicherungen
aktiviert noch Pensionsrückstellungen passiviert. Die bis zum 30.06.2010 geleisteten Beiträge zu den
Rückdeckungslebensversicherungen verbuchte die Klägerin als Aufwand.


5


Der Beklagte, Revisionskläger und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) veranlagte die Klägerin für die Streitjahre
zunächst erklärungsgemäß. Die ergangenen Bescheide standen jeweils unter Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164
Abs. 1 der Abgabenordnung ‑‑AO‑‑).


6


Nach einer bei der Klägerin durchgeführten Außenprüfung, die die Streitjahre umfasste, vertrat das FA die
Auffassung, dass Pensionsrückstellungen nicht anzusetzen seien. Eine Pensionsrückstellung dürfe nur gebildet
werden, wenn und soweit der Pensionsberechtigte einen Rechtsanspruch auf eine laufende oder einmalige
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Pensionsleistung habe. Im Streitfall sei zwar ein Rechtsanspruch dem Grunde nach gegeben. Es fehle jedoch an
einem Rechtsanspruch der Höhe nach. Die Versorgungsleistungen hingen in vollem Umfang von dem Wert der
Fonds ab, in die im Rahmen des Rückdeckungskonzepts investiert worden sei. Diese seien so ausgewählt, dass eine
garantierte Mindestversorgung nicht gegeben sei. Ihre Kurse könnten sich bis zum Eintritt des Versorgungsfalls
sowohl erhöhen als auch vermindern. Daher habe der jeweilige Mitarbeiter in der Anwartschaftsphase keinen
Rechtsanspruch auf eine Altersversorgung in festgelegter Höhe erworben. Das FA erließ unter dem 10.02.2015 und
gestützt auf § 164 Abs. 2 AO dementsprechende Änderungsbescheide zur Körperschaftsteuer für 2010 bis 2012,
über die gesonderte Feststellung des verbleibenden Verlustabzugs zur Körperschaftsteuer auf den 31.12.2010 bis
31.12.2012, über die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach § 27 Abs. 2 KStG und § 28 Abs. 1
Satz 3 KStG zum 30.06.2010 bis 30.06.2012, zum Gewerbesteuermessbetrag für 2010 bis 2012 sowie über die
gesonderte Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31.12.2010 bis 31.12.2012.


Die Gewerbesteuermessbescheide für 2010 bis 2012 und die Bescheide über die gesonderte Feststellung des
vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31.12.2010 bis 31.12.2012 wurden unter dem 10.08.2015 aus nicht das
vorliegende Verfahren betreffenden Gründen, die nicht im Streit stehen, erneut geändert. Das anschließende
Einspruchsverfahren blieb ohne Erfolg (Einspruchsentscheidung vom 07.12.2015).


8


Mit ihrer Klage begehrt die Klägerin, unter Aufhebung der Einspruchsentscheidung vom 07.12.2015 die
angefochtenen Änderungsbescheide dahingehend zu ändern, dass (1.) zum 30.06.2010 eine Pensionsrückstellung
mit 67.788,17 € angesetzt, die sich hieraus für 2010 ergebende Gewinnminderung mit einer entsprechenden
Gewinnerhöhung aus der Aktivierung des Anspruchs gegen die Rückdeckungslebensversicherung saldiert und
aufgrund des Bilanzzusammenhangs für 2011 eine Gewinnminderung in gleicher Höhe aufgrund der geringeren
Hinzuaktivierung des Anspruchs gegen die Rückdeckungslebensversicherung berücksichtigt wird, (2.) zum
30.06.2011 eine Pensionsrückstellung mit dem bilanzierten Betrag von 149.228,38 € angesetzt und für 2011 eine
Gewinnminderung in Höhe der Erhöhung der Rückstellung von 81.449,21 € berücksichtigt wird sowie (3.) zum
30.06.2012 eine Pensionsrückstellung mit dem bilanzierten Betrag von 250.458,41 € angesetzt und für 2012 eine
Gewinnminderung in Höhe der Rückstellung von 101.230,03 € berücksichtigt wird.


9


Das Finanzgericht (FG) gab der Klage mit seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2021, 1560
veröffentlichten Urteil teilweise statt. Es führte im Wesentlichen aus, die Klage sei mangels Beschwer unzulässig,
soweit sie sich gegen die ‑‑im Revisionsverfahren nicht mehr streitgegenständlichen‑‑ Feststellungsbescheide nach
§ 27 Abs. 2 KStG und § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG auf den 30.06.2010 bis 30.06.2012 richte. Die im Übrigen zulässige
Klage sei teilweise begründet. Für die von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen sei dem Grunde nach eine
Pensionsrückstellung anzusetzen. Die Versorgungszusagen erfüllten die Voraussetzungen nach § 6a Abs. 1 Nr. 1
EStG für den Ansatz einer Pensionsrückstellung. Die Pensionsrückstellung sei allerdings in einer geringeren Höhe
anzusetzen, als dies von der Klägerin geltend gemacht werde. Für den Teil der von ihr erteilten
Versorgungszusagen, der auf einer Zusage im Rahmen einer Entgeltumwandlung beruhe, komme die
Bewertungsregelung des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG zur Anwendung. Es handele sich insoweit
um Entgeltumwandlungen i.S. von § 1 Abs. 2 BetrAVG, wobei die Anwartschaften nach § 2 Abs. 5 BetrAVG
unverfallbar gewesen seien. Dies gelte allerdings nicht für die gegenüber A erteilte Versorgungszusage, da dieser in
den Streitjahren als Gesellschafter-Geschäftsführer der Klägerin kein Arbeitnehmer i.S. von § 17 Abs. 1 Satz 1 oder 2
BetrAVG gewesen sei. Für den Teil der von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen, der nicht auf einer Zusage im
Rahmen einer Entgeltumwandlung beruhe, komme die Bewertungsregelung des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1
Halbsatz 1 EStG zur Anwendung. Für die gegenüber A erteilte Versorgungszusage gelte das insgesamt.


10


Gegen das Urteil haben beide Beteiligte Revision eingelegt.11


Das FA rügt mit seiner Revision die Verletzung materiellen Rechts. Es bringt im Wesentlichen weiterhin vor, dass
der jeweilige Mitarbeiter in der Anwartschaftsphase keinen Rechtsanspruch auf Altersversorgung in einer
festgelegten Höhe erworben habe. Die Abhängigkeit von der Wertentwicklung der
Rückdeckungslebensversicherung (und die damit verbundene Unsicherheit des Arbeitnehmers über die Höhe seiner
Altersversorgung) spreche auch nach § 6a Abs. 1 Nr. 2 EStG, der die Bildung einer Pensionsrückstellung bei
Abhängigkeit der Pensionsleistung von künftigen gewinnabhängigen Bezügen versage, gegen den Ansatz einer
Pensionsrückstellung im Streitfall. Die fragliche "Gewinnabhängigkeit" beziehe sich nicht nur auf zukünftige
Tantiemen und Boni des Arbeitgebers, sondern auch auf die Gewinnabhängigkeit anderer externer Quellen, speziell
von Wertpapieren wie Fondsanteilen und Aktien, oder wie hier die Wertentwicklung der in solche Wertpapiere
investierenden Rückdeckungslebensversicherung.
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Außerdem liege ein nach § 6a Abs. 1 Nr. 2 EStG schädlicher Vorbehalt vor, weil die Pensionsleistungen von dem
Wert der Rückdeckungslebensversicherung abhängig seien. Die Rückdeckungslebensversicherung bestehe bis zum
Versorgungsbeginn ausschließlich in Form von risikoorientierten Investmentfonds.


13


Darüber hinaus scheide die Bildung einer Pensionsrückstellung auch aus, weil es sich bei den Pensionszusagen im
Streitfall in arbeitsrechtlicher Hinsicht tatsächlich nicht um beitragsorientierte Leistungszusagen nach § 1 Abs. 2
Nr. 1 BetrAVG, sondern um reine Beitragszusagen handele. Für eine solche nicht unter das Gesetz zur Verbesserung
der betrieblichen Altersversorgung fallende reine Beitragszusage könne daher eine Pensionsrückstellung nicht
gebildet werden.


14


Lägen die Voraussetzungen zur Passivierung dagegen vor, seien die vom FG vorgenommenen
Teilwertberechnungen im Übrigen nicht zu beanstanden. Der Wortlaut des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Halbsatz 1
EStG sei eindeutig, eine abweichende teleologische oder verfassungskonforme Auslegung ergebe sich weder aus der
historischen Entwicklung der Vorschrift noch aus den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik.


15


Das FA beantragt sinngemäß, die Vorentscheidung, soweit die Klage nicht als unzulässig abgewiesen wurde,
aufzuheben und diese insoweit abzuweisen sowie die Revision der Klägerin zurückzuweisen.


16


Die Klägerin beantragt sinngemäß, die Vorentscheidung, soweit die Klage nicht als unzulässig abgewiesen wurde,
aufzuheben und dieser nach Maßgabe der vorgenannten erstinstanzlichen Anträge stattzugeben sowie die Revision
des FA zurückzuweisen.


17


Soweit die Klägerin im Revisionsverfahren zunächst vom Klageverfahren abweichende Anträge gestellt hat, ist der
unter dem 29.04.2022 abgegebenen Erläuterung zu entnehmen, dass sie damit nicht über die erstinstanzlichen
Anträge hinaus hat gehen wollen.


18


Mit ihrer Revision begehrt die Klägerin eine Rückstellung in der von ihr erklärten Höhe. Sie macht gleichfalls die
Verletzung materiellen Rechts geltend und bringt im Wesentlichen vor, dass die vom FG vorgenommene Bewertung
gegen die anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathematik verstoße.


19


Es komme wegen der Höhe der Pensionsrückstellung darauf an, ob die für Entgeltumwandlungsdirektzusagen
gemäß § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Halbsatz 2 EStG geltende Regelung für die Bemessung der Pensionsrückstellung
auch für den Teil der Versorgungszusagen angewendet werden könne, die der Arbeitgeber finanziert habe, oder ob
insoweit die in § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Halbsatz 1 EStG festgelegte "Barwertdifferenzbewertung" Anwendung finden
müsse. Hinsichtlich der beitragsorientierten Leistungszusagen sei § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Halbsatz 2 EStG analog
anzuwenden. Es bestehe kein Unterschied, ob die sofortige Unverfallbarkeit auf Gesetz oder auf Vertrag beruhe und
ob die Versorgungsleistung vom Arbeitgeber oder durch Entgeltumwandlung vom Arbeitnehmer finanziert werde.
Der Entstehungsgeschichte des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 EStG sei nicht zu entnehmen, dass der Gesetzgeber
wirtschaftlich identische Fälle willentlich anders habe behandeln wollen. Es sei nicht bedacht worden, dass
Zusagen wie bei einer Entgeltumwandlung mit sofortiger Unverfallbarkeit auch vom Arbeitgeber zugesagt werden
könnten und daher identisch zu bilanzieren seien. Bei den vorliegenden Versorgungszusagen sei keine in der
Zukunft fällig werdende Leistung versprochen worden, sondern lediglich eine Verpflichtung in Höhe des gebildeten
Deckungskapitals. Dieser Betrag, der am jeweiligen Bilanzstichtag in der Rückdeckungslebensversicherung
vorhanden sei, sei die versprochene Leistung. Sie sei damit im versicherungsmathematischen Sinne der Barwert der
zukünftigen Leistung. Es gebe daher keinen Raum für eine Diskontierung einer zukünftigen Leistung. Das Gleiche
gelte sinngemäß für den Prämienbarwert. Die Berechnungsvorschriften für das Teilwertverfahren in § 6a Abs. 3
Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG seien in einem Kontext entstanden, in dem es nur Leistungszusagen gegeben
habe. Diese könnten auf beitragsorientierte Leistungszusagen nicht sinnvoll angewendet werden.


20


Die Entgeltumwandlungszusage von A sei entgegen dem FG nach den allgemein geltenden und einzuhaltenden
Regeln der Versicherungsmathematik mit dem Deckungskapital der Rückdeckungslebensversicherung anzusetzen.
Die "anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik", deren Beachtung gemäß § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG gesetzlich
vorgeschrieben sei, verlange, dass der angestrebte steuerbilanzielle Ausweis der in Rede stehenden
Versorgungsverpflichtungen mit dem Zeitwert der Rückdeckungslebensversicherung erfolgen müsse.


21


Das FG habe im Übrigen die vom FA vorgetragenen Argumente gegen einen Ansatz einer Pensionsrückstellung bei
beitragsorientierter Leistungszusage zutreffend entkräftet.


22


Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist gemäß § 122 Abs. 2 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) dem23
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Entscheidungsgründe


B.


Revisionsverfahren beigetreten. Einen eigenen Antrag hat es nicht gestellt. Das BMF trägt in seiner Stellungnahme
im Wesentlichen vor, die Annahme von Pensionsverpflichtungen nach § 6a EStG setze voraus, dass die erteilten
Zusagen einem Versorgungszweck dienen. Zusagen, die sich ihrer Höhe nach allein an der Wertentwicklung der
zugrunde liegenden Wertpapiere orientierten, dienten der Vermögensbildung. Rückstellungen könnten hierfür nicht
gebildet werden. Der Bezug auf die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik in § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG
könne sich im Übrigen allein im zuvor gesteckten Rahmen des Teilwertverständnisses des § 6a Abs. 3 EStG bewegen
und überschreibe diese Regelungen nicht.


Der Senat entscheidet gemäß § 126a FGO. Er hält sowohl die Revision des FA als auch die der Klägerin einstimmig
für unbegründet und eine mündliche Verhandlung nicht für erforderlich. Die Beteiligten sind davon unterrichtet
worden und hatten Gelegenheit zur Stellungnahme.


24


Das angefochtene Urteil des FG hält einer revisionsrechtlichen Prüfung stand. Das FG, das hinsichtlich des
Streitjahres 2010 zutreffend von einer zulässigen Klage betreffend der im Revisionsverfahren noch
streitgegenständlichen Änderungsbescheide ausgegangen ist, hat in der Sache zu Recht entschieden, dass für die
von der Klägerin erteilten Pensionszusagen nach § 6a Abs. 1 EStG i.V.m. § 8 Abs. 1 KStG Pensionsrückstellungen zu
bilden sind, die zu den jeweiligen Bilanzstichtagen nach Maßgabe des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 EStG bewertet
werden müssen.


25


I. Das FG ist in verfahrensrechtlicher Hinsicht zutreffend davon ausgegangen, dass die von der Klägerin erhobene
Klage zulässig ist, soweit sie die im Revisionsverfahren im Streit stehenden Änderungsbescheide anficht.


26


1. Die Zulässigkeit der Klage ist als Sachentscheidungsvoraussetzung für das FG-Urteil vom Bundesfinanzhof (BFH)
in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu überprüfen (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 03.04.2008 - IV R 54/04,
BFHE 220, 495, BStBl II 2008, 742, unter II.1.a; vom 30.11.2022 - VIII R 15/19, BFHE 279, 85, BStBl II 2023, 632,
Rz 16). Aufgrund der Abgabenordnung erlassene Änderungs- und Folgebescheide können nach § 42 FGO nicht in
weiterem Umfang angegriffen werden, als sie in dem außergerichtlichen Vorverfahren angefochten werden können.
Verwaltungsakte, die ‑‑wie hier‑‑ unanfechtbare Verwaltungsakte ändern, können nach § 351 Abs. 1 AO nur insoweit
angegriffen werden, als die Änderung reicht, es sei denn, dass sich aus den Vorschriften über die Aufhebung und
Änderung von Verwaltungsakten etwas anderes ergibt. Eine Klage, welche diese Anfechtungsbeschränkung nicht
beachtet, ist insoweit unzulässig (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 18.03.1976 - V R 127/71, BFHE 118, 163, BStBl II 1976,
438; BFH-Beschluss vom 07.10.2003 - X B 53/03, BFH/NV 2004, 156; Gräber/Teller, Finanzgerichtsordnung, 9. Aufl.,
§ 42 Rz 3; Steinhauff in Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 42 FGO Rz 21; von Beckerath in Gosch, FGO § 42 Rz 36; a.A.
FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 03.05.2021 - 7 K 7191/19, EFG 2021, 1797).


27


2. Gemessen daran ist die Klage in dem vom Senat zu beurteilenden Umfang zulässig.28


Die Klägerin hat zwar hinsichtlich aller Streitjahre Änderungsbescheide, welche in der Folge der Betriebsprüfung
ergangen sind, über deren Änderungsrahmen hinaus angefochten. Eine Anfechtungsbeschränkung auf den
Änderungsrahmen nach § 351 Abs. 1 AO i.V.m. § 42 FGO bestand insoweit jedoch nicht, da die diesen
vorausgegangenen Ursprungsbescheide unter dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 Abs. 1 AO) standen (vgl. dazu
z.B. BFH-Urteil vom 16.01.2013 - II R 66/11, BFHE 240, 191, BStBl II 2014, 266, Rz 15, m.w.N.). Die Klägerin war
daher nicht gehindert, die gewinnmindernde Berücksichtigung einer Pensionsrückstellung in beantragter Höhe
geltend zu machen.


29


II. Das FG hat zu Recht entschieden, dass für beitragsorientierte Leistungszusagen wie diese, die die Klägerin im
Streitfall erteilt hat, Pensionsrückstellungen nach § 6a Abs. 1 EStG i.V.m. § 8 Abs. 1 KStG zu bilden sind; die Revision
des FA ist deshalb als unbegründet zurückzuweisen.


30


1. Der Ansatz einer Rückstellung für eine Pensionsverpflichtung (Pensionsrückstellung) richtet sich nach § 249
Abs. 1 Satz 1 HGB i.V.m. § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG (hier i.V.m. § 8 Abs. 1 KStG). § 6a Abs. 1 EStG (hier i.V.m. § 8 Abs. 1
KStG) regelt zusätzliche, über die Anforderungen des § 249 Abs. 1 HGB hinausgehende Voraussetzungen, welche
vorliegen müssen, damit für eine Pensionsverpflichtung dem Grunde nach eine Pensionsrückstellung in der
Steuerbilanz angesetzt werden kann.
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2. Für eine Pensionsverpflichtung, die eine ihrer Höhe nach ungewisse Verbindlichkeit ist und die bewirkt, dass die
späteren Pensionsleistungen bereits vor ihrer Zahlung als auf die Zeit der aktiven Tätigkeit des
versorgungsberechtigten Arbeitnehmers verteilter Aufwand gewinnmindernd mit dem Ertrag der entsprechenden
Arbeitsleistung verrechnet werden können (vgl. dazu BFH-Urteil vom 06.12.2022 - IV R 21/19, BFHE 279, 111, BStBl
II 2023, 474, Rz 25; näher BTDrucks 7/1281, S. 37), darf eine Pensionsrückstellung gemäß § 6a Abs. 1 EStG nur
gebildet werden, wenn und soweit (1.) der Pensionsberechtigte einen Rechtsanspruch auf einmalige oder laufende
Pensionsleistungen hat, (2.) die Pensionszusage keine Pensionsleistungen in Abhängigkeit von künftigen
gewinnabhängigen Bezügen vorsieht und keinen Vorbehalt enthält, dass die Pensionsanwartschaft oder die
Pensionsleistung gemindert oder entzogen werden kann, oder ein solcher Vorbehalt sich nur auf Tatbestände
erstreckt, bei deren Vorliegen nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen unter Beachtung billigen Ermessens eine
Minderung oder ein Entzug der Pensionsanwartschaft oder der Pensionsleistung zulässig ist, und (3.) die
Pensionszusage schriftlich erteilt ist; die Pensionszusage muss eindeutige Angaben zu Art, Form, Voraussetzungen
und Höhe der in Aussicht gestellten künftigen Leistungen enthalten.


32


3. Das FG ist zutreffend davon ausgegangen, dass es sich bei den von der Klägerin erteilten Zusagen um
Pensionsverpflichtungen i.S. von § 6a Abs. 1 EStG, für die Pensionsrückstellungen gebildet werden dürfen,
gehandelt hat.


33


a) Der Begriff "Pensionsverpflichtung" ist gesetzlich nicht definiert. Aus den Gesetzesmaterialien (BTDrucks 7/1281,
S. 37) ist zu entnehmen, dass als Pensionsverpflichtungen i.S. von § 6a Abs. 1 EStG auf Altersruhegeld,
Invalidenrenten und/oder Hinterbliebenenversorgung gerichtete Verpflichtungen gelten, die vom Steuerpflichtigen
gegenüber seinen Arbeitnehmern aus Gründen der betrieblichen Altersversorgung und damit zur Absicherung
mindestens eines biometrischen Risikos (Alter, Tod, Invalidität) unmittelbar eingegangen werden (vgl. dazu auch
z.B. Gosch in Kirchhof/Seer, EStG, 23. Aufl., § 6a Rz 1; Arteaga/Veit in Korn, § 6a EStG Rz 8). Hierbei umfassen
Pensionsverpflichtungen i.S. von § 6a Abs. 1 EStG nur unmittelbare Zusagen des Arbeitgebers (sogenannte
Direktzusagen), seinen Arbeitnehmern oder deren Hinterbliebenen für das Alter oder für den Fall des Todes oder der
Invalidität aus betrieblichen Mitteln eine Versorgung zu gewähren, so dass mittelbare Versorgungszusagen mit
Einschaltung einer Direktversicherung, einer Pensions- und Unterstützungskasse oder eines Pensionsfonds nicht zur
Bildung einer Pensionsrückstellung i.S. von § 6a Abs. 1 EStG berechtigen (vgl. dazu z.B. Dommermuth in
Herrmann/Heuer/Raupach ‑‑HHR‑‑, § 6a EStG Rz 10).


34


b) Im Streitfall liegen dem Anwendungsbereich des § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG unterfallende Direktzusagen vor. Den
Mitarbeitern, denen eine Versorgungszusage erteilt worden war, stand in zivil- bzw. arbeitsrechtlicher Hinsicht
jeweils ein rechtsverbindlicher Anspruch gegenüber der Klägerin auf Zahlung einer Alters- bzw.
Hinterbliebenenrente oder Kapitalabfindung bei Eintritt des Versorgungsfalls entsprechend den in den
Versorgungszusagen vereinbarten Bedingungen, dass sich die Höhe der zugesagten Leistung nach dem bis zum
Versorgungsbeginn ungewissen Wert der Fondsanteile bzw. Rückdeckungslebensversicherung richtet, zu. Das FG ist
zutreffend davon ausgegangen, dass diese auf den Umfang der Versorgung gerichtete aufschiebende Bedingung i.S.
von § 158 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) einem rechtsverbindlichen Anspruch auf Pensionsleistung nicht
entgegensteht. Ebenso wenig steht der Annahme eines rechtsverbindlichen Anspruchs auf eine Versorgungszusage
entgegen, dass die Klägerin die Beiträge zu den Rückdeckungslebensversicherungen nicht fortlaufend, sondern in
einem festgelegten Einmalbetrag entrichtet und sich außerdem verpflichtet hat, einmal jährlich die Zusage zu
prüfen und gegebenenfalls ‑‑was in den Streitjahren fortlaufend der Fall war‑‑ zu erhöhen.


35


c) Die Auffassung des FG, dass die Annahme einer Pensionsverpflichtung i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG nicht
erfordere, dass der aus der Versorgungszusage folgende Rechtsanspruch bereits im Zeitpunkt der Zusage eine
bestimmte (Mindest-)Versorgung garantiert, ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.


36


aa) Ein Rechtsanspruch auf eine einmalige oder laufende Pensionsleistung i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG besteht
auch bei wertpapiergebundenen Pensionsverpflichtungen der vorliegenden Art ohne garantierte (Mindest-
)Versorgung, wenn und soweit der Umfang dieser Verpflichtungen unter der gemäß § 158 BGB aufschiebenden
Bedingung steht, dass sich die Höhe der zugesagten Leistungen nach dem bis zum Versorgungsbeginn ungewissen
Wert der Fondsanteile bzw. Rückdeckungslebensversicherung richtet. Entgegen der Stellungnahme des BMF dienen
auch Zusagen, die sich ihrer Höhe nach allein an der Wertentwicklung der zugrunde liegenden Wertpapiere
orientieren, einem Versorgungszweck des Pensionsberechtigten i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG. Anders als das BMF
meint, dienen diese Zusagen schon deshalb nicht (allein) der Vermögensbildung der Berechtigten, weil ‑‑wie im
Streitfall‑‑ biometrische Risiken der Pensionsberechtigten i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG unmittelbar durch die
Klägerin abgesichert werden, auch wenn sich der Umfang der zugesagten Versorgungsleistung bis zum Eintritt des
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Versorgungsfalls an der Wertentwicklung der zugrunde liegenden Wertpapiere, die der Rückdeckung der erteilten
Leistungszusage dienen, orientiert. Liegt demzufolge eine Pensionsverpflichtung der Klägerin i.S. von § 6a Abs. 1
Nr. 1 EStG vor, scheidet entgegen der Ansicht des BMF die Annahme einer auf wertpapiergebundene
Lebensversicherungen bezogenen (reinen) "Beitragszusage" aus. Die Bildung einer Pensionsrückstellung gemäß
§ 6a Abs. 1 EStG kommt daher dem Grunde nach auch für die vorliegend in Rede stehenden Versorgungszusagen in
Betracht.


bb) Es kann in diesem Zusammenhang dahinstehen, ob ‑‑wie das FG meint‑‑ die von der Klägerin erteilten
Versorgungszusagen ihrem Wesen nach in den Anwendungsbereich des Gesetzes zur Verbesserung der
betrieblichen Altersversorgung fallen. Anders als § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 EStG, der für die Bestimmung des
Teilwerts, mit dem eine Pensionsverpflichtung vor Beendigung des Dienstverhältnisses der Höhe nach anzusetzen
ist, auf die Vorschriften des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung verweist, stellt § 6a
Abs. 1 Nr. 1 EStG nicht auf die Vorschriften dieses Gesetzes ab. Ob für eine Pensionsverpflichtung dem Grunde nach
eine steuerbilanzielle Pensionsrückstellung gebildet werden darf, hängt mithin nicht davon ab, ob ‑‑wie es § 1
Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts für die Entgeltumwandlung voraussetzt‑‑
bereits zum Zeitpunkt der Umwandlung unmittelbar feststeht, welche Anwartschaft auf künftige Leistungen der
Arbeitnehmer erwirbt. Dementsprechend ist der erkennende Senat in seinem Urteil vom 27.05.2020 - XI R 9/19
(BFHE 269, 138, BStBl II 2020, 802) davon ausgegangen, dass unabhängig von der fehlenden Anwendbarkeit des
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung auf die dortige Versorgungszusage eine
Pensionsrückstellung dem Grunde nach gebildet werden konnte. In jenem Fall hatte der Senat eine
Versorgungszusage an einen Alleingesellschafter-Geschäftsführer, auf die die Vorschriften des Gesetzes zur
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung nicht anzuwenden waren, zu beurteilen. Der Teilwert dieser
Pensionsrückstellung war mangels Anwendbarkeit des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen
Altersversorgung zwar nicht nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG, sondern nach § 6a Abs. 3 Satz 2
Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG zu bemessen. Außer Frage stand hingegen, dass es sich mangels Anwendbarkeit des
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung nicht um eine Pensionsverpflichtung i.S. von § 6a
Abs. 1 Nr. 1 EStG handeln könnte, so dass die Bildung einer Pensionsrückstellung dem Grunde nach ausgeschlossen
wäre.


38


cc) Anders als das BMF meint, ist aus der Konjunktion "wenn und soweit" im Tatbestand des § 6a Abs. 1 EStG nicht
zu entnehmen, dass der Rechtsanspruch i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG bereits im Zeitpunkt der Zusage eine
bestimmte (Mindest-)Versorgung garantieren muss. Es trifft zwar zu, dass ‑‑wie das BMF vorbringt‑‑ der Wortlaut
des § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG in der aktuellen Fassung anders als noch in den Fassungen, die der vom FG zitierten
Rechtsprechung (BFH-Urteile vom 16.12.1992 - I R 105/91, BFHE 170, 169, BStBl II 1993, 792; vom 09.11.1995 -
IV R 2/93, BFHE 179, 106, BStBl II 1996, 589; vom 16.02.1994 - XI R 32/93, BFHE 174, 146) zugrunde lagen,
nunmehr "wenn und soweit" lautet, so dass es nicht nur auf den Rechtsanspruch an sich, sondern auch auf dessen
Umfang ankommt. Mit der Formulierung "wenn und soweit" wird der Ansatz der Rückstellung nicht nur dem Grunde,
sondern auch der Höhe nach ("Umfang") angeordnet (vgl. BFH-Urteil vom 28.02.2024 - I R 29/21, BStBl II 2024, 713,
Rz 29). Neben der steuerlichen Nichtanerkennung und der steuerlichen (Voll-)Anerkennung kann es folglich auch zu
einer steuerlichen Teil-Anerkennung von Pensionszusagen kommen. Eine Teil-Anerkennung, also insbesondere ein
in der Höhe beschränkter Ansatz der Rückstellung ist zum Beispiel dann möglich, wenn unterschiedliche künftige
Leistungen i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG in Aussicht gestellt werden, etwa eine Altersversorgung, eine
Hinterbliebenenversorgung und/oder eine Versorgung im Fall der Invalidität, und die in § 6a Abs. 1 EStG
aufgezählten Voraussetzungen nicht in Bezug auf jedes (Teil-)Leistungsversprechen erfüllt sind (vgl. BFH-Urteil
vom 28.02.2024 - I R 29/21, BStBl II 2024, 713, Rz 29). Da alle in § 6a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 EStG genannten
Voraussetzungen für die Rückstellung den Begriff der "Leistungen" enthalten, ist folglich jedes abtrennbare
Leistungsversprechen hinsichtlich der Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen gesondert in den Blick zu
nehmen, wie auch unabhängig von dem Umstand einer "einheitlichen Pensionsverpflichtung" die einzelnen
Leistungsarten jeweils eigenständig zu bewerten sind und die Summe der Einzelbeträge die Rückstellungshöhe
bestimmt (vgl. BFH-Urteil vom 28.02.2024 - I R 29/21, BStBl II 2024, 713, Rz 29, m.w.N.). Auch "innerhalb" eines
bestimmten Leistungsversprechens ist eine Teilbarkeit vorstellbar und mit dem Wortlaut des Gesetzes zu
vereinbaren (vgl. BFH-Urteil vom 28.02.2024- I R 29/21, BStBl II 2024, 713, Rz 29). Die steuerliche
Nichtanerkennung führt dann dazu, dass die Rückstellung der Höhe nach zu begrenzen ist. Insoweit kann das Wort
"soweit" auf die in § 6a Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 EStG genannten Einzelmerkmale "Art, Form, Voraussetzungen und
Höhe" bezogen werden (vgl. BFH-Urteil vom 28.02.2024 - I R 29/21, BStBl II 2024, 713, Rz 29, m.w.N.). Dagegen ist
mit dem Wort "soweit" jedenfalls nicht verbunden, dass der Rechtsanspruch auf eine einmalige oder laufende
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Pensionsleistung i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG eine (Mindest-)Versorgung voraussetzen würde und nur in diesem
Fall eine zulässige steuerbilanzielle Pensionsrückstellung dem Grunde nach in Betracht kommen könnte.


dd) Danach vermag der Senat der von der Finanzverwaltung vertretenen Auffassung (BMF-Schreiben vom
17.12.2002, BStBl I 2002, 1397), dass ein Rechtsanspruch i.S. von § 6a Abs. 1 Nr. 1 EStG insoweit nicht bestehe, als
eine Pensionszusage neben einer garantierten Mindestversorgung zusätzliche Leistungen vorsieht, die vom Wert
bestimmter Wertpapiere (zum Beispiel Fondsanteile, Aktien) zu einem festgelegten künftigen Zeitpunkt (zum
Beispiel Eintritt des Versorgungsfalls) abhängen (sogenannte wertpapiergebundene Pensionszusage), hinsichtlich
der im Streitfall erteilten Zusage nicht zu folgen.


40


d) Außerdem hat das FG zutreffend erkannt, dass die Regelung des § 6a Abs. 1 Nr. 2 EStG dem Ansatz einer
Pensionsrückstellung dem Grunde nach im Streitfall nicht entgegensteht.


41


aa) Die von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen sehen keine einem Ansatz einer Pensionsverpflichtung
entgegenstehende Abhängigkeit der späteren Pensionsleistungen von künftigen gewinnabhängigen Bezügen vor.


42


(1) Nach § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG darf für eine Pensionsverpflichtung nur dann eine Pensionsrückstellung
gebildet werden, wenn die Pensionszusage keine Pensionsleistungen in Abhängigkeit von künftigen
gewinnabhängigen Bezügen vorsieht.


43


(2) Im Streitfall jedoch sind die Pensionszusagen weder ihrem Anspruch noch ihrem Umfang nach von künftigen
gewinnabhängigen Bezügen abhängig. Die Höhe der Leistungen, die der Pensionsberechtigte aus der ihm erteilten
Zusage künftig zu erwarten hat, hängt bis zum Eintritt des Versorgungsfalls von der ungewissen weiteren
Wertentwicklung der zugrunde liegenden Wertpapiere, die der Rückdeckung der erteilten Leistungszusage dienen,
ab. Die Abhängigkeit der Pensionszusage von der ungewissen Wertentwicklung dieser Wertpapiere ist zwar mit
einer gewissen fehlenden Sicherheit des berechtigten Arbeitnehmers verbunden. Dies rechtfertigt es jedoch nicht,
nach § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG das Bilden einer Pensionsrückstellung zu versagen. Die in § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1
EStG geregelte "Gewinnabhängigkeit" der Pensionsleistungen bezieht sich allein auf gewinnabhängige Bezüge, also
nur auf zukünftige Tantiemen und Boni des Arbeitgebers. Eine schädliche Gewinnabhängigkeit anderer externer
Quellen, speziell von Wertpapieren wie Fondsanteilen und Aktien, oder die Wertentwicklung der in solche
Wertpapiere investierten Rückdeckungslebensversicherung ist § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG nicht zu entnehmen.


44


(3) Einer Auslegung des § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG dahingehend, dass Pensionsrückstellungen für
beitragsorientierte Leistungszusagen der vorliegenden Art wegen ihrer Abhängigkeit von der ungewissen weiteren
Wertentwicklung der zugrunde liegenden Wertpapiere ausgeschlossen seien, weil diese wie künftige
gewinnabhängige Bezüge zu behandeln seien, stünde jedenfalls der gesetzgeberische Wille entgegen. Der
Gesetzgeber hat § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG auf das BFH-Urteil vom 09.11.1995 - IV R 2/93 (BFHE 179, 106, BStBl
II 1996, 589) hin mit dem Jahressteuergesetz 1997 vom 20.12.1996 (BGBl I 1996, 2049) eingefügt. Der BFH hatte
zur alten Rechtslage noch entschieden, dass die Zusage einer Pension ‑‑anders als die, die (ausschließlich) von
Gewinnen nach Eintritt des Versorgungsfalls abhängig ist (vgl. BFH-Urteil vom 19.02.1981 - IV R 112/78, BFHE 133,
368, BStBl II 1981, 654)‑‑ nicht unter einem steuerschädlichen Vorbehalt zu beurteilen ist, wenn Pensionsleistungen
von gewinnabhängigen Bezügen vor Eintritt des Versorgungsfalls abhängig sind und die späteren Leistungen nicht
mehr von der Gewinnsituation abhängig gemacht werden (vgl. BFH-Urteil vom 09.11.1995 - IV R 2/93, BFHE 179,
106, BStBl II 1996, 589, unter 1.b). Der Gesetzgeber wollte mit der Einfügung des § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG die
seiner Ansicht nach durch diese Rechtsprechung eröffneten erheblichen steuerlichen Gestaltungsspielräume
schließen. Künftige gewinnabhängige Gehaltsbestandteile sollten fortan bei § 6a EStG von der steuerlichen
Anerkennung ausgeschlossen sein (vgl. BTDrucks 13/5952, S. 45). Derartige steuerliche Gestaltungsspielräume, die
es rechtfertigen würden, Pensionsrückstellungen für beitragsorientierte Leistungszusagen der vorliegenden Art
auszuschließen, sind mit der künftigen ungewissen Wertentwicklung der zugrunde liegenden Wertpapiere nicht
verbunden.


45


(4) Danach kann die Regelung auch nicht "analog" oder "erst recht" auch auf andere bzw. allgemein auf ungewisse
zukünftige Ereignisse angewendet werden. Der Gesetzgeber hat mit der Einfügung des § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG
nicht allgemein mit der Zusage verbundene ungewisse zukünftige Ereignisse, sondern allein die Abhängigkeit von
künftigen gewinnabhängigen Bezügen ausgeschlossen. Das FG hat zu Recht angenommen, dass es sich bei § 6a
Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG insoweit ersichtlich um eine abschließende und auf die Rechtsprechungsgrundsätze im
BFH-Urteil vom 09.11.1995 - IV R 2/93 (BFHE 179, 106, BStBl II 1996, 589) bezogene Regelung handelt, welche
daher mangels planwidriger Regelungslücke nicht analog oder "erst recht" auf die im Streitfall vorliegende
Konstellation angewendet werden kann.
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bb) Ebenso wenig enthalten die von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen einen schädlichen Vorbehalt nach
§ 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 2 EStG.


47


(1) Nach der noch zu § 6a Abs. 1 Nr. 2 EStG a.F. ergangenen Rechtsprechung des BFH ist zwischen Vorbehalten zu
unterscheiden, welche sich auf die Versorgungszusage als solche erstrecken, und Ungewissheiten, welche sich aus
einer in der Versorgungszusage in Bezug genommenen Bemessungsgrundlage ergeben. Eine derartige Ungewissheit
kann nicht als schädlicher Vorbehalt gewertet werden (vgl. BFH-Urteil vom 09.11.1995 - IV R 2/93, BFHE 179, 106,
BStBl II 1996, 589, unter II.1.b).


48


(2) Zu Recht ist das FG davon ausgegangen, dass diese Differenzierung außerhalb des direkten Anwendungsbereichs
der rechtsprechungskorrigierend neu eingefügten Regelung des § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 1 EStG weiterhin anzuwenden
ist. Sie ist auf § 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 2 EStG, der insoweit unverändert blieb, zu übertragen. Im Streitfall besteht die in
Rede stehende Ungewissheit ausschließlich in Bezug auf die in den Versorgungszusagen in Bezug genommene
Bemessungsgröße (das heißt den künftigen Wert der Fondsanteile). Dies ist nicht als schädlicher Vorbehalt i.S. von
§ 6a Abs. 1 Nr. 2 Fall 2 EStG zu werten.


49


e) Die in § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG enthaltenen Voraussetzungen für die Bildung einer Pensionsrückstellung sind
gleichfalls erfüllt. Das FG ist zutreffend davon ausgegangen, dass die entsprechenden Angaben über die Höhe der
Anwartschaft in der schriftlichen Zusage der Klägerin hinreichend präzise sind.


50


aa) Die Bildung einer Pensionsrückstellung setzt nach § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG ferner voraus, dass die Pensionszusage
schriftlich erteilt werden und eindeutige Angaben zu Art, Form, Voraussetzungen und Höhe der in Aussicht
gestellten künftigen Leistungen enthalten muss. Das mit dem Steueränderungsgesetz 2001 vom 20.12.2001 (BGBl I
2001, 3794) nachträglich eingefügte sogenannte Eindeutigkeitsgebot in § 6a Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 EStG erfordert,
dass sich der Inhalt der Zusage zweifelsfrei feststellen lässt (vgl. dazu BTDrucks 14/7341, S. 10), wobei allenfalls
‑‑wie nach allgemeinen Grundsätzen‑‑ bei der Auslegung die Wortlautgrenze von ausdrücklich angeführten
Regelungsinhalten zu beachten ist (vgl. BFH-Urteil vom 28.02.2024 - I R 29/21, BStBl II 2024, 713, Rz 17, m.w.N.).
Zweck dieser formalen Voraussetzung der Rückstellungsbildung ist die Beweissicherung. Es soll vermieden werden,
dass über den Umfang der Pensionszusage, insbesondere über die für die Bemessung wesentlichen Faktoren (zum
Beispiel Zusagezeitpunkt, Leistungsvoraussetzungen, Widerrufsvorbehalte) Unklarheiten bestehen oder später Streit
entsteht. Erforderlich ist damit, dass sich der Inhalt der Zusage zweifelsfrei feststellen lässt, und zwar sowohl über
den Grund (Art, Form, Voraussetzungen, Zeitpunkt) der Zusage als auch deren Höhe. Die Anforderungen beziehen
sich auf den jeweiligen Bilanzstichtag und betreffen damit nicht lediglich die ursprüngliche Zusage, sondern auch
deren spätere Änderung (vgl. zum Zweck des § 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG allgemein BFH-Urteil vom 28.02.2024 -
I R 29/21, BStBl II 2024, 713, Rz 18, m.w.N.).


51


bb) Im Streitfall sind diese Voraussetzungen eingehalten. Die Versorgungszusagen wurden schriftlich erteilt. Sie
haben in eindeutiger Form festgelegt, unter welchen Voraussetzungen den betreffenden Mitarbeitern
Versorgungsleistungen zustehen und wie sich die Höhe dieser Leistungen ausgehend von dem Wert der
Fondsanteile bei Eintritt des Versorgungsfalls bemisst. Aus dem Inhalt der von der Klägerin erteilten Zusagen sind
zweifelsfrei nicht nur Art, Form, Voraussetzungen und Zeitpunkt zu entnehmen, sondern auch, dass die (ungewisse)
Höhe der zugesagten Leistungen von dem Wert der Fondsanteile bei Eintritt des Versorgungsfalls abhängt. Über
den Umfang der erteilten Pensionszusage auch hinsichtlich der Höhe der von der Klägerin jeweils zugesagten
Leistung bestehen keine Unklarheiten. Nach § 6a Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 EStG sind in der schriftlich erteilten
Pensionszusage zwar eindeutige Angaben unter anderem zur Höhe der in Aussicht gestellten künftigen Leistungen
notwendig; dies erfordert jedoch nicht die Angabe eines bezifferten Betrags. Die Höhe der künftigen Leistungen i.S.
von § 6a Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 EStG meint das Volumen der Leistungen, die genau festzulegen sind, entweder als
fester Betrag oder abhängig von ‑‑wie im Streitfall‑‑ definierten Bemessungsgrundlagen (vgl. HHR/Dommermuth,
§ 6a EStG Rz 37). In die schriftliche Versorgungszusage sind mithin konkrete Angaben zur Bemessungsgrundlage
der zu erbringenden Versorgung und deren Zusammensetzung einzubeziehen. Das ist hier der Fall.


52


4. Es ist ferner nicht zu beanstanden, dass das FG weiter davon ausgegangen ist, dass auch zum Bilanzstichtag des
30.06.2010 für die von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen eine Pensionsrückstellung dem Grunde nach
gemäß § 6a Abs. 1 EStG zu bilden ist.


53


Die Klägerin, die in ihrer Bilanz auf den 30.06.2010 noch keine entsprechende Pensionsrückstellung gebildet hatte,
hat ihren Antrag auch auf die Bildung einer Rückstellung zu diesem Bilanzstichtag erstreckt und die
Steuerfestsetzungen auch für das Streitjahr 2010 mit Klage und Revision angefochten. Die erstmalige
Berücksichtigung einer nach § 6a Abs. 1 EStG auf den 30.06.2010 dem Grunde nach zu bildenden
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Pensionsrückstellung ist, da insoweit kein Wahlrecht, sondern eine Passivierungspflicht besteht (vgl. z.B. BFH-
Urteile vom 26.06.2013 - I R 39/12, BFHE 242, 305, BStBl II 2014, 174, Rz 17; vom 20.11.2019 - XI R 52/17, BFHE
267, 49, BStBl II 2020, 264, Rz 22), nicht nach den für eine Bilanzänderung nach § 4 Abs. 2 Satz 2 EStG geltenden
Grundsätzen zu beurteilen. Die unterlassene Passivierung einer zu passivierenden Pensionsrückstellung führt zu
einem Bilanzierungsfehler, der nach § 4 Abs. 2 Satz 1 EStG zu berichtigen ist, da die Steuerfestsetzungen, denen die
in Rede stehende Bilanz auf den 30.06.2010 zugrunde liegt, infolge Anfechtung durch die Klägerin nicht in
Bestandskraft erwachsen sind.


III. Die danach zu bildenden Pensionsrückstellungen sind an den maßgeblichen Bilanzstichtagen nicht mit Beträgen
über die im angegriffenen Urteil bereits anerkannten hinaus anzusetzen; die Revision der Klägerin ist deshalb
ebenfalls als unbegründet zurückzuweisen.


55


1. Das FG ist zu Recht davon ausgegangen, dass ‑‑anders als die Klägerin meint‑‑ die Rückstellungen nicht
abweichend von § 6a Abs. 3 EStG mit dem jeweils aktuellen Wert der Fondsanteile bzw. dem Deckungskapital der in
diese investierte Rückdeckungslebensversicherung zum jeweiligen Bilanzstichtag zu bewerten sind, sondern nach
Maßgabe des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 EStG. Die Pensionsrückstellungen sind mithin in einer geringeren Höhe
anzusetzen als dies von der Klägerin noch mit der Revision geltend gemacht wird.


56


a) Eine Pensionsrückstellung darf nach § 6a Abs. 3 Satz 1 EStG höchstens mit dem Teilwert der
Pensionsverpflichtung angesetzt werden. Hierbei handelt es sich um einen speziell geregelten Teilwert, dessen
Ermittlung sich nicht nach dem allgemeinen Begriff des Teilwerts in § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG, sondern
ausschließlich nach den in § 6a Abs. 3 EStG enthaltenen Vorgaben richtet. Da im Streitfall das Dienstverhältnis des
jeweils Pensionsberechtigten in keinem Fall beendet ist, ist auf die Bestimmung des Teilwerts nach Maßgabe des
§ 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 EStG abzustellen.


57


aa) Nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG gilt als Teilwert der Pensionsverpflichtung grundsätzlich
der Barwert der künftigen Pensionsleistungen am Schluss des Wirtschaftsjahres abzüglich des sich auf denselben
Zeitpunkt ergebenden Barwerts betragsmäßig gleich bleibender Jahresbeträge. Die Jahresbeträge sind nach § 6a
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Halbsatz 1 EStG so zu bemessen, dass am Beginn des Wirtschaftsjahres, in dem das
Dienstverhältnis begonnen hat, ihr Barwert gleich dem Barwert der künftigen Pensionsleistungen ist. Es sind nach
§ 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 3 EStG die Jahresbeträge zugrunde zu legen, die vom Beginn des Wirtschaftsjahres, in
dem das Dienstverhältnis begonnen hat, bis zu dem in der Pensionszusage vorgesehenen Zeitpunkt des Eintritts des
Versorgungsfalls rechnungsmäßig aufzubringen sind. Nach der Bewertungsregelung des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1
Satz 1 Halbsatz 1 EStG wird der Teilwert als Barwertdifferenz ermittelt. Die Bestimmungen zielen auf die
Ermittlung des sogenannten Anschaffungsbarwerts der Zusage als Differenz zwischen dem Barwert der
versprochenen Pensionsleistungen und dem sogenannten Prämienbarwert, das heißt dem Barwert der
betragsmäßig gleich bleibenden Jahresbeträge, der die künftigen und am jeweiligen Bilanzstichtag noch nicht
erdienten Ansprüche, den sogenannten Future-Service, repräsentiert, ab (vgl. BFH-Urteile vom 26.06.2013 -
I R 39/12, BFHE 242, 305, BStBl II 2014, 174, Rz 10; vom 20.11.2019 - XI R 52/17, BFHE 267, 49, BStBl II 2020, 264,
Rz 47).


58


bb) Für Fälle der Entgeltumwandlung i.S. von § 1 Abs. 2 BetrAVG sieht § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2
EStG einen Mindestwert vor. Danach gilt als Teilwert mindestens der Barwert der gemäß den Vorschriften des
Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung unverfallbaren künftigen Pensionsleistungen am
Schluss des Wirtschaftsjahres. Nach dieser Bewertungsregelung wird auf die Ermittlung einer Barwertdifferenz
verzichtet und stattdessen der Anwartschaftsbarwert (ohne Abzug eines sogenannten Future-Service) als Teilwert
herangezogen. Der Anwendungsbereich des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG ist aber nicht auf
weitere Fälle (vgl. zur Entgeltumwandlung für einen Alleingesellschafter-Geschäftsführer, der kein Arbeitnehmer i.S.
von § 17 Abs. 1 Satz 1 oder 2 BetrAVG ist, BFH-Urteil vom 27.05.2020 - XI R 9/19, BFHE 269, 138, BStBl II 2020,
802, Rz 19 ff.) übertragbar. Die restriktive Auslegung und Anwendung von § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2
EStG ist verfassungsgemäß und verstößt insbesondere nicht gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes ‑‑GG‑‑ (vgl. dazu
BFH-Urteil vom 27.05.2020 - XI R 9/19, BFHE 269, 138, BStBl II 2020, 802, Rz 34 ff.).


59


cc) Nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Halbsatz 2 EStG sind die künftigen Pensionsleistungen mit dem Betrag
anzusetzen, der sich nach den Verhältnissen am Bilanzstichtag ergibt, gleich ob die Bewertung nach § 6a Abs. 3
Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG oder § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG erfolgt.


60


dd) Erhöhungen oder Verminderungen der Pensionsleistungen nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres, die
hinsichtlich des Zeitpunktes ihres Wirksamwerdens oder ihres Umfangs ungewiss sind, sind gemäß § 6a Abs. 3
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Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG bei der Berechnung des Barwerts der künftigen Pensionsleistungen und der Jahresbeträge
erst zu berücksichtigen, wenn sie eingetreten sind.


ee) Bei der Berechnung des Teilwerts der Pensionsverpflichtung in diesem Rahmen sind ferner nach § 6a Abs. 3
Satz 3 EStG ein Rechnungszinsfuß von 6 % und die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik anzuwenden.
Die Höhe des nach § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG mit 6 % festgelegten Rechnungszinsfußes ist nach Auffassung des
erkennenden Senats nicht verfassungswidrig. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Beschluss vom
28.07.2023 - 2 BvL 22/17 (Finanz-Rundschau ‑‑FR‑‑ 2023, 1097) die Vorlage des FG Köln als unzulässig angesehen.
Den Ausführungen des BVerfG (Beschluss vom 28.07.2023 - 2 BvL 22/17, FR 2023, 1097, Rz 65, 88 ff.) kann
entnommen werden, dass das BVerfG auch bei einer sachlichen Prüfung den Rechnungszinsfuß von 6 % nicht für
verfassungswidrig halten würde.


62


ff) Eine Pensionsrückstellung darf nach § 6a Abs. 4 Satz 1 EStG in einem Wirtschaftsjahr höchstens um den
Unterschied zwischen dem Teilwert der Pensionsverpflichtung am Schluss des Wirtschaftsjahres und am Schluss des
vorangegangenen Wirtschaftsjahres erhöht werden (sogenanntes Nachholverbot). Der Unterschiedsbetrag ist
unabhängig von der tatsächlichen Bilanzierung im Vorjahr zu bestimmen. Daher kann eine in den Vorjahren
eingetretene Vermögensminderung nicht nach dem Grundsatz des formellen Bilanzzusammenhangs in einem
Folgejahr gewinnmindernd berücksichtigt werden; dem steht das erwähnte sogenannte Nachholverbot des § 6a
Abs. 4 Satz 1 EStG entgegen (vgl. z.B. BFH-Urteil vom 13.02.2008 - I R 44/07, BFHE 220, 429, BStBl II 2008, 673,
unter II.1.d). Das Nachholverbot gilt daher auch dann, wenn im Vorjahr eine Rückstellung etwa irrtümlich nicht oder
zu niedrig bilanziert wurde.


63


b) Davon ausgehend hat das FG zu Recht angenommen, dass die Pensionsrückstellungen für die von der Klägerin
erteilten Versorgungszusagen nur insoweit nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG zu bewerten sind,
als sie auf einer Zusage im Rahmen einer Entgeltumwandlung i.S. von § 1 Abs. 2 BetrAVG beruhen. Im Übrigen ist
‑‑wovon das FG gleichfalls zutreffend ausgegangen ist‑‑ eine Bewertung nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1
Halbsatz 1 EStG vorzunehmen. Die Einwendungen der Klägerin, die die von ihr vorgenommene Bewertung für
realitätsgerechter hält als die in § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 und 2 EStG festgelegte Bewertung und
einen Verstoß der gesetzlichen Regelungen gegen die anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathematik und
den Begriff des Teilwerts in § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG moniert, führen zu keiner anderen Beurteilung.


64


aa) Die in § 6a Abs. 3 EStG enthaltenen Bewertungsregelungen stellen eine abschließende steuerrechtliche
Spezialregelung für die Bewertung von Pensionsrückstellungen i.S. von § 6a Abs. 1 EStG dar, die dem allgemeinen
Teilwertbegriff vorgehen.


65


bb) Zwar hat der Gesetzgeber für die handelsrechtliche Bewertung beitragsorientierter Leistungszusagen der
vorliegenden Art durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz vom 25.05.2009 (BGBl I 2009, 1102) mit § 253
Abs. 1 Satz 3 HGB eine Regelung eingeführt, welche handelsbilanziell die von der Klägerin geltend gemachte
Bewertung mit dem jeweils aktuellen Wert der Fondsanteile bzw. dem Deckungskapital der
Rückdeckungslebensversicherung vorsieht. Da der Gesetzgeber jedoch nicht zugleich die steuerrechtliche
Bewertung in § 6a Abs. 3 EStG entsprechend angepasst hat, ist mit der Vorentscheidung davon auszugehen, dass er
den Fall einer beitragsorientierten Leistungszusage der vorliegenden Art, welche teilweise nicht auf einer
Entgeltumwandlung beruht, bedacht hat, es gleichwohl für solche Versorgungszusagen bei den in § 6a Abs. 3 EStG
enthaltenen Bewertungsregelungen belassen hat.


66


cc) Auch die Beschränkung der Bewertung nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG auf die dort
benannten Fälle einer Entgeltumwandlung i.S. von § 1 Abs. 2 BetrAVG stellt sich ‑‑wie das FG aus der
Entstehungsgeschichte der Regelung, welche im ursprünglichen Gesetzentwurf noch weiter gefasst war (vgl.
BTDrucks 14/4595, S. 22) und dann auf die gegenwärtige Fassung verengt wurde (vgl. BTDrucks 14/5146, S. 116),
zutreffend schließt (FG-Urteil, Rz 126)‑‑ als eine bewusste Entscheidung des Gesetzgebers dar. Für die von der
Klägerin geltend gemachte Bewertung der Pensionsrückstellung mit dem jeweils aktuellen Wert der Fondsanteile
bzw. dem Deckungskapital der Rückdeckungslebensversicherung besteht danach kein Raum.


67


Eine solche Bewertung ist weder durch Rückgriff auf den allgemeinen Begriff des Teilwerts in § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3
EStG noch durch Auslegung oder teleologische Extension/Reduktion des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 EStG
möglich. Der Wortlaut der Bewertungsregelungen in § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 EStG ist eindeutig und entspricht
dem insoweit ersichtlichen Willen des Gesetzgebers. Insoweit bestehen mit § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 EStG
spezielle Bewertungsregelungen, die mangels planwidriger Regelungslücke auch einer Rechtsfortbildung nicht
zugänglich sind.
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dd) Etwas anderes folgt entgegen der Rechtsansicht der Klägerin im Übrigen nicht aus § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG, der
bei der Berechnung des Teilwerts der Pensionsverpflichtung auf die Anwendung der "anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik" abstellt.


69


(1) Selbst wenn man davon ausgeht, dass die Berechnung der Klägerin den anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik besser entspricht als die gesetzliche Anordnung in § 6a Abs. 3 Satz 2 EStG, sind die
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik nach § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG (nur) bei der "Berechnung" des
Teilwerts anzuwenden. Die Wahl einer anderen als gesetzlich angeordneten Bewertungsmethode gestatten sie
daher schon nach dem Wortlaut des § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG nicht. Ihre Anwendung erfolgt allein im Rahmen der in
den vorigen Sätzen angeordneten Methoden (und damit des besonderen Teilwertverständnisses des § 6a Abs. 3
EStG). Das beigetretene BMF weist daher zu Recht darauf hin, dass § 6a Abs. 3 Satz 2 EStG nicht durch die
Anwendung der anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik "überschrieben" werden kann. Sollte der
Gesetzgeber die Regelung inzwischen rechtspolitisch für verfehlt oder reformbedürftig halten, ist es an ihm, sie zu
ändern, wie er es zum Beispiel im Jahr 2009 handelsbilanziell getan hat.


70


(2) Dies begegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Selbst wenn es durch den Ansatz der
Pensionsrückstellungen nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 EStG zu einer Verminderung des Ansatzes in erheblicher
Höhe und hierdurch zu einer für den Steuerpflichtigen ungünstigen Verlagerung der Gewinnminderung auf spätere
Veranlagungszeiträume kommt, ist ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG nicht festzustellen. Die ungünstige
Verlagerung der Gewinnminderung auf spätere Veranlagungszeiträume führt nicht zu einem Verstoß gegen den
Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG, da der Zeitpunkt der Gewinnminderung keine Bedeutung für die Bemessung der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit hat; maßgeblich ist allein der Totalgewinn (vgl. BFH-Urteile vom 20.11.2019 -
XI R 46/17, BFHE 266, 241, BStBl II 2020, 195, Rz 40; vom 27.05.2020 - XI R 9/19, BFHE 269, 138, BStBl II 2020,
802, Rz 38; ferner BVerfG-Beschluss vom 12.05.2009 - 2 BvL 1/00, BVerfGE 123, 111, BStBl II 2009, 685, Rz 29 ff.).


71


2. Die Berechnung des FG begegnet ebenfalls keinen Bedenken.72


a) Mit der Vorentscheidung ist davon auszugehen, dass die Bewertungsregelung des § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1
Halbsatz 2 EStG zur Anwendung kommt, soweit die von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen im Rahmen
einer Entgeltumwandlung erfolgten, da es sich hierbei um Entgeltumwandlungen i.S. von § 1 Abs. 2 BetrAVG
handelt.


73


aa) Die Klägerin hat keine reine Beitragszusage erteilt, sondern Leistungen der betrieblichen Altersversorgung
zugesagt (s. oben B.II.). Wie das FG zutreffend erkannt hat, fällt die Zusage für A, der in den Streitjahren
Alleingesellschafter-Geschäftsführer der Klägerin war, jedoch nicht unter das Gesetz zur Verbesserung der
betrieblichen Altersversorgung, da dieser kein Arbeitnehmer der GmbH i.S. von § 17 Abs. 1 Satz 1 oder 2 BetrAVG ist
(vgl. dazu BFH-Urteil vom 27.05.2020 - XI R 9/19, BFHE 269, 138, BStBl II 2020, 802, Rz 19 ff.). Die darin liegende
Bevorzugung von Pensionsrückstellungen für Arbeitnehmer ist verfassungsgemäß (vgl. BFH-Urteil vom 27.05.2020 -
XI R 9/19, BFHE 269, 138, BStBl II 2020, 802, Rz 34 ff.).


74


bb) Das FG hat außerdem zutreffend erkannt, dass ‑‑soweit die Pensionsrückstellungen danach nach § 6a Abs. 3
Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG anzusetzen sind‑‑ als "künftige Pensionsleistungen" unter Heranziehung des aus
§ 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 Halbsatz 2 EStG und § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG folgenden Stichtagsprinzips
die zu den jeweiligen Bilanzstichtagen aktuellen Werte des entsprechenden Anteils am Deckungskapital der
Rückdeckungslebensversicherungen zugrunde zu legen sind. Diese Werte stellen nach den Verhältnissen des
jeweiligen Bilanzstichtags die Werte dar, aus denen sich beim späteren Eintritt des Versorgungsfalls die
Versorgungsleistungen ergeben. Künftige Erhöhungen und Verminderungen sind nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4
EStG außer Betracht zu lassen. Bei Abhängigkeit der Versorgungsleistungen von künftigen ungewissen Ereignissen
‑‑wie hier von der Wertentwicklung der zugrunde liegenden Wertpapiere‑‑ sind für die Bestimmung der "künftigen
Pensionsleistungen" i.S. von § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG allgemein die zum Bilanzstichtag
bestehenden Wertverhältnisse zugrunde zu legen (vgl. noch zu § 6a EStG a.F. BFH-Urteil vom 09.11.1995 -
IV R 2/93, BFHE 179, 106, BStBl II 1996, 589, unter II.2.). Dementsprechend kann der im BMF-Schreiben vom
17.12.2002 (BStBl I 2002, 1397) vertretenen Verwaltungsauffassung, nach der bei wertpapiergebundenen
Pensionszusagen der über die ‑‑im Streitfall nicht gegebene‑‑ garantierte Mindestleistung hinausgehende Wert der
Wertpapiere eine ungewisse Erhöhung des Pensionsanspruchs i.S. von § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG darstelle,
so dass eine Pensionsrückstellung daher der Höhe nach nur insoweit gebildet werden könne, als der
Versorgungsanspruch auf die garantierte Mindestleistung entfalle, nicht gefolgt werden. Zwar trifft es zu, dass ‑‑wie
das beigetretene BMF meint‑‑ bei wertpapiergebundenen Zusagen die gesamte Höhe des Versorgungsanspruchs
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zum Versorgungszeitpunkt ungewiss ist. Ein Ansatz der von der Klägerin erteilten Versorgungszusagen mit "null"
folgt ‑‑wie das BMF in seiner im Revisionsverfahren abgegebenen Stellungnahme weiter meint‑‑ aus § 6a Abs. 3
Satz 2 Nr. 1 Satz 4 EStG deshalb jedoch nicht. Dies widerspräche dieser gesetzlichen Bestimmung, dass Erhöhungen
oder Verminderungen der Pensionsleistungen nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres, die hinsichtlich des
Zeitpunktes ihres Wirksamwerdens oder ihres Umfangs ungewiss sind, bei der Berechnung des Barwerts der
künftigen Pensionsleistungen und der Jahresbeträge erst zu berücksichtigen sind, wenn sie eingetreten sind.


cc) Außerdem hat das FG bei der Ermittlung des Barwerts der so zu ermittelnden künftigen Pensionsleistungen nach
§ 6a Abs. 3 Satz 3 EStG eine Abzinsung mittels des dort festgelegten Rechnungszinsfußes von 6 % berücksichtigt,
dessen Höhe verfassungsrechtlichen Bedenken nicht begegnet (s. dazu unter B.III.1.a ee). Die anerkannten Regeln
der Versicherungsmathematik hat es im erforderlichen Rahmen angewendet (s. oben B.III.1.b dd). Danach sind die
Barwerte i.S. von § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 2 EStG im Wege einer Abzinsung zu ermitteln.


76


dd) Das FG hat darüber hinaus auch zutreffend erkannt, dass im Übrigen die Bewertungsregelung des § 6a Abs. 3
Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG zur Anwendung kommt. Für den Teil der von der Klägerin erteilten
Versorgungszusagen, der nicht auf einer Zusage im Rahmen einer Entgeltumwandlung beruht, und für die
gegenüber ihrem Alleingesellschafter-Geschäftsführer A erteilten Zusagen insgesamt gilt dementsprechend als
Teilwert der Pensionsverpflichtungen der Barwert der künftigen Pensionsleistungen am Schluss des
Wirtschaftsjahres abzüglich des sich auf denselben Zeitpunkt ergebenden Barwerts betragsmäßig gleich bleibender
Jahresbeträge. Insoweit sind auch hier als "künftige Pensionsleistungen" die zu den jeweiligen Bilanzstichtagen
aktuellen Werte des entsprechenden Anteils am Deckungskapital der Rückdeckungslebensversicherung zugrunde zu
legen, die ebenfalls zur Ermittlung des gegenwärtigen Barwerts nach § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG mittels des dort
festgelegten Rechnungszinsfußes von 6 % und unter Anwendung der anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik abzuzinsen sind. Von diesem Wert ist nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG
noch der Barwert der aus Sicht des jeweiligen Bilanzstichtags künftigen Jahresbeträge, der sogenannte Future-
Service, abzuziehen. Auch hier ist der Barwert nach § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG durch Abzinsung mittels des dort
festgelegten Rechnungszinsfußes von 6 % und unter Anwendung der anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik zu ermitteln.


77


b) Die dem angefochtenen Urteil zugrunde liegenden Berechnungen des Fachprüfers des FA zur Ermittlung der
Teilwerte nach § 6a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Satz 1 Halbsatz 1 und 2 EStG stehen als solche zwischen den Beteiligten
nicht im Streit. Anhaltspunkte dafür, dass diese rechnerische Ermittlung unzutreffend sein könnte, sind weder mit
den Revisionen vorgetragen noch aus den dem erkennenden Senat vorliegenden Akten ersichtlich. Diesen
Berechnungen sind Rückstellungsbeträge zu den jeweiligen Bilanzstichtagen 30.06.2010, 30.06.2011 und
30.06.2012 in Höhe von 13.630 €, 33.227 € bzw. 50.625 € zu entnehmen.
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3. Hiervon ausgehend hat das FG die Gewinnauswirkungen für die Streitjahre 2010, 2011 und 2012 in Höhe von 0 €,
./. 33.227 € bzw. ./. 17.398 € zutreffend ermittelt. Es ging hierbei zu Recht davon aus, dass für die Streitjahre
Pensionsrückstellungen mit den vom Fachprüfer des FA berechneten Beträgen gewinnmindernd zu berücksichtigen
sind. Für die Streitjahre 2010 und 2011 bzw. zu den dortigen Bilanzstichtagen hat es gleichfalls zutreffend die im
Wege der Saldierung auf den 30.06.2010 vorzunehmende gewinnerhöhende Aktivierung des Anspruchs der Klägerin
gegen die Rückdeckungslebensversicherung sowie die sich auf den 30.06.2011 hieraus ergebende Folgewirkung
berücksichtigt. Dies wird von den Beteiligten im Übrigen mit ihren Revisionen nicht angegriffen.


79


IV. Die Revision des FA und die der Klägerin konnten danach keinen Erfolg haben. Sie sind jeweils unbegründet und
daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO).


80


V. Die Kostenentscheidung war nach dem Maß des Unterliegens der beiden Revisionsführer unter Zugrundelegung
der zusammengerechneten Streitwerte gemäß § 143 Abs. 1, § 136 Abs. 1 Satz 1 FGO verhältnismäßig zu teilen.
Danach tragen die Kosten des Revisionsverfahrens ‑‑der Kostenquotelung der Vorentscheidung folgend‑‑ das FA zu
1/5 und die Klägerin zu 4/5.
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Urteil vom 20. Mai 2026, IV R 37/23
Steuerliche Behandlung der Zahlung eines sog. Markterschließungszuschusses an eine ausländische Gesellschaft


ECLI:DE:BFH:2026:U.200526.IVR37.23.0


BFH IV. Senat


EStG § 4 Abs 1 S 2, EStG § 4 Abs 4, EStG § 5 Abs 2, AStG § 1 Abs 1, EStG VZ 2005 , EStG VZ 2006 , EStG VZ 2007 , EStG
VZ 2008


vorgehend Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern , 01. Februar 2023, Az: 3 K 398/19


Leitsätze


1. Die Zahlung eines sogenannten Markterschließungszuschusses an eine ausländische (gegebenenfalls) "nahestehende"
Gesellschaft kann dem Fremdvergleich standhalten und betrieblich veranlasst im Sinne des § 4 Abs. 4 des
Einkommensteuergesetzes (EStG) sein, wenn damit höhere Lizenzeinnahmen erzielt werden sollen. Eine Entnahme im
Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG scheidet dann aus.


2. Für den Fremdvergleich im Rahmen der Abgrenzung zwischen einer Entnahme und betrieblich veranlassten
Aufwendungen (§ 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 EStG) sowie im Rahmen des § 1 Abs. 1 des Außensteuergesetzes ‑‑AStG‑‑ (vor
Einfügung des § 1 Abs. 3 AStG i.d.F. des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14.08.2007, BGBl I 2007, 1912)
gelten jedenfalls im Ausgangspunkt dieselben Grundsätze.


3. Bei den Aufwendungen für die Erschließung eines ausländischen Markts kann es sich um Anschaffungskosten eines
geschäftswertähnlichen immateriellen Wirtschaftsguts handeln.


4. Ein entgeltlicher Erwerb im Sinne des § 5 Abs. 2 EStG liegt auch dann vor, wenn das Wirtschaftsgut durch das
Erwerbsgeschäft erstmals begründet (eingeräumt) wird (Bestätigung der Rechtsprechung).


Tenor


Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Finanzgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 01.02.2023 - 3 K
398/19 und die Einspruchsentscheidung vom 19.12.2019 aufgehoben, soweit die gesonderte und einheitliche
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen für 2005 bis 2008 sowie die Festsetzung der Gewerbesteuermessbeträge für
2004 bis 2008 betroffen sind.


Die Bescheide über die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen für 2005 vom 17.09.2015
und für 2006 bis 2008 vom 07.07.2017 sowie die Gewerbesteuermessbescheide für 2004 und 2005 vom 22.09.2015 und
für 2006 bis 2008 vom 07.07.2017 werden dahingehend geändert, dass aufgrund der Abschreibungen auf das
immaterielle Wirtschaftsgut "Markterschließungsrecht" der Gewerbeertrag für 2004 um … € sowie der laufende
Gesamthandsgewinn und der Gewerbeertrag für 2005 bis 2008 um jeweils … € gemindert werden.


Die Ermittlung der festzustellenden und der festzusetzenden Beträge wird dem Beklagten übertragen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


Streitig ist die steuerliche Behandlung eines sogenannten Markterschließungszuschusses.1


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine zur A-Unternehmensgruppe gehörende OHG, die ihren Sitz in2
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B-Stadt hat. Gegenstand des Unternehmens der Klägerin ist der Handel mit … sowie alle damit in Zusammenhang
stehenden Geschäfte. Das Unternehmen betreibt einen … und ist aktuell in 13 Ländern tätig. Die Klägerin ist
weltweit der Markenrechtsinhaber unter anderem der Marke "A". Sie hat ein abweichendes Wirtschaftsjahr.


An der Klägerin sind die A Stiftung … mit … einem Kapitalanteil von 100 % und die A GmbH sowie D als
Gesellschafter ohne Einlage beteiligt. Die Anteile an der zur Vertretung der Klägerin berufenen A GmbH hielt die
A Stiftung zu 100 %.


3


… E ist alleinvertretungsberechtigter Vorstandsvorsitzender … der A Stiftung. Zu den Satzungszwecken der Stiftung
gehört … Im Dezember 2003 hatte E seine Beteiligung an der Klägerin auf die A Stiftung übertragen.


4


In den verschiedenen europäischen Ländern, in denen die A-Unternehmensgruppe tätig ist, existiert jeweils eine
Zentralgesellschaft, die den zentralen Wareneinkauf für das betreffende Land durchführt und die Waren an die
Vertriebsgesellschaften des jeweiligen Landes liefert. Die jeweilige Landeszentralgesellschaft erwirbt das Recht zur
Belieferung und Übernahme der Zentralfunktionen durch Abschluss eines Lizenzvertrags mit der Klägerin. Als
Gegenleistung zahlt sie an die Klägerin auf die Umsatzerlöse des betreffenden Landes eine variable Lizenzgebühr.


5


Die französische Zentrale von A existierte seit 19xx zunächst als A-SARL und später als A SAS. Die Gesellschaft
übernahm als Zentrale beziehungsweise "Systemgeber" den Einkauf der Waren und vergab lokale Lieferrechte für
Waren der Marke A an französische Vertriebsgesellschaften, die auch von der Zentrale mit Waren beliefert wurden.
Daneben wurden weitere Dienstleistungen gegenüber den Vertriebsgesellschaften ausgeführt. Mittelbarer alleiniger
Anteilseigner der A SAS war bis zum Jahr 2010 E.


6


Der Vertrieb der A-Produkte erfolgte durch die selbständigen Vertriebsgesellschaften A SCS im Süden der
Französischen Republik (Frankreich) und A KG im Osten Frankreichs. Die A SAS (Zentrale) erwarb bis zum
xx.xx.2004  99 % an der A SCS, die ihrerseits 100 % der Anteile an der A KG erwarb. Mit Abschluss der
Umstrukturierung wurde die A KG zum xx.xx.2005 auf die A SCS verschmolzen, die ihrerseits durch Formwechsel in
eine SAS umgewandelt wurde. Die A SAS war somit seit dem xx.xx.2004 Gesellschafterin der französischen
Vertriebsgesellschaften. Mittelbarer Mehrheitsgesellschafter der Vertriebsgesellschaften, die jeweils in der
Rechtsform einer Personengesellschaft geführt wurden, war ebenfalls E. Die französischen Vertriebsgesellschaften
waren dauerdefizitär, so dass die Gesellschafter in den Jahren 19xx bis 2003 Kapitaleinlagen von insgesamt
… Mio. € geleistet hatten.


7


Mit Vertrag vom xx.xx.2004 gewährte die Klägerin der A SAS einen Zuschuss für Markterschließung in Höhe von
… Mio. €. In der Präambel (Tz. 1) dieses Vertrags heißt es:


        "Auf Grund der wettbewerbsrechtlichen Gesetzgebung in Frankreich … ist es notwendig, die
Vertriebsgesellschaften in Frankreich unter einer einheitlichen Leitung zusammen zu fassen ... Zur Umsetzung
dieses Konzeptes ist es jedoch notwendig, die Sanierung der beiden Vertriebsgesellschaften durchzuführen
und die Verluste durch Zuführung von Eigenkapital auszugleichen, damit die zukünftigen Wachstumschancen
in diesem Markt realisiert werden können. Da die [Klägerin] ein besonderes Interesse an den zukünftigen
Lizenzzahlungen und damit auch an der Steigerung der Umsätze in Frankreich hat, wird sich die [Klägerin] an
dieser Sanierung beteiligen und gleichzeitig das Konzept unterstützen, das durch die Zusammenfassung der
beiden Vertriebsgesellschaften ein langfristiges Wachstum in Frankreich verbessert werden kann.
Im Rahmen eines umfassenden … Sanierungskonzeptes in Frankreich wird sich die [Klägerin] noch im
Geschäftsjahr 2003/2004 an den Sanierungsmaßnahmen beteiligen. Auf Grund dieser Tatsache wird folgend
Markterschließungsvereinbarung geschlossen und folgender Markterschließungszuschuss von der [Klägerin]
an [A SAS] gezahlt."


8


Der der A SAS gewährte Markterschließungszuschuss in Höhe von … Mio. € war entsprechend Tz. 2 der
Vereinbarung für den Aufbau der Vertriebsaktivitäten in Frankreich bestimmt und musste entsprechend an die A SCS
und die französische Betriebsstätte der A KG weitergereicht werden.


9


Gemäß Tz. 4 der Vereinbarung war die Rentabilität anhand geplanter Umsatzzahlen nachzuweisen. Sollten die
Umsatzzahlen nicht erreicht werden, behielt sich die Klägerin vor, verstärkte Markterschließungsanstrengungen zu
verlangen. Die Garantien und Verpflichtungen aus der Vereinbarung waren unter Tz. 5 geregelt. Danach
verpflichtete sich die A SAS, den Vertriebsgesellschaften Eigenkapital zuzuführen und die Geschäfte in Frankreich


10
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für 15 Jahre weiterzuführen. Bei Betriebseinstellung war der gewährte Markterschließungszuschuss, orientiert an
der Fortführung über 15 Jahre, zeitanteilig zurückzuzahlen.


Gemäß Subventionsvertrag zwischen der A SAS und den französischen Vertriebsgesellschaften (A SCS und A KG)
vom xx.xx.2004 sollte der Zuschuss an die Vertriebsgesellschaften A SCS und A KG weitergeleitet werden. Die
A SCS hatte zu diesem Zeitpunkt ein negatives Eigenkapital in Höhe von … €, die A KG ein solches von circa … €.


11


Die Klägerin hatte ihrer Entscheidung, den Markterschließungszuschuss zu leisten, eine Planrechnung über die für
die Laufzeit von 15 Jahren zu erwartenden Franchisegebühren zugrunde gelegt. Danach wurden Franchisegebühren
von insgesamt … Mio. € (Nominalwert) beziehungsweise ‑‑nach Abzinsung mit einem Zinssatz von 5 %‑‑ … Mio. €
[beide Beträge übersteigen den Zuschuss] prognostiziert.


12


Die Klägerin erstellte des Weiteren eine Dokumentation der Geschäftsbeziehungen zu nahestehenden Personen im
Ausland für die Geschäftsjahre 2003/2004 und 2004/2005 (Verrechnungspreisdokumentation). Darin nahm sie auch
zum Markterschließungszuschuss Stellung (B.III.3. und D.III.3.).


13


Die Klägerin aktivierte den Markterschließungszuschuss im Wirtschaftsjahr 2003/2004 als immaterielles
Wirtschaftsgut "Anspruch auf Weiterbetreibung des französischen Geschäfts" und schrieb ihn über 15 Jahre ab. Die
Abschreibung betrug im Wirtschaftsjahr 2003/2004 … € und in den darauffolgenden Wirtschaftsjahren jeweils … €.


14


Für die Jahre 2003 bis 2005 sowie 2006 bis 2008 fanden bei der Klägerin jeweils Betriebsprüfungen unter
Mitwirkung des Bundeszentralamts für Steuern (BZSt) statt. Dabei vertrat der Betriebsprüfer im Teilbericht des BZSt
vom 22.12.2011 die Auffassung, dass die Vereinbarung über den Markterschließungszuschuss dem Fremdvergleich
nicht standhalte. Der Zuschuss stelle daher keine Betriebsausgabe dar, sondern eine Entnahme der A Stiftung (aus
dem Betriebsvermögen der Klägerin) und eine Auskehrung der A Stiftung an ihren Destinatär E.


15


Vor diesem Hintergrund erließ der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) am 17.09.2015, 28.09.2015
beziehungsweise 17.07.2017 nach § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung entsprechend geänderte Bescheide über die
gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen (Gewinnfeststellungsbescheide) für 2004 bis
2008 sowie am 22.09.2015 beziehungsweise 07.07.2017 geänderte Gewerbesteuermessbescheide für 2004 bis
2008.


16


Die dagegen gerichteten Einsprüche wies das FA mit Einspruchsentscheidung vom 19.12.2019 als unbegründet
zurück. Die Hingabe des Zuschusses sei durch … veranlasst worden. Die französischen Gesellschaften seien eine
Verpflichtung zur Umstrukturierung eingegangen. Zuvor hätte die Überschuldung der Gesellschaften durch Einlagen
des Gesellschafters beseitigt werden müssen. Daher sei die Hingabe des Zuschusses gesellschaftsrechtlich
veranlasst. Ein Fremdvergleich sei durchzuführen, da alle an der Gewährung des Markterschließungszuschusses
beteiligten Gesellschaften im Verhältnis zueinander nahestehende Personen seien.


17


Mit der nachfolgenden Klage beantragte die Klägerin, Abschreibungen auf das immaterielle Wirtschaftsgut
"Markterschließungszuschuss" in Höhe von … € (2004) beziehungsweise jeweils … € (2005 bis 2008) zu
berücksichtigen, hilfsweise, den Markterschließungszuschuss im Jahr 2004 in voller Höhe zum Abzug zuzulassen.
Das Finanzgericht (FG) Mecklenburg-Vorpommern wies die Klage mit Urteil vom 01.02.2023 - 3 K 398/19 als
unbegründet ab. Der Markterschließungszuschuss sei weder zu aktivieren und jährlich abzuschreiben noch sofort
abziehbar, da er nicht aus eigenbetrieblichem Anlass gewährt worden und zudem nicht fremdüblich sei.


18


Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin, mit der sie eine Verletzung von Bundesrecht (§ 4 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes ‑‑EStG‑‑, Fremdvergleichsgrundsatz) rügt.


19


Der Vorinstanz seien verschiedene Rechtsanwendungsfehler unterlaufen. Dies gelte zunächst für die Ablehnung
einer unmittelbaren eigenbetrieblichen Veranlassung bei der Klägerin mit der Begründung, dass die Klägerin keine
eigenen Geschäftsbeziehungen zu den zuschussempfangenden Vertriebsgesellschaften unterhalten habe.


20


Die Klägerin fungiere als Dreh- und Angelpunkt des A-Franchisesystems. Sie sei die zentrale Gesellschaft, die
weltweit mit den jeweiligen Landeszentralgesellschaften das Recht zur Belieferung und Übernahme der
Zentralfunktionen durch den Abschluss von Lizenzverträgen vereinbart habe. Damit seien die Interessen der
Klägerin und der A-Gruppe weitgehend identisch. An jedem Euro, der in den ausländischen Unternehmen der A-
Gruppe verdient werde, partizipiere die Klägerin als Franchisegeberin. Somit ließen sich ihr eigenbetriebliches
Interesse und die (übergeordneten oder Gesellschafter-)Interessen der Unternehmensgruppe gar nicht trennen.


21
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Weiterhin nehme das FG zu Unrecht an, dass auch mittelbar kein betriebliches Eigeninteresse der Klägerin für die
Zuschussgewährung bestanden habe. Es sei völlig außer Acht gelassen worden, dass die Sanierung die künftige
Aufrechterhaltung der Einnahmequelle aus dem Franchisevertrag habe sicherstellen sollen.


22


Ferner habe das FG seine Entscheidung zu Unrecht (kumulativ) auf eine nicht fremdübliche Vereinbarung zwischen
nahestehenden Gesellschaften gestützt. Soweit es ausführe, die Klägerin sei als Franchisegeberin der A SAS nicht
verpflichtet gewesen, die Verluste der französischen Vertriebsgesellschaften auszugleichen, liege darin ein
Widerspruch zu den ‑‑auf die OECD-Verrechnungspreisleitlinien für multinationale Unternehmen und
Steuerverwaltungen (OECD-Verrechnungspreisleitlinien) als internationaler Auslegungskonsens Bezug
nehmenden‑‑ Verwaltungsgrundsätzen Verrechnungspreise (Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
‑‑BMF‑‑ vom 14.07.2021, BStBl I 2021, 1098, Tz. 3.31 bis 3.37), in denen die Kostenträgerpflicht des
Strategieträgers gegenüber den lokalen funktionsärmeren Statthaltergesellschaften angenommen werde.


23


Die Klägerin sei die zentrale Strategieträgerin, die weltweit ihre Franchiseeinnahmen nur dadurch erzielen könne,
dass die Vertriebsgesellschaften Umsätze erzielten.


24


Die Kostenausgleichsverpflichtung müsse daher nach der entsprechenden Funktionsanalyse der Konzernstruktur
bestimmt werden. Die notwendige Funktionsanalyse habe das FG indes mit dem einfachen Hinweis unterlassen,
eine Drittvergleichskonformität scheide schon deshalb aus, weil die Klägerin und die französischen
Vertriebsgesellschaften keine direkten Geschäftsbeziehungen unterhielten.


25


Tatsächlich habe die Klägerin weder technisch noch rechtlich einen Verlustausgleich vorgenommen. Vielmehr sei
der Zuschuss im Austausch mit dem Versprechen gewährt worden, die Marktaktivitäten auszubauen und den Betrieb
für 15 Jahre fortzuführen, verbunden mit der Verpflichtung, die Gelder an die Vertriebsgesellschaft weiterzuleiten.
Dieser Umweg habe der gesellschaftsrechtlichen und vertraglichen Mehrfachstruktur der A-Gruppe entsprochen.
Nur hierdurch ‑‑nicht durch einen Verlustausgleich‑‑ habe die Klägerin die in die Zukunft gerichteten
Verpflichtungen der A SAS vereinbaren können, die den einzigen Zweck gehabt hätten, ihre künftigen
Franchiseeinnahmen zu sichern.


26


Zu Unrecht weise das FG darauf hin, dass die Lizenzeinnahmen aus Frankreich nur 1 % der weltweiten
Lizenzeinnahmen ausgemacht hätten. Damit werde die strategische Bedeutung der Klägerin als Strategieträgerin
‑‑in Widerspruch zu den Verwaltungsgrundsätzen Verrechnungspreise (Tz. 3.31 ff.)‑‑ ignoriert. Danach stehe es ihr
zu, unternehmensstrategische Ziele zu verfolgen. Für ein einer multinationalen Unternehmensgruppe zugehöriges
Unternehmen könne es sinnvoll sein, wenn es seine unwirtschaftlichen Aktivitäten fortführe; dann sei dieses
Unternehmen von den davon profitierenden Unternehmen zu vergüten. Erziele ein abhängiges Unternehmen aus
einer Geschäftsbeziehung innerhalb von fünf Jahren keinen angemessenen Gewinn, seien die Aufwendungen durch
Interessen anderer Gruppenmitglieder (zum Beispiel Markenwerbung, Statthalterfunktion in einem bestimmten
Markt) verursacht (Tz. 3.31). Daraus werde deutlich, dass in einem multinationalen Unternehmen längere
unwirtschaftliche Phasen hingenommen werden könnten und dies trotzdem drittvergleichskonform sei, soweit der
wirtschaftlich davon profitierende Strategieträger die Kosten dafür übernehme. Daher sei der betreffende
Umsatzanteil unbeachtlich. Die Klägerin habe vielmehr aufgrund ihres gesamten wirtschaftlichen Potenzials ihr
strategisches (auch zukünftiges) Interesse am französischen Markt durch Zahlung des
Markterschließungszuschusses umsetzen und damit eine Beschädigung der Marke verhindern können. Zwar werde
in den Verwaltungsgrundsätzen Verrechnungspreise im Wesentlichen zu Verlustgesellschaften Stellung genommen.
Dies erlaube aber den Umkehrschluss, dass dem Kostenerstattungsanspruch der Verlustgesellschaft die
Kostenerstattungspflicht des Strategieträgers gegenüberstehe.


27


Weiterhin halte das FG einer Anwendung der Verwaltungsgrundsätze Verrechnungspreise zu Unrecht entgegen,
dass sich diese nicht dazu verhielten, ob eine Fortführung über einen längeren Zeitraum (15 Jahre)
fremdvergleichskonform sei. Soweit dort ein überschaubarer Zeitraum von drei bis fünf Jahren erwähnt werde,
beziehe sich dies auf das Vertriebsunternehmen, nicht auf den ausgleichsverpflichteten Strategieträger. Im
Gesamtzusammenhang lasse das BMF-Schreiben den eindeutigen Schluss zu, dass bei länger andauernden
Verlustphasen die Aufwendungen im Interesse des Strategieträgers getätigt würden und deshalb von ihm zu
ersetzen seien.


28


Auch soweit das FG darauf hinweise, dass in Tz. 3.37 der Verwaltungsgrundsätze Verrechnungspreise ausgeführt
werde, der Verlustausgleich eines Unternehmens durch Kapitalzuführungen oder kapitalersetzende Maßnahmen
anderer gruppenzugehöriger Unternehmen sei ein Indiz dafür, dass die unrentable Geschäftstätigkeit im (Mit-
)Interesse der multinationalen Unternehmensgruppe liege, woraus deutlich werde, dass die Zuschussgewährung
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nicht im Eigeninteresse der Klägerin erfolgt sei, widerspreche dies dem genannten BMF-Schreiben. Gerade die
Zuschussgewährung werde als drittvergleichskonforme Maßnahme angesehen. Demgegenüber würden die anderen
Eigenkapitalmaßnahmen als Indiz für die Notwendigkeit der Kostenübernahme angesehen. Dies werde durch das
FG ins Gegenteil verkehrt, wenn es Eigenkapitalmaßnahmen anderer verbundener Gesellschaften als Indiz gegen
die Drittvergleichskonformität des Zuschusses deute.


Weiterhin überstrapaziere das FG den Drittvergleich, wenn es ausführe, ein fremder Dritter hätte keine
ungesicherten Zuschüsse hingegeben. Das Besicherungsinteresse sei für einen Kapitalgeber (Darlehensgeber)
interessant, der eine Rückzahlung einschließlich angemessener Verzinsung verlange, nicht aber für einen
Franchisegeber, der in der Markterschließungsphase das volle Ausfallrisiko trage. Die Besicherung habe nur über die
Garantieklausel erreicht werden können. Den Zuschüssen habe die zukunftsgerichtete Absicherung der
schuldrechtlichen Positionen aus dem Lizenzvertrag zugrunde gelegen. Die Verklammerung der
Zuschussgewährung mit der zukunftsgerichteten Verlängerung des Lizenzvertrags sei in der Präambel und in Tz. 4
und 5 des Vertrags über den Zuschuss hinreichend deutlich verankert.


30


Unzutreffend sei zudem, wenn das FG die Einhaltung des Drittvergleichs auch daran scheitern lasse, dass weder E.
noch Fremdgesellschafter bereit gewesen seien, die französischen Vertriebsgesellschaften zu unterstützen. Hier
werde das Beteiligungsinteresse eines (mittelbaren) Gesellschafters an den französischen Gesellschaften, der nur
Dividenden erhalten könne, mit den Interessen des weltweiten Franchisegebers verglichen.


31


Unter Bezugnahme auf den Verschuldungsgrad der französischen Vertriebsgesellschaften und die … Sanierung
verneine das FG insgesamt die Drittvergleichskonformität. Es beleuchte dabei aber nicht, ob ein Systemgeber in
einem Land, in dem aus strategischen Gründen und wegen behördlicher Auflagen eine Sanierung durchzuführen sei,
einen Sanierungsbeitrag leisten würde, wenn er davon ausgehen dürfte, dass er diesen in einer längerfristigen
Periode wieder zurückerhalte. Das Festhalten am französischen Markt und das Fortführen der (zunächst)
unwirtschaftlichen Aktivitäten habe im Interesse der gesamten A-Gruppe gelegen, und die Klägerin als
Strategieträgerin sei diejenige Gesellschaft gewesen, der das Festhalten tatsächlich einen strategischen Vorteil
versprochen habe.


32


Die Vereinbarung habe sich auch nicht in einem nachträglichen Verlustausgleich durch eine Eigenkapitalmaßnahme
der Klägerin erschöpft. Eine solche Maßnahme liege nur im Verhältnis zwischen der A SAS und den
Vertriebsgesellschaften vor. Im Verhältnis zwischen der Klägerin und der A SAS sei es um eine dauerhafte
Fortführung des Lizenzvertrags als in die Zukunft gerichteter schuldrechtlicher Austauschvertrag gegangen.


33


Die Klägerin habe den Zuschuss zu Recht als immaterielles Wirtschaftsgut aktiviert und über 15 Jahre
abgeschrieben. Damit werde der schuldrechtliche Anspruch aus der Garantieklausel (Tz. 5 des Subventionsvertrags)
ausgewiesen, der spiegelbildlich der Verpflichtung der A SAS entspreche, das französische Vertriebsgeschäft für die
nächsten 15 Jahre aufrechtzuerhalten. Um diese Rechtsposition gehe es, nicht um einen Kundenstamm.


34


Die Klägerin beantragt sinngemäß,
das Urteil des FG Mecklenburg-Vorpommern vom 01.02.2023 - 3 K 398/19 und die Einspruchsentscheidung vom
19.12.2019 aufzuheben, soweit die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen für 2005
bis 2008 sowie die Festsetzung der Gewerbesteuermessbeträge für 2004 bis 2008 betroffen sind, und die
Gewinnfeststellungsbescheide für 2005 vom 17.09.2015 und für 2006 bis 2008 vom 07.07.2017 sowie die
Gewerbesteuermessbescheide für 2004 und 2005 vom 22.09.2015 und für 2006 bis 2008 vom 07.07.2017
dahingehend zu ändern, dass aufgrund der Abschreibungen auf das immaterielle Wirtschaftsgut
"Markterschließungsrecht" der Gewerbeertrag für 2004 um … € sowie der laufende Gesamthandsgewinn und der
Gewerbeertrag für 2005 bis 2008 um jeweils … € gemindert werden,
hilfsweise, den Markterschließungszuschuss in Höhe von … Mio. € bei der Festsetzung des
Gewerbesteuermessbetrags für 2004 zum Abzug zuzulassen.


35


Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


36


Die Beurteilung, ob eine betriebliche oder eine gesellschaftsrechtliche Veranlassung vorliege, sei durch das FG
unter Abwägung aller Einzelfallumstände vorzunehmen. Die Würdigung könne im Revisionsverfahren nur daraufhin
überprüft werden, ob sie in verfahrensfehlerhafter Weise zustande gekommen sei oder gegen Denkgesetze oder
allgemeine Erfahrungssätze verstoße. Das sei aber nicht der Fall. Der Bundesfinanzhof (BFH) sei daher an die
Beurteilung des FG gebunden.
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Entscheidungsgründe


II.


Die Sanierung der französischen Vertriebsgesellschaften sei Voraussetzung für die Verschmelzung gewesen, die
wiederum erforderlich gewesen sei, um ... Der Hinweis der Klägerin auf das Franchisesystem und die
Vergütungsstrukturen widerlege eine gesellschaftsrechtliche Veranlassung nicht.


38


Dass das FG ein drittvergleichskonformes Verhalten der Klägerin verneine, sei Ausfluss einer Gesamtbetrachtung. Es
sei daher nicht sachgerecht, wenn die Klägerin einzelne Punkte aus dem Gesamtzusammenhang reiße.


39


Entgegen der Auffassung der Klägerin könne den Verwaltungsgrundsätzen Verrechnungspreise nicht entnommen
werden, dass in einem multinationalen Konzern längere unwirtschaftliche Phasen drittvergleichskonform
hingenommen werden könnten, soweit der wirtschaftlich davon profitierende Strategieträger die Kosten dafür
übernehme. Tatsächlich enthalte das BMF-Schreiben nur die Aussage, dass es für eine multinationale
Unternehmensgruppe ökonomisch sinnvoll sein könne, wenn ein Gruppenunternehmen seinen unwirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb fortführe; es sei dann von den davon profitierenden Unternehmen zu vergüten. Zum Erreichen
eines angemessenen Gesamtgewinns werde ein Zeitraum von fünf Jahren genannt (Tz. 3.33). Im Streitfall seien die
französischen Gesellschaften indes seit 19xx am Markt gewesen und hätten zum xx.xx.2004 ein negatives
Eigenkapital von rund … Mio. € aufgewiesen. Eine Analyse der Verlustursachen habe die Klägerin nicht
bereitgestellt. Die Würdigung des FG, die als Markterschließungszuschuss bezeichneten weiteren … Mio. € unter
Berücksichtigung dieses Sachverhalts und weiterer Umstände (… Ermittlungen, daraus folgende Notwendigkeit
einer Umstrukturierung mit vorheriger Sanierung der Vertriebsgesellschaften) als nicht fremdüblich anzusehen,
begegne daher keinen Bedenken.


40


Soweit die Klägerin die OECD-Verrechnungspreisleitlinien erwähne, enthielten auch diese unter Tz. 1.149. bis
1.151. keine Aussagen, die die Argumentation der Klägerin stützten.


41


Soweit das FG angenommen habe, dass E aufgrund seiner sehr weitreichenden Befugnisse jedenfalls faktisch in der
Lage gewesen sei, seinen Willen in der A Stiftung (bei der Klägerin) und in den französischen
Vertriebsgesellschaften durchzusetzen, entspreche dies der Auffassung des FA.


42


Mit Beschluss vom 23.02.2026 - IV R 37/23 hat der Senat das Verfahren wegen gesonderter und einheitlicher
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen für 2004 abgetrennt und unter dem Aktenzeichen IV R 4/26 fortgeführt.


43


Die Revision ist begründet. Das FG hat den Markterschließungszuschuss in Höhe von … Mio. € zu Unrecht als
(gewinnerhöhende) Entnahme behandelt (dazu 1.). Eine Berichtigung von Einkünften nach § 1 des
Außensteuergesetzes in der in den Streitjahren gültigen Fassung (AStG) kommt ebenso wenig in Betracht (dazu 2.).
Das angefochtene Urteil ist daher aufzuheben. Der Senat kann in der Sache selbst entscheiden; der Klage ist
stattzugeben (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑). Die Aufwendungen für die
Markterschließung sind als Anschaffungskosten eines immateriellen Wirtschaftsguts zu aktivieren und über die
Nutzungsdauer von 15 Jahren abzuschreiben (dazu 3.).


44


1. Das FG hat den Markterschließungszuschuss in Höhe von … Mio. € zu Unrecht als (gewinnerhöhende) Entnahme
behandelt.


45


a) Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG ist der durch den Betriebsvermögensvergleich zu ermittelnde Unterschiedsbetrag um
den Wert der Entnahmen zu erhöhen und um den Wert der Einlagen zu vermindern. Damit werden
Vermögensänderungen ausgeglichen, die nicht durch den Betrieb veranlasst sind, sondern darauf beruhen, dass der
Steuerpflichtige dem Betrieb im Laufe des Wirtschaftsjahres Vermögen entzogen oder zugeführt hat (vgl. BFH-Urteil
vom 09.09.2010 - IV R 12/08, Rz 11). Entnahmen sind nach § 4 Abs. 1 Satz 2 EStG alle Wirtschaftsgüter
(Barentnahmen, Waren, Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen), die der Steuerpflichtige dem Betrieb für sich, für
seinen Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke im Laufe des Wirtschaftsjahres entnommen hat. Im
Grundsatz stellt jede Überführung oder Übertragung eines Wirtschaftsguts aus dem betrieblichen Bereich des
Steuerpflichtigen eine Entnahme dar (BFH-Urteil vom 27.09.2023 - IV R 8/21, BFHE 281, 534, BStBl II 2024, 110,
Rz 32). Für die Frage, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe Entnahmen (oder Einlagen) vorgenommen wurden, ist
die Veranlassung maßgeblich. Dabei gilt für Entnahmen (und Einlagen) derselbe Maßstab wie für Betriebsausgaben
(und Betriebseinnahmen; vgl. BFH-Urteil vom 09.09.2010 - IV R 12/08, Rz 12).
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Betriebsausgaben sind gemäß § 4 Abs. 4 EStG die Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind. Eine solche
Veranlassung ist gegeben, wenn die Aufwendungen mit der Einkünfteerzielung objektiv zusammenhängen und ihr
subjektiv zu dienen bestimmt sind, das heißt, wenn sie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit den (hier)
Einkünften aus Gewerbebetrieb stehen. Ob und inwieweit Aufwendungen in wirtschaftlichem Zusammenhang mit
einer Einkunftsart stehen, hängt von den Gründen ab, aus denen der Steuerpflichtige die Aufwendungen vornimmt.
Die Gründe bilden das "auslösende Moment", das den Steuerpflichtigen bewogen hat, die Kosten zu tragen (z.B.
BFH-Urteil vom 27.11.2024 - IV R 25/22, BFHE 286, 484, BStBl II 2025, 184, Rz 34).


47


Bei gegenseitigen Verträgen sind die zivilrechtlichen Vereinbarungen grundsätzlich auch für Zwecke der
Besteuerung maßgebend, da der Interessengegensatz der Vertragspartner im Allgemeinen die Vermutung
begründet, dass Ausgaben, die auf einem gegenseitigen Vertrag beruhen, auch im Sinne von § 4 Abs. 4 EStG durch
den Betrieb veranlasst sind. Fehlt es hingegen an einem solchen Interessengegensatz, so bedarf es der Überprüfung,
inwieweit Zahlungen wirtschaftlich auf dem schuldrechtlich Vereinbarten beruhen und damit durch den Betrieb
veranlasst sind, oder ob sie aus sonstigen Rechtsgründen erbracht werden. Insbesondere bei verwandtschaftlichen
Beziehungen zwischen den Vertragspartnern ist eine derartige Überprüfung geboten (z.B. BFH-Urteil vom
04.04.2023 - IV R 19/20, Rz 46). Entsprechendes gilt, wenn es sich bei den Vertragspartnern um (teil-
)beteiligungsidentische Gesellschaften handelt (z.B. BFH-Urteil vom 29.07.2015 - IV R 16/12, Rz 17 ff.; vgl. auch
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 27.05.2025 - 2 BvR 172/24, Rz 51).


48


Demnach sind bei der anzustellenden Veranlassungsprüfung Aufwendungen, die aus betriebsfremden Gründen
getätigt werden (Entnahmen), abzugrenzen von Aufwendungen, die betrieblich veranlasst sind (Betriebsausgaben).
Dabei kommt es auf die Perspektive der Klägerin als leistende Gesellschaft an.


49


b) Ob Aufwendungen betrieblich veranlasst sind oder einen außerbetrieblichen Zweck haben, entscheidet das
Gericht gemäß § 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 FGO nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens
gewonnenen Überzeugung. Diese Vorschrift verpflichtet das FG, den Inhalt der ihm vorliegenden Akten vollständig
und einwandfrei zu berücksichtigen. Seine Sachentscheidung hat es dabei unter Einbeziehung und Gewichtung aller
festgestellten tatsächlichen Verhältnisse im Rahmen einer Gesamtwürdigung zu treffen. Die Beweiswürdigung des
FG ist grundsätzlich nicht angreifbar, für das Revisionsgericht nach § 118 Abs. 2 FGO bindend und nur insoweit
revisibel, als Verstöße gegen die Verfahrensordnung, gegen Denkgesetze oder gegen allgemeine Erfahrungssätze
vorliegen (z.B. BFH-Urteil vom 08.11.2018 - IV R 38/16, Rz 60).


50


Dementsprechend muss die Veranlassungsprüfung im gerichtlichen Verfahren in erster Linie das FG als
Tatsachengericht anhand aller Umstände des konkreten Einzelfalls durchführen. Die vom FG getroffene Würdigung
kann im Revisionsverfahren nur daraufhin überprüft werden, ob sie in verfahrensfehlerhafter Weise zustande
gekommen ist und ob sie gegen Denkgesetze oder gegen allgemeine Erfahrungssätze verstößt. Ist dies nicht der
Fall, ist der BFH auch dann an die Beurteilung des FG nach § 118 Abs. 2 FGO gebunden, wenn eine abweichende
Würdigung des Veranlassungszusammenhangs gleichermaßen möglich oder sogar naheliegend ist (vgl. BFH-Urteil
vom 13.07.2022 - I R 52/20, BFHE 278, 70, BStBl II 2023, 501, Rz 25, zum Fremdvergleich bei der Abgrenzung von
Spenden und verdeckten Einlagen). Hingegen kann die Veranlassungsprüfung durch den BFH ohne Bindung an die
Auslegung durch das FG korrigiert werden, wenn sie sich als nicht haltbar erweist (z.B. BFH-Urteil vom 12.03.2014 -
I R 45/13, BFHE 245, 25, BStBl II 2014, 719, Rz 14, zum Veranlassungszusammenhang bei Veräußerungskosten).


51


c) Die Vorinstanz hat eine unmittelbare (eigen-)betriebliche Veranlassung des Markterschließungszuschusses mit
der Erwägung abgelehnt, die Klägerin habe keine eigenen Geschäftsbeziehungen zu den französischen
Vertriebsgesellschaften unterhalten, ein Franchisevertrag habe nur mit der A SAS bestanden (S. 20 der
Vorentscheidung). Auch eine mittelbare (eigen-)betriebliche Veranlassung scheide aus, da der
Markterschließungszuschuss zuvörderst der Sanierung der beteiligten Gesellschaften und damit einem
Gruppeninteresse gedient habe; dieses Interesse überlagere den Markterschließungszweck (S. 20 ff. der
Vorentscheidung).


52


Zugleich ist die Vorinstanz von einer fehlenden Fremdüblichkeit der Zuschussgewährung ausgegangen. Auch dafür
hat das FG maßgebend auf das Fehlen direkter Geschäftsbeziehungen zwischen der Klägerin und den französischen
Vertriebsgesellschaften abgestellt (S. 25 der Vorentscheidung). Daneben hat es auf die fehlende Besicherung und
den Umstand hingewiesen, dass die Franchisegebühren nur über den Markterschließungszuschuss hätten finanziert
werden können (S. 26 f. der Vorentscheidung).


53


d) In Anwendung der zuvor dargestellten Maßstäbe hält diese Würdigung revisionsrechtlicher Überprüfung nicht
stand. Die Vorentscheidung ist daher aufzuheben.
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aa) Dies gilt zunächst im Hinblick auf die Ablehnung eines unmittelbaren (eigen-)betrieblichen Interesses der
Klägerin an der Gewährung des Markterschließungszuschusses.


55


aaa) Zu Unrecht hat das FG der fehlenden unmittelbaren Vertragsbeziehung zwischen der Klägerin und den
französischen Vertriebsgesellschaften eine streitentscheidende Bedeutung beigemessen. Bei der Beurteilung, ob
Aufwendungen betrieblich veranlasst sind oder einen außerbetrieblichen Zweck haben, sind alle Umstände des
Einzelfalls zu berücksichtigen. Eine (unmittelbare) betriebliche Veranlassung einer Zahlung darf daher nicht mit der
Erwägung negiert werden, der Leistende unterhalte nur eine mittelbare Vertragsbeziehung mit der empfangenden
Gesellschaft. Darauf kommt es nicht an. Insofern ist dem FG ein Rechtsfehler unterlaufen. Entsprechendes gilt für
den Hinweis der Betriebsprüfung, die Zuschussgewährung sei Aufgabe der französischen Zentralgesellschaft als
unmittelbare Gesellschafterin der Vertriebsgesellschaften gewesen.


56


bbb) Soweit die Vorinstanz ein mittelbares (eigen-)betriebliches Interesse der Klägerin unter Hinweis auf den
Sanierungszweck des Markterschließungszuschusses abgelehnt hat, hält auch dies revisionsrechtlicher Überprüfung
nicht stand.


57


(1) Die Würdigung des FG schöpft das Gesamtergebnis des finanzgerichtlichen Verfahrens nicht aus. Zwar ist der
Zuschuss nach dem Wortlaut der Vereinbarung vom xx.xx.2004 auf vermeintliche Wettbewerbsverstöße der
Klägerin … zurückzuführen. Angesichts der … Ermittlungen sollten die französischen Vertriebsgesellschaften saniert
werden. Indes ergibt sich aus dem Vertrag zugleich, dass die Vertriebsaktivitäten in Frankreich ausgebaut werden
sollten. Dieses Ziel wurde mit der Verpflichtung zum Führen eines Rentabilitätsnachweises und einer von der
Zuschussempfängerin garantierten Weiterführung des Geschäfts über 15 Jahre unterlegt. Die Zahlung des
Markterschließungszuschusses war daher multikausal veranlasst. Das FG hat diesen Umstand jedoch nur
unzureichend gewürdigt und ist ohne schlüssige Begründung zu dem Ergebnis gekommen, dass der Zuschuss in
erster Linie Gruppeninteressen gedient habe.


58


(2) Aber selbst wenn das Gesamtergebnis des Verfahrens (insbesondere der Aspekt des Ausbaus der
Vertriebsaktivitäten in Frankreich) hinreichend in die Würdigung der Vorinstanz eingeflossen sein sollte, bindet
diese den BFH im Streitfall nicht. Denn die im Rahmen der Gesamtabwägung zu berücksichtigenden Umstände sind
nicht ihrem Gewicht und ihrer Bedeutung entsprechend in die Würdigung einbezogen worden (vgl. BFH-Urteil vom
18.06.2015 - VI R 77/12, BFHE 250, 132, BStBl II 2015, 903, Rz 14; Gräber/Ratschow, Finanzgerichtsordnung,
10. Aufl., § 118 Rz 52). Zu Unrecht geht das FG davon aus, dass das Sanierungsinteresse den Zweck der
Markterschließung überlagert. Zwar mag der Zuschuss auf die … und die daraus folgende Notwendigkeit der
Sanierung der französischen Vertriebsgesellschaften (kausal) zurückzuführen sein. Angesichts der vertraglichen
Ausgestaltung des Zuschusses, der an einen Rentabilitätsnachweis und die Fortführung des französischen Geschäfts
durch die Zuschussempfängerin geknüpft wurde, tritt die Markterschließung indes nicht hinter den
Sanierungszweck zurück. Ihr kommt nach Ansicht des erkennenden Senats vielmehr ein besonderes Gewicht im
Rahmen der Vertragsgestaltung und des Vollzugs der vertraglichen Abreden zu. Bei der gebotenen wertenden
Zuordnung besteht eine größere Nähe des Zuschusses zum Interesse der Klägerin am Ausbau des französischen
Markts und an der langfristigen Erzielung höherer Lizenzeinnahmen als zu ihrem Interesse an der Sanierung der
französischen Vertriebsgesellschaften. Die Würdigung des FG erweist sich mithin als materiell-rechtlich fehlerhaft.


59


bb) Des Weiteren hat das FG die Fremdüblichkeit der Vereinbarung zu Unrecht abgelehnt. Dabei kann der Senat
dahinstehen lassen, ob die Zugehörigkeit der Klägerin zur A-Gruppe und die Stellung des E ‑‑wie das FG meint‑‑
eine faktische Beherrschung durch E begründen. Die Vereinbarung über die Gewährung eines
Markterschließungszuschusses erweist sich jedenfalls nicht als fremdunüblich.


60


aaa) Auf das Bestehen direkter Geschäftsbeziehungen der Klägerin mit den französischen Vertriebsgesellschaften
kommt es in diesem Zusammenhang nicht an. Insofern gilt das zur betrieblichen Veranlassung des
Markterschließungszuschusses Ausgeführte entsprechend.


61


bbb) Ebenso wenig kann der Fremdüblichkeit des Markterschließungszuschusses seine fehlende Besicherung
entgegengehalten werden. Bei einem (verlorenen) Zuschuss besteht kein Rückzahlungsanspruch des Leistenden,
der besichert werden könnte oder müsste. Die Erwartung der Klägerin, dass sich der Markterschließungszuschuss
durch höhere Franchisegebühren "überkompensieren" lässt, ergibt sich aus der seiner Gewährung zugrunde
liegenden schlüssigen Rentabilitätsberechnung.


62


e) Bedenken gegen die Höhe des ‑‑nach den vorangegangenen Ausführungen dem Grunde nach betrieblich
veranlassten‑‑ Markterschließungszuschusses bestehen nicht. Das FA hat keine Einwendungen gegen die Höhe des
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Zuschusses erhoben. Der erkennende Senat sieht ebenfalls keinen Grund dafür, von einer nur teilweise
betrieblichen Veranlassung auszugehen. Gegen einen überhöhten Zuschuss spricht insbesondere, dass die Klägerin
die Vereinbarung des Markterschließungszuschusses mit einer schlüssigen Rentabilitätsberechnung unterlegt hat,
wonach die prognostizierten Franchisegebühren den Zuschuss überstiegen. Damit hat sie ihr berechtigtes
"Lizenzinteresse" dokumentiert.


2. Eine Berichtigung von Einkünften nach § 1 AStG kommt ebenso wenig in Betracht. Das angefochtene Urteil
erweist sich daher nicht als ergebnisrichtig im Sinne des § 126 Abs. 4 FGO.


64


a) Werden Einkünfte eines Steuerpflichtigen aus Geschäftsbeziehungen mit einer ihm nahestehenden Person (§ 1
Abs. 2 AStG) dadurch gemindert, dass er im Rahmen solcher Geschäftsbeziehungen zum Ausland Bedingungen
vereinbart, die von denen abweichen, die voneinander unabhängige Dritte unter gleichen oder ähnlichen
Verhältnissen vereinbart hätten, so sind seine Einkünfte unbeschadet anderer Vorschriften nach § 1 AStG in der in
den Streitjahren geltenden Fassung (des Steuervergünstigungsabbaugesetzes vom 16.05.2003, BGBl I 2003, 660
‑‑StVergAbG‑‑; vgl. § 21 Abs. 11 Satz 1 AStG i.d.F. des StVergAbG - erstmalige Wirkung zum Veranlagungszeitraum
2003) so anzusetzen, wie sie unter den zwischen unabhängigen Dritten vereinbarten Bedingungen angefallen
wären. Geschäftsbeziehung (im Sinne der Absätze 1 und 2) ist jede den Einkünften zugrunde liegende
schuldrechtliche Beziehung, die keine gesellschaftsvertragliche Vereinbarung ist und entweder beim
Steuerpflichtigen oder bei der nahe stehenden Person Teil einer Tätigkeit ist, auf die die §§ 13, 15, 18 oder § 21
EStG anzuwenden sind oder im Fall eines ausländischen Nahestehenden anzuwenden wären, wenn die Tätigkeit im
Inland vorgenommen würde (§ 1 Abs. 4 AStG). § 1 AStG gilt auch für Personengesellschaften (dies zugrunde legend
BFH-Urteil vom 27.02.2019 - I R 51/17, BFHE 264, 292, BStBl II 2020, 440; Gosch in Gosch, Außensteuergesetz, § 1
Rz 7; vgl. nunmehr § 1 Abs. 1 Satz 2 AStG in seiner aktuellen Fassung).


65


Nach der Rechtsprechung des BFH galten in den Streitjahren (vor Einfügung des § 1 Abs. 3 AStG i.d.F. des
Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14.08.2007, BGBl I 2007, 1912) für den Fremdvergleich im Rahmen
des § 1 Abs. 1 AStG im Grundsatz keine anderen Maßgaben als im Rahmen der verdeckten Gewinnausschüttung
nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes (vgl. BFH-Urteile vom 18.05.2021 - I R 4/17, BFHE 273, 440,
BStBl II 2023, 678, Rz 23; vom 09.08.2023 - I R 54/19, BFHE 281, 308, BStBl II 2024, 675, Rz 22; BeckOK
AStG/Greil/Wargowske, 16. Ed. 01.06.2026, AStG § 1 Rz 116). Entsprechendes galt für die Entnahmegrundsätze (vgl.
auch Ditz/Wassermeyer in Flick/Wassermeyer/Ditz/Schönfeld, Außensteuerrecht, § 1 AStG Rz 32;
Brandis/Heuermann/Pohl, § 1 AStG Rz 18).


66


b) Im Streitfall sind die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 1 AStG nicht erfüllt. Dabei kann dahinstehen, ob
zwischen der Klägerin und der A SAS überhaupt ein Näheverhältnis im Sinne des § 1 Abs. 2 AStG bestand. Ebenso
wenig braucht der erkennende Senat dazu Stellung zu nehmen, ob der Markterschließungszuschuss im Rahmen
einer Geschäftsbeziehung (zum Ausland) im Sinne des § 1 Abs. 4 AStG gezahlt worden ist. Denn die vereinbarten
Bedingungen weichen jedenfalls nicht von denen ab, die voneinander unabhängige Dritte unter gleichen oder
ähnlichen Verhältnissen vereinbart hätten. Die Zahlung eines Markterschließungszuschusses erweist sich in einem
Fall wie dem vorliegenden als fremdvergleichskonform. Insofern entspricht der im Rahmen des § 1 AStG
anzustellende Fremdvergleich jedenfalls im Ausgangspunkt der zuvor dargestellten Veranlassungsprüfung.


67


c) Aber auch in Anwendung der (besonderen) Kriterien der internationalen Einkünfteabgrenzung entspricht die
Übernahme des Markterschließungszuschusses durch die Klägerin ihrem Funktions- und Risikoprofil innerhalb der
A-Gruppe und damit dem Fremdvergleichsgrundsatz.


68


aa) Der Klägerin kommt als zentraler Einheit eine herausgehobene Bedeutung in der A-Unternehmensgruppe zu. Als
Inhaberin des Warenzeichens sind ihr die maßgeblichen immateriellen Wirtschaftsgüter zuzurechnen, die für die
ausländischen Vertriebsaktivitäten benötigt werden. Sie lizenziert diese an die ausländischen Gesellschaften, die
wiederum den betreffenden ausländischen Vertriebsgesellschaften vorstehen. In dieser mehrstufigen
Wertschöpfungskette kommt der Klägerin die Bedeutung einer sogenannten Strategieträgerin zu. Hingegen ist sie
nicht bloß als sogenanntes Routineunternehmen oder Mischunternehmen (vgl. dazu Liebchen in
Flick/Wassermeyer/Ditz/Schönfeld, Außensteuerrecht, § 1 AStG Rz 582) zu qualifizieren.


69


bb) Nach der Rechtsprechung des BFH zur Ermittlung von Verrechnungspreisen bei Vertriebsgesellschaften ist in
diesem Zusammenhang stets zu hinterfragen, ob der steuerlich zu beurteilende Aufwand üblicherweise von Dritten
‑‑insbesondere vom Hersteller oder Lieferanten‑‑ getragen wird (BFH-Urteil vom 17.02.1993 - I R 3/92, BFHE 170,
550, BStBl II 1993, 457, unter II.2. [Rz 12]). Es besteht der Erfahrungssatz, dass eine unabhängige
Vertriebsgesellschaft auf Dauer keine Produkte vertreiben wird, mit denen sie nur Verluste erzielt. Sie würde den
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Vertrieb von verlustreichen Produkten vielmehr rechtzeitig einstellen beziehungsweise sich nach anderen
Produkten umsehen, deren Vertrieb Gewinne verspricht. So gesehen muss eine verbundene Vertriebsgesellschaft
auch bei Anerkennung von Anlaufverlusten im Regelfall innerhalb eines überschaubaren Kalkulationszeitraums mit
einem angemessenen Totalgewinn rechnen können (BFH-Urteil vom 17.10.2001 - I R 103/00, BFHE 197, 68, BStBl II
2004, 171, unter III.A.2.d ff [Rz 56]).


cc) Diesen ‑‑im Ausgangspunkt allgemein anerkannten‑‑ Grundsätzen entspricht es, dass die Klägerin als
Strategieträgerin der A-Gruppe einen Markterschließungszuschuss an die französischen Vertriebsgesellschaften
gezahlt hat (zum vergleichbaren Fall der Zahlung eines Markterschließungszuschusses durch eine französische
Muttergesellschaft an ihre türkische Tochtergesellschaft zur Aufrechterhaltung der Präsenz auf dem türkischen
Markt für Molkereiprodukte s. Bärsch/Nußbaum/Schmidt, Internationales Steuerrecht ‑‑IStR‑‑ 2024, 909, 915, unter
Hinweis auf das Urteil des französischen Conseil d'État SA Compagnie Gervais Danone vom 29.12.2023 - 455810).
Als Lizenzgeberin profitiert sie über die Lizenzeinnahmen unmittelbar von den Umsätzen der (französischen)
Vertriebsgesellschaften (vgl. allgemein zur Steigerung der Lizenzeinnahmen einer Patent- beziehungsweise
Markenverwertungsgesellschaft durch Markterschließungsmaßnahmen der Vertriebsgesellschaft Ditz/Kluge in
Wassermeyer/Baumhoff/Ditz, Verrechnungspreise international verbundener Unternehmen, 2. Aufl., Rz 6.68). Der
Zuschuss diente der Absicherung und Steigerung ihrer Franchiseeinnahmen. Er lag damit auch in ihrem Interesse.
Dies hat die Klägerin in ihrer Verrechnungspreisdokumentation für die Geschäftsjahre 2003/2004 und 2004/2005
(unter D.III.3.) schlüssig dargelegt. Der Zuschuss wurde zudem im Vorhinein vertraglich fixiert und mit einer
Rentabilitätsberechnung unterlegt (vgl. BMF-Schreiben vom 23.02.1983, BStBl I 1983, 218, Tz. 3.4.2.).


71


Im Ergebnis geht das FG zwar der Sache nach zu Recht davon aus, dass die übergeordneten Interessen einer
Unternehmensgruppe nicht per se den Interessen der gruppenzugehörigen Gesellschaften entsprechen (ebenso
Wiesch, Entscheidungen der Finanzgerichte 2023, 994, 995). Im Streitfall deckt sich das Interesse der Klägerin als
Strategieträgerin aufgrund der Besonderheiten der bestehenden Wertschöpfungskette und Konzernstruktur jedoch
weitgehend mit dem Interesse der A-Gruppe an der Sicherung und Stärkung der Vertriebsaktivitäten in Frankreich.


72


Dabei ist es auch nicht zu beanstanden, dass die Klägerin die Aufwendungen für die Markterschließung in
Frankreich letztlich allein getragen hat und keine Aufteilung der Kosten auf die Klägerin und die französischen
Vertriebsgesellschaften erfolgt ist. Steht im Rahmen von Markterschließungsmaßnahmen die Aufwertung
beziehungsweise Steigerung des Bekanntheitsgrades einer Marke im Vordergrund, sind die entsprechenden Kosten
(im Wesentlichen) vom Markeninhaber zu tragen. Dies gilt auch, wenn durch eine Expansionsstrategie des
Produzenten oder Strategieträgers der Absatz in bestimmten Märkten gezielt gesteigert werden soll (vgl. Ditz/Kluge
in Wassermeyer/Baumhoff/Ditz, Verrechnungspreise international verbundener Unternehmen, 2. Aufl., Rz 6.71).
Davon ist mit Blick auf das Frankreich-Geschäft der Klägerin nach ihrem unwidersprochen gebliebenen Vorbringen
und den tatsächlichen Feststellungen des FG auch im Streitfall auszugehen. Die A-Gruppe, im Besonderen aber die
Klägerin als weltweite Markenrechtsinhaberin, wollte den französischen Markt nicht aufgeben. Die
Markterschließung lag zuvörderst in ihrem Interesse. Hingegen müssen sich risikoschwache Vertriebsgesellschaften
‑‑wie die französischen Vertriebsgesellschaften der A-Gruppe‑‑ an Markterschließungskosten nicht beteiligen (vgl.
dazu Ditz/Kluge in Wassermeyer/Baumhoff/Ditz, Verrechnungspreise international verbundener Unternehmen,
2. Aufl., Rz 6.71).


73


dd) Nur zur Vollständigkeit weist der Senat darauf hin, dass er in dieser Beurteilung ‑‑in Übereinstimmung mit der
Klägerin‑‑ keinen Widerspruch zu den entsprechenden Verlautbarungen der Finanzverwaltung (BMF-Schreiben vom
23.02.1983 - Verwaltungsgrundsätze, BStBl I 1983, 218, Tz. 3.4.1.; vom 06.06.2023 - Verwaltungsgrundsätze
Verrechnungspreise, BStBl I 2023, 1093 und 1130, bzw. vom 12.12.2024, BStBl I 2025, 207, Tz. 3.31 ff.) und der
OECD (Verrechnungspreisleitlinien, Tz. 1.137) sieht, soweit diese sich ebenfalls mit der Aufteilung von
Markterschließungskosten auf verschiedene Konzerngesellschaften befassen. Im Übrigen wäre der BFH an
norminterpretierende Verwaltungsanweisungen mangels Rechtsnormqualität ohnehin nicht gebunden (vgl. nur
BFH-Urteil vom 24.08.2016 - X R 11/15, Rz 26).


74


3. Vor diesem Hintergrund ist das angefochtene Urteil aufzuheben. Da die Sache spruchreif ist, kann der Senat in
der Sache selbst entscheiden (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO). Der Klage ist stattzugeben.


75


a) Nach Maßgabe der zuvor dargestellten Maßstäbe stellen die Aufwendungen der Klägerin in Gestalt eines
Markterschließungszuschusses keine Entnahme dar, sondern betrieblich veranlasste Aufwendungen. Sie sind
überwiegend durch die Erzielung höherer Lizenzeinnahmen veranlasst. Eine Einkünftekorrektur nach § 1 AStG
scheidet aus.
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b) Die Aufwendungen unterliegen nicht dem Sofortabzug, sondern sind ‑‑wie von der Klägerin beantragt‑‑ als
Anschaffungskosten eines immateriellen Wirtschaftsguts über die Nutzungsdauer von 15 Jahren abzuschreiben (§ 6
Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 i.V.m. § 7 Abs. 1 Satz 1 EStG).


77


aa) Der steuerrechtliche Begriff des Wirtschaftsguts ist weit zu fassen und auf der Grundlage einer wirtschaftlichen
Betrachtungsweise auszulegen. Nach ständiger Rechtsprechung des BFH beinhaltet der Begriff des zu aktivierenden
"Wirtschaftsguts" in Anlehnung an den Begriff "Vermögensgegenstand" im Handelsrecht nicht nur Sachen und
Rechte im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs, sondern auch tatsächliche Zustände und konkrete Möglichkeiten,
die entweder einzeln oder zusammen mit dem Betrieb übertragen werden können und aus der Sicht eines
potenziellen Betriebserwerbers einen eigenständigen Wert haben (zuletzt BFH-Urteile vom 21.08.2025 - IV R 16/22,
BStBl II 2026, 340, Rz 29; vom 22.03.2022 - IV R 13/18, BFHE 276, 139, BStBl II 2022, 656, Rz 33; jeweils m.w.N.).
Dies gilt auch für immaterielle Wirtschaftsgüter (BFH-Urteil vom 26.06.1969 - VI 239/65, BFHE 97, 58, BStBl II
1970, 35, zu einem verlorenen Zuschuss - Anwendungsfall zum Beschluss des Großen Senats des BFH vom
03.02.1969 - GrS 2/68, BFHE 95, 31, BStBl II 1969, 291; BFH-Urteile vom 14.12.2011 - I R 108/10, BFHE 236, 117,
BStBl II 2012, 238, Rz 12 und 19, zu Ablösezahlungen im Profi-Fußball; vom 06.12.2017 - VI R 65/15, BFHE 260,
258, BStBl II 2018, 353, zu Wiederbepflanzungsrechten im Weinbau; vom 22.03.2022 - IV R 13/18, BFHE 276, 139,
BStBl II 2022, 656, zur Sendelizenz nach dem Landesmediengesetz Baden-Württemberg - kein Wirtschaftsgut).


78


Zuschüsse, die der Zuschussgeber aus betrieblichem Anlass zahlt, können als Anschaffungskosten eines
immateriellen Wirtschaftsguts zu aktivieren sein. Dies betrifft auch Zuschüsse der hier vorliegenden Art, die als
Anschaffungskosten eines Markterschließungsrechts als geschäftswertähnliches Wirtschaftsgut zu aktivieren sein
können (z.B. Maulberger/Ullmann, IStR 2024, 388). In Betracht kommt jedoch auch ein Sofortabzug als
Aufwendungen auf den eigenen Firmenwert oder eine Aktivierung als Rechnungsabgrenzungsposten (vgl.
Schmidt/Weber-Grellet, EStG, 45. Aufl., § 5 Rz 270 "Zuschüsse").


79


bb) Die Klägerin hat die Aufwendungen für die Erschließung des französischen Markts zu Recht aktiviert und über
15 Jahre abgeschrieben.


80


aaa) Die Klägerin hat ein Markterschließungsrecht als geschäftswertähnliches Wirtschaftsgut erworben. Es handelt
sich um einen sonstigen (wirtschaftlichen) Vorteil (vgl. auch R 5.5 Abs. 1 der Einkommensteuer-Richtlinien 2012).
Das Markterschließungsrecht verkörpert die unselbständigen sonstigen Vorteile eines bestimmten Markts
(Frankreich) und damit das zukünftig erwartete Gewinnpotenzial dieses Markts (vgl. Maulberger/Ullmann, IStR 2024,
388, 390).


81


Bei dem Markterschließungszuschuss von … Mio. € handelt es sich zumindest um einen tatsächlichen Zustand oder
eine konkrete Möglichkeit, der/die entweder einzeln oder zusammen mit dem Betrieb übertragen werden kann. Der
Zuschuss diente allgemein der Erschließung des französischen Markts, speziell dem Aufbau der Vertriebsaktivitäten
durch die französischen Vertriebsgesellschaften und damit der Erzielung von Lizenzeinnahmen durch die Klägerin.
Dabei konnte die Klägerin im Fall der Nichterreichung bestimmter Umsatzziele eine Verstärkung der
Markterschließungsbemühungen der französischen Vertriebsgesellschaften verlangen. Das Frankreich-Geschäft
musste zudem mindestens 15 Jahre weitergeführt werden, wobei die Klägerin den Zuschuss im Fall der
vorgezogenen Betriebseinstellung teilweise hätte zurückfordern können. Es handelt sich damit um eine gesicherte
Rechtsposition der Klägerin. Dieser "Anspruch auf Weiterbetreibung des französischen Geschäfts" ist "wirtschaftlich
verwertbar" (vgl. Schmidt/Weber-Grellet, EStG, 45. Aufl., § 5 Rz 95) beziehungsweise "wirtschaftlich übertragbar"
(BFH-Urteile vom 14.12.2011 - I R 108/10, BFHE 236, 117, BStBl II 2012, 238, Rz 19; vom 22.03.2022 - IV R 13/18,
BFHE 276, 139, BStBl II 2022, 656, Rz 34; Kahle/Kopp/Burger in Anzinger/Oser/Schlotter, Rechnungslegung und
Prüfung der Unternehmen, 7. Aufl., HGB § 248 Rz 189). Jedenfalls kann er zusammen mit dem Betrieb der Klägerin
übertragen werden. Dagegen, dass der Anspruch aus der Sicht eines potenziellen Betriebserwerbers einen
eigenständigen Wert hat, bestehen keine Bedenken.


82


Letztlich hat auch das FA gegen die Aktivierung des Zuschusses für die Markterschließung ‑‑die betriebliche
Veranlassung der Aufwendungen unterstellt‑‑ keinerlei Einwendungen erhoben.


83


bbb) Dem Ansatz des Markterschließungsrechts steht § 5 Abs. 2 EStG nicht entgegen. Die Klägerin hat das zum
Anlagevermögen gehörende Wirtschaftsgut entgeltlich erworben. Ein solcher Erwerb liegt auch dann vor, wenn das
Wirtschaftsgut durch das Erwerbsgeschäft erstmals begründet (eingeräumt) wird (BFH-Urteil vom 14.03.2006 -
I R 109/04, BFH/NV 2006, 1812, unter II.1.c cc [Rz 21]; Brandis/Heuermann/Krumm, § 5 EStG Rz 588;
Kahle/Kopp/Burger in Anzinger/Oser/Schlotter, Rechnungslegung und Prüfung der Unternehmen, 7. Aufl., HGB
§ 248 Rz 203: "erwerbsgeborene Wirtschaftsgüter").
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ccc) Das Markterschließungsrecht ist mit den Anschaffungskosten in Höhe von … Mio. € zu aktivieren (§ 6 Abs. 1
Nr. 1 EStG) und nach § 7 Abs. 1 EStG abzuschreiben. Gegen die der Abschreibung zugrunde gelegte
(betriebsgewöhnliche) Nutzungsdauer im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 2 EStG bestehen keine Bedenken. Sie knüpft an
den vertraglich vereinbarten 15-jährigen Garantiezeitraum an. Selbst wenn die Klägerin womöglich über einen
Zeitraum von 15 Jahren hinaus mit Lizenzeinnahmen aus dem Frankreich-Geschäft rechnen kann, besteht der
"Anspruch auf Weiterbetreibung des französischen Geschäfts", der mit Rückzahlungsansprüchen der Klägerin bei
Nichterfüllung bewehrt ist, nur innerhalb dieses Zeitraums. Zudem wird die Nutzungsdauer von 15 Jahren der
"Geschäftswertähnlichkeit" des Markterschließungsrechts gerecht (vgl. Maulberger/Ullmann, IStR 2024, 388, 394:
analog § 7 Abs. 1 Satz 3 EStG). Da auch dies zwischen den Beteiligten nicht streitig ist, sieht der erkennende Senat
von weiteren Ausführungen ab. Schließlich hat die Klägerin im Jahr des Zugangs (2004) zu Recht § 7 Abs. 1 Satz 4
EStG zur Anwendung gebracht.


85


4. Der Senat erachtet es als zweckmäßig, durch Gerichtsbescheid zu entscheiden (§ 121 Satz 1 i.V.m. § 90a Abs. 1
FGO).


86


5. Die Übertragung der Ermittlung der festzustellenden beziehungsweise festzusetzenden Beträge auf das FA
beruht auf § 121 Satz 1 i.V.m. § 100 Abs. 2 Satz 2 FGO.


87


6. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.88
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Urteil vom 23. April 2026, X R 34/21
Ermittlung der gemeinen Werte der übertragenden Körperschaft bei Verschmelzung


ECLI:DE:BFH:2026:U.230426.XR34.21.0


BFH X. Senat


BewG § 9 Abs 2, BewG § 11 Abs 2, EStG § 5 Abs 1 S 1, EStG § 5 Abs 2, HGB § 246 Abs 1 S 4, HGB § 249 Abs 1 S 1, HGB §
252 Abs 1 Nr 4, UmwG § 2 Nr 1, UmwG § 122a, UmwStG 2006 § 1 Abs 1 S 1 Nr 1, UmwStG 2006 § 11 Abs 1 S 1,
UmwStG 2006 § 13 Abs 1, AEUV Art 49, AEUV Art 54, EGRL 133/2009 Art 1 Buchst a, EGRL 133/2009 Art 2 Buchst a UAbs
iii, EGRL 133/2009 Art 3, EGRL 133/2009 Art 4 Abs 1, EGRL 133/2009 Art 4 Abs 2 Buchst b, GG Art 2 Abs 1, GG Art 3 Abs
1, EStG VZ 2011


vorgehend Hessisches Finanzgericht , 02. Dezember 2021, Az: 4 K 130/20


Leitsätze


1. Werden bei einer Verschmelzung auf eine andere Körperschaft in der steuerlichen Schlussbilanz nach § 11 Abs. 1 Satz
1 des Umwandlungssteuergesetzes 2006 die übergehenden Wirtschaftsgüter mit dem gemeinen Wert angesetzt, so ist
auch ein selbst geschaffener Geschäfts- oder Firmenwert anzusetzen. Dieser kann allerdings nicht negativ sein.


2. Es sind jedoch alle Wirtschaftsgüter anzusetzen, für die im allgemeinen Bilanzsteuerrecht Ansatzverbote,
insbesondere Passivierungsverbote, gelten. Dazu gehören Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten sowie
Drohverlustrückstellungen. Reine Aufwandsrückstellungen sind nicht zu bilden.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 02.12.2021 - 4 K 130/20 aufgehoben.


Die Sache wird an das Hessische Finanzgericht zurückverwiesen.


Dem Hessischen Finanzgericht wird die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens übertragen.


Tatbestand


I.


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine Gesellschaft m.b.H. mit Sitz in der Republik Österreich, war
alleinige Gesellschafterin der B GmbH mit Sitz im Inland.


1


Das Vermögen der B GmbH bestand im Wesentlichen aus Beteiligungen an in- und ausländischen Gesellschaften
der A Gruppe. Gegenstand der B GmbH war die Übernahme der Holdingfunktion für die Gesellschaften der
A Gruppe. Sie erbrachte dabei im Rahmen der Planung und Durchsetzung einer strategischen Ausrichtung der
A Gruppe Dienstleistungen insbesondere in Form der Ausarbeitung, Überwachung und Durchführung von
strategischen Vertriebs- und Marketingkonzepten, der Finanzierung der Unternehmensgruppe und der einzelnen
Gesellschaften, der Unterstützung im Controlling, der Rechtsberatung und bei der Informationstechnik. Ferner
überwachte sie die monatlichen Reporte der Auslandsgesellschaften. Auf Grundlage zuletzt eines Vertrags vom
01.11.2007 berechnete die B GmbH den Konzerngesellschaften Kosten für Dienstleistungen im Bereich
Management, Finanzierung, Planung, Verwaltung, Buchführung und Controlling im Verhältnis der Umsatzerlöse
zuzüglich eines Aufschlags von 5 %. Weitere Kosten insbesondere im Bereich des Beteiligungscontrolling waren
nicht umlagefähig. Eigene Umsatzerlöse generierte sie nicht.


2


Mit Verschmelzungsvertrag vom 15.06.2012 wurde die B GmbH im Wege der grenzüberschreitenden Verschmelzung3
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mit Wirkung zum Ablauf des 31.12.2011 auf die Klägerin verschmolzen. Die gemeinen Werte der übergehenden
Wirtschaftsgüter wurden mit Hilfe eines Gutachtens einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 27.06.2012
ermittelt. Das Gutachten ging nach dem Discounted-Cash-Flow-Verfahren (DCF-Verfahren) vor, und zwar dem sum-
of-the-parts-Verfahren, so dass die Werte aller Beteiligungsgesellschaften getrennt ermittelt und im Rahmen der
Wertermittlung bei der B GmbH die Erträge und Aufwendungen aus dem Halten der Beteiligungen nicht
berücksichtigt wurden. Das Gutachten ermittelte aus den weiteren Erträgen (Weiterverrechnung von Kosten an die
Tochtergesellschaften) und den diese insgesamt übersteigenden Aufwendungen (Personalaufwand sowie sonstige
Aufwendungen), die als Zwischenwert negative earnings before interest and taxes (EBIT) ergaben, ferner unter
weiterer Berücksichtigung von Ertragsteuern auf das EBIT, einer Hinzurechnung von Net Working Capital (erwartete
Vereinnahmung eines bisher nicht ausgezahlten Jahresüberschusses einer der Beteiligungsgesellschaften) sowie
durch Kapitalisierung und Abzinsung des nachhaltigen Free Cashflow einen negativen DCF-Wert als
"Unternehmensgesamtwert" (gerundet ./. 3.192.000 €) per 01.01.2012. Nach Hinzurechnung des Netto-
Finanzvermögens war der "Unternehmenswert" (das Eigenkapital) positiv. Das Rechenwerk als solches steht nicht im
Streit.


Die B GmbH wies daher in ihrer steuerlichen Schlussbilanz im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 des
Umwandlungssteuergesetzes (UmwStG) 2006 einen negativen Geschäfts- oder Firmenwert in Höhe von
./. 3.191.985,14 € aus.


4


Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt ‑‑FA‑‑) berücksichtigte den Verschmelzungsgewinn mit unter dem
Vorbehalt der Nachprüfung stehenden Bescheiden vom 12.02.2013 betreffend Körperschaftsteuer 2011,
Gewerbesteuermessbetrag 2011 sowie Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags 2011 zunächst erklärungsgemäß.


5


Das FA kam in einer im Jahre 2016 begonnenen Außenprüfung zu dem Ergebnis, dass der negative Geschäfts- oder
Firmenwert nicht anzusetzen sei, da der Substanzwert des Betriebsvermögens die steuerliche Wertuntergrenze sei.
Es versagte den Ansatz des negativen Geschäfts- oder Firmenwerts und erließ am 25.01.2019 entsprechende
Änderungsbescheide.


6


Sowohl die Einsprüche wie auch die Klage blieben erfolglos. Das Finanzgericht (FG) ging davon aus
(Entscheidungen der Finanzgerichte 2022, 293), die streitigen Aufwendungen seien Verwaltungskosten, die die
B GmbH ohne Gegenleistung für den Gesellschafter erbracht habe und die deshalb nicht dem verschmolzenen
Unternehmen anhafteten. Dies entspreche den für eine nicht operativ tätige Holdinggesellschaft entwickelten
Grundsätzen.


7


Mit ihrer Revision macht die Klägerin geltend, das FG gehe mittels in sich widersprüchlicher Feststellungen zu
Unrecht von einer nicht operativ tätigen Holdinggesellschaft aus. Es verkenne auch die Bedeutung der
Substanzwertuntergrenze, denn sowohl der Liquidations- als auch der Fortführungswert müssten den negativen
Barwert im Substanzwert berücksichtigen, sei es als Kosten, die den Liquidationskosten vergleichbar seien, sei es
als notwendige weiterlaufende Kosten, da die Leitung der Konzerngesellschaften unternehmerisch notwendig sei.


8


Die Nichtberücksichtigung negativer Wertbeiträge durch Begrenzung des Geschäfts- oder Firmenwerts auf einen
positiven Betrag führe insgesamt zu einem Wertansatz oberhalb des gemeinen Werts. Werde kein negativer
Geschäfts- oder Firmenwert zugelassen, was ertragsteuerlich im Wege einer Differenzberechnung problemlos
möglich wäre, müsse daher die Bildung eines negativen Ausgleichspostens zugelassen werden, um den gemeinen
Wert der Sachgesamtheit zutreffend abzubilden.


9


Schließlich verstoße die Nichtberücksichtigung des negativen Wertbeitrags gegen den Grundsatz der Besteuerung
nach der Leistungsfähigkeit sowie gegen Art. 49, 54 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vom
01.12.2009 (Amtsblatt der Europäischen Union 2008, Nr. C 115, 47) ‑‑AEUV‑‑.


10


Die Klägerin beantragt sinngemäß,
das angefochtene Urteil und die Einspruchsentscheidungen vom 08.01.2020 aufzuheben und die gegen die Klägerin
als Rechtsnachfolgerin der B GmbH ergangenen Bescheide über Körperschaftsteuer 2011,
Gewerbesteuermessbescheid 2011 und die Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags 2011, alle vom 25.01.2019,
dahingehend zu ändern, dass ein um 3.191.985,14 € niedrigerer Übertragungswert berücksichtigt wird.


11


Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


12
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Entscheidungsgründe


II.


Das FG habe zu Recht den negativen Geschäfts- oder Firmenwert nicht berücksichtigt und auch nicht in die
Ermittlung des Substanzwerts einbezogen. Zu dem Substanzwert gehörten zwar die geschäftswert-, firmenwert-
oder praxiswertbildenden Faktoren, aber nicht der negative Geschäftswert selbst und auch keine negativen
Ertragsaussichten.


13


Die Revision ist begründet, das angefochtene FG-Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung
und Entscheidung zurückzuverweisen (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑).


14


Für die Ermittlung des Verschmelzungsergebnisses sind in der steuerlichen Schlussbilanz der B GmbH die auf die
Klägerin übergegangenen Wirtschaftsgüter einschließlich nicht entgeltlich erworbener oder selbst geschaffener
immaterieller Wirtschaftsgüter gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 mit dem gemeinen Wert zu bewerten (unten
1.). Anzusetzen sind alle Wirtschaftsgüter, namentlich Passiva, auch wenn sie im Übrigen einem
bilanzsteuerrechtlichen Ansatzverbot unterliegen (unten 2.). Ein nicht entgeltlich erworbenes oder selbst
geschaffenes immaterielles Wirtschaftsgut ist insbesondere auch der Geschäfts- oder Firmenwert (unten 3.). Dieser
kann jedoch nicht mit einem negativen Wert angesetzt werden, da der in dessen Berechnung eingehende
Substanzwert der Sachgesamtheit der B GmbH nicht unterschritten werden darf (unten 4.). Der wirtschaftlich in
einem negativen Geschäfts- oder Firmenwert verkörperte Minderwert kann auch nicht ersatzweise durch andere
bilanzielle Maßnahmen abgebildet werden (unten 5.). Dieses Ergebnis verstößt weder gegen Verfassungsrecht
(unten 6.) noch gegen Unionsrecht (unten 7.). Der Senat vermag jedoch nicht zu beurteilen, ob die wirtschaftlichen
Umstände, die sich in dem durch die Klägerin gebildeten negativen Geschäfts- oder Firmenwert widerspiegeln,
stattdessen nach Maßgabe der unter II.2. dargelegten Grundsätze in der steuerlichen Schlussbilanz angesetzt
werden können, da das FG dazu keine Feststellungen getroffen hat (unten 8.).


15


1. Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 sind bei einer Verschmelzung auf eine andere Körperschaft die
übergehenden Wirtschaftsgüter, einschließlich nicht entgeltlich erworbener oder selbst geschaffener immaterieller
Wirtschaftsgüter, in der steuerlichen Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft mit dem gemeinen Wert
anzusetzen.


16


a) Die Vorschrift findet nach Maßgabe von § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UmwStG 2006 i.d.F. des
Streitjahres (a.F.) i.V.m. § 2 Nr. 1, § 122a des Umwandlungsgesetzes a.F. auch auf grenzüberschreitende
Verschmelzungen Anwendung. Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, dass die Voraussetzungen insbesondere des
§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UmwStG 2006 a.F. vorliegen, so dass der Senat von weiteren Ausführungen absieht.


17


b) Nach § 11 Abs. 2 Satz 1 UmwStG können auf Antrag die übergehenden Wirtschaftsgüter abweichend von § 11
Abs. 1 UmwStG einheitlich mit dem Buchwert oder einem höheren Wert, höchstens jedoch mit dem Wert nach
Abs. 1, angesetzt werden, soweit unter anderem (Nr. 2) das Recht der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland)
hinsichtlich der Besteuerung des Gewinns aus der Veräußerung der übertragenen Wirtschaftsgüter bei der
übernehmenden Körperschaft nicht ausgeschlossen oder beschränkt wird. An Letzterem fehlt es. Dementsprechend
wurde auch kein Buch- oder Zwischenwertantrag gestellt.


18


c) Für die Bestimmung des gemeinen Werts eines Wirtschaftsguts ist auf § 9 des Bewertungsgesetzes (BewG)
zurückzugreifen. Der Begriff des gemeinen Werts ist weder im Umwandlungssteuergesetz 2006 noch im
Einkommensteuergesetz (EStG) oder im Körperschaftsteuergesetz legal definiert, so dass § 9 BewG auch für Zwecke
der ertragsteuerrechtlichen Bewertung Anwendung findet (vgl. § 1 BewG; Urteile des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom
26.02.1997 - X R 31/95, BFHE 183, 65, BStBl II 1997, 561, unter 4.a, und vom 12.04.2017 - I R 36/15, BFH/NV 2018,
58, Rz 18). Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 BewG wird der gemeine Wert durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen
Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. Dabei sind
nach § 9 Abs. 2 Satz 2, 3 BewG alle Umstände zu berücksichtigen, die den Preis beeinflussen, nicht hingegen
ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse.


19


2. In der steuerlichen Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft sind auch alle Wirtschaftsgüter anzusetzen, für
die im allgemeinen Bilanzsteuerrecht Ansatzverbote, insbesondere Passivierungsverbote, gelten (ebenso die in dem
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 02.01.2025, BStBl I 2025, 92, Anwendung des
Umwandlungssteuergesetzes ‑‑UmwStE 2025‑‑, Rz 11.03, 03.04, 03.06 zum Ausdruck gekommene Auffassung der
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Finanzverwaltung; zustimmend Schmitt in Schmitt/Hörtnagl, Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteuergesetz,
10. Aufl., § 11 UmwStG Rz 26; Brandis/Heuermann/Nitzschke, § 11 UmwStG Rz 58; Klier in Bordewin/Brandt, § 11
UmwStG 2006 Rz 70; ebenso zu der insoweit vergleichbaren Vorschrift in § 3 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 Martini in
Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 3 UmwStG Rz 284 ff.; zweifelnd hingegen Rödder in
Rödder/Herlinghaus/Graw/Heinemann, UmwStG, 4. Aufl. 2025, § 11 Rz 136 ff., 140; zweifelnd wohl auch Tiedchen
in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 11 UmwStG Rz 47 ff.).


Das betrifft vor allem die in den verschiedenen Absätzen des § 5 EStG genannten Passivierungsverbote (vgl. die
Übersichten über die unter dem Stichwort "stille Lasten" geführten Passivierungsverbote bei Martini in
Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 3 UmwStG Rz 283, sowie bei Tiedchen in Widmann/Mayer,
Umwandlungsrecht, § 11 UmwStG Rz 47).


21


a) § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 nennt "die übergehenden Wirtschaftsgüter" ohne Ausnahme. Damit erfasst die
Vorschrift, wenn nicht nach § 11 Abs. 2 UmwStG 2006 die Buchwerte fortgeführt werden, schon dem Wortlaut nach
auch solche Wirtschaftsgüter, die sonst in der Steuerbilanz nicht oder nicht in dem in der Handelsbilanz
ausgewiesenen Umfang angesetzt werden dürfen. Steuerliche Aktivierungs- oder Passivierungsverbote lassen aber
die Eigenschaft als Wirtschaftsgut unberührt (Martini in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 3 UmwStG Rz 280).
Während bei dem Ansatz zu Buchwerten nach § 11 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 1 Abs. 5 Nr. 4 UmwStG 2006 die
steuerrechtlichen Vorschriften über die Gewinnermittlung zu berücksichtigen sind, was den Ansatz der einem
Bilanzierungsverbot unterliegenden Wirtschaftsgüter ausschließt, fehlt der Bewertung zum gemeinen Wert eine
solche Verknüpfung (so auch Schmitt in Schmitt/Hörtnagl, Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteuergesetz,
10. Aufl., § 11 UmwStG Rz 25 f.).


22


b) Etwas anderes ergibt sich nicht daraus, dass § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 ausdrücklich entgegen § 5 Abs. 2
EStG den Ansatz auch der nicht entgeltlich erworbenen oder selbst geschaffenen immateriellen Wirtschaftsgüter
anordnet, hingegen gerade keine vergleichbare Anordnung für die übrigen bilanzsteuerrechtlichen Aktivierungs-
und Passivierungsverbote trifft (so aber Desens, GmbHRundschau ‑‑GmbHR‑‑ 2007, 1202, 1203; so
Lemaitre/Schönherr, GmbHR 2007, 173, 174 f., der dafür allerdings auch einen passiven Ausgleichsposten ansetzen
möchte; so wohl auch Rödder in Rödder/Herlinghaus/Graw/Heinemann, UmwStG, 4. Aufl., § 11 Rz 140, m.w.N.; offen
Birkemeier in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, 3. Aufl. 2019, § 3 Rz 80). Der von jenen Autoren
befürwortete Umkehrschluss trägt im Ergebnis nicht. § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG ist nicht nach Art eines Katalogs
aufgebaut, der zwar bestimmte, einem bilanzsteuerrechtlichen Ansatzverbot unterliegende Wirtschaftsgüter
enthielte, andere jedoch nicht. Vielmehr nennt die Vorschrift zunächst "die übergehenden Wirtschaftsgüter", um
sodann den Einschluss der genannten immateriellen Wirtschaftsgüter hervorzuheben. Damit ist klargestellt, dass
ungeachtet bilanzsteuerrechtlicher Sondervorschriften alle übergehenden Wirtschaftsgüter anzusetzen sind.


23


c) Das bedeutet, dass in der steuerlichen Schlussbilanz nach § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 diejenigen aktiven
und passiven Wirtschaftsgüter anzusetzen sind, die nach allgemeinen steuerbilanziellen Regeln anzusetzen wären,
wenn das jeweilige Ansatzverbot nicht bestünde. Soweit die Passivierungsverbote nicht gelten, führt das nicht dazu,
dass nunmehr jegliche wirtschaftlich belastende Umstände passiviert werden könnten. Die Vorschrift begründet,
auch wenn §§ 3, 11 UmwStG 2006 eigenständige Ansatz- und Bewertungsvorschriften sind (so zutreffend Tz. 03.04,
11.03 UmwStE), kein bilanzsteuerrechtliches Erfindungsrecht, da sie dann konturlos wäre.


24


aa) Die Passivierungsverbote betreffen neben einigen noch nicht konkretisierten Verbindlichkeiten im Wesentlichen
eine Reihe von Rückstellungen, darunter insbesondere Drohverlustrückstellungen, die nach § 5 Abs. 4a EStG heute
zwar im Grundsatz in der allgemeinen Steuerbilanz nicht mehr gebildet werden dürfen, jedoch in der steuerlichen
Schlussbilanz nach § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 zulässig sind. Die nach diesen Grundsätzen in der steuerlichen
Schlussbilanz anzusetzenden Verbindlichkeiten und Rückstellungen sind jedoch von der weiterhin und seit jeher
unzulässigen unbegrenzten Antizipation künftiger Aufwendungen abzugrenzen. So hatte der BFH zu der Zeit, in der
Drohverlustrückstellungen noch gebildet werden durften und mussten (vgl. BFH-Urteil vom 19.07.1983 -
VIII R 160/79, BFHE 139, 244, BStBl II 1984, 56, unter III.), klargestellt, dass eine Rückstellung nicht für eine
schlichte Minderung des Ertragswerts begehrt werden kann, da dies einer Rückstellung dafür gleichkäme, dass für
einen Zeitraum nach dem Bilanzstichtag eine Gewinnminderung für vermeintlich zu hohe Aufwendungen in Kauf zu
nehmen ist. Derartige zu erwartende Minderungen rechtfertigen keine Rückstellungen, sondern liegen im
allgemeinen Unternehmensrisiko (BFH-Urteil vom 25.01.1984 - I R 7/80, BFHE 140, 449, BStBl II 1984, 344, unter
6.).


25


bb) Bei der Frage, ob in derartigen Fällen ein Passivposten anzusetzen ist, ist zwar das spezialgesetzliche26
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Passivierungsverbot außer Acht zu lassen, im Übrigen aber auf die allgemeinen steuerrechtlichen
Bilanzierungsgrundsätze zurückzugreifen (Rödder in Rödder/Herlinghaus/Graw/Heinemann, UmwStG, 4. Aufl., § 11
Rz 136; vgl. auch Birkemeier in Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, 3. Aufl., § 3 Rz 95), die ihrerseits an
handelsrechtliche Bilanzierungsgrundsätze anknüpfen.


(1) Eine Bindung der steuerlichen Schlussbilanz an die Handelsbilanz besteht zwar für den Ansatz der Höhe nach
schon insofern nicht, als der gemeine Wert selbständig zu bestimmen ist und nicht den Buchwerten der
Handelsbilanz entsprechen kann (vgl. Martini in Widmann/Mayer, § 3 UmwStG Rz 213; vgl. auch Tz. 03.10, 03.25,
11.05 UmwStE, wo eine Bindungswirkung selbst für den Ansatz von Buch- und Zwischenwerten verneint wird). Für
den Ansatz dem Grunde nach bleibt die Verknüpfung jedoch bestehen, denn nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG
ist auch für die Steuerbilanz im Ausgangspunkt das Betriebsvermögen anzusetzen, das nach den handelsrechtlichen
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung auszuweisen ist.


27


(2) Das bedeutet insbesondere, dass für die Passivierung der von spezialgesetzlichen Passivierungsverboten
erfassten Rückstellungen § 249 des Handelsgesetzbuchs (HGB) anzuwenden ist. Die Rechtsprechung zum
Steuerbilanzrecht, die vor Inkrafttreten des betreffenden Passivierungsverbots ergangen ist (wie etwa die
Rechtsprechung zu den Drohverlustrückstellungen für die Zeit vor Inkrafttreten des mit Gesetz zur Fortsetzung der
Unternehmenssteuerreform vom 29.10.1997, BGBl I 1997, 2590 eingefügten § 5 Abs. 4a EStG), ist heranzuziehen.


28


cc) Nach § 249 Abs. 1 Satz 1 Alternative 1 HGB sind Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden und
nach alledem gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 auch in der steuerlichen Schlussbilanz anzusetzen, wenn sie
etwa nach § 5 Abs. 2a EStG nicht passivierbar wären. Insofern tritt in der Schlussbilanz das handelsrechtlich in § 252
Abs. 1 Nr. 4 HGB kodifizierte und steuerbilanzrechtlich zurückgedrängte Vorsichtsprinzip, das sich aus der
Verbindung zwischen dem Realisationsprinzip und dem Imparitätsprinzip ergibt (dazu Schmidt/Weber-Grellet, EStG,
45. Aufl., § 5 Rz 77), wieder in den Vordergrund.


29


Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten sind das Bestehen einer nur
ihrer Höhe nach ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichende Wahrscheinlichkeit des künftigen Entstehens
einer Verbindlichkeit dem Grunde nach ‑‑deren Höhe zudem ungewiss sein kann‑‑ sowie ihre wirtschaftliche
Verursachung in der Zeit vor dem Bilanzstichtag. Zudem muss der Schuldner ernsthaft mit seiner Inanspruchnahme
rechnen (vgl. BFH-Urteil vom 08.11.2016 - I R 35/15, BFHE 256, 253, BStBl II 2017, 768, Rz 19, m.w.N.). Es muss
sich, wie sich im Ausgangspunkt schon aus dem Begriff "Verbindlichkeit" ergibt, um eine Verpflichtung gegenüber
einem Dritten handeln (sogenannte Außenverpflichtung). Diese ist wiederum dann nicht passivierbar, wenn im
Einzelfall ein sogenanntes eigenbetriebliches Interesse als wirtschaftlich auslösendes Moment der Belastung zu
werten ist, weil dann der Sache nach eine sogenannte Aufwandsrückstellung vorliegt (vgl. BFH-Urteil vom
22.01.2020 - XI R 2/19, BFHE 268, 180, BStBl II 2020, 493, Rz 21). Solche Aufwandsrückstellungen sind lediglich in
den spezialgesetzlich normierten Fällen des § 249 Abs. 1 Satz 2 HGB zu bilden. Im Übrigen können sie auch in der
steuerlichen Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 nicht
angesetzt werden.


30


dd) Nach § 249 Abs. 1 Satz 1 Alternative 2 HGB sind ferner Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden
Geschäften zu bilden und gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 auch dann in der steuerlichen Schlussbilanz
anzusetzen, wenn sie nach § 5 Abs. 4a EStG nicht passivierbar sind.


31


Die Pflicht zur Drohverlustrückstellung folgt ebenfalls dem bilanzrechtlichen Imparitätsprinzip des § 252 Abs. 1
Nr. 4 HGB. Ansprüche und Verbindlichkeiten aus einem schwebenden Geschäft dürfen in der Bilanz zwar
grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Ein Bilanzausweis ist aber geboten, wenn und soweit das Gleichgewicht
solcher Vertragsbeziehungen durch Vorleistungen oder Erfüllungsrückstände eines Vertragspartners gestört ist oder
aus diesem Geschäft ein Verlust droht. Das gilt nicht nur für gegenseitige Verträge, die auf einen einmaligen
Leistungsaustausch gerichtet sind, sondern auch für Dauerschuldverhältnisse. Durch die Rückstellung dürfen jedoch
nur objektiv zu erwartende ("drohende") Verluste antizipiert werden; die bloße Möglichkeit, dass das eingeleitete
Geschäft mit einem Verlust abgeschlossen wird, reicht hierfür nicht aus. Ein Verlust "droht", wenn konkrete
Anzeichen dafür vorliegen, dass der Wert der eigenen Verpflichtungen aus dem Geschäft den Wert des Anspruchs
auf die Gegenleistung übersteigt (sogenannter Verpflichtungs- oder Aufwendungsüberschuss). Entscheidend hierfür
sind die objektiven Wertverhältnisse am Bilanzstichtag (vgl. im Einzelnen [für die Vorläufervorschrift zu § 249 HGB]
Beschluss des Großen Senats des BFH vom 23.06.1997 - GrS 2/93, BFHE 183, 199, BStBl II 1997, 735, unter B.I.3.,
m.w.N.).


32


3. Zu den in der Schlussbilanz anzusetzenden nicht entgeltlich erworbenen oder selbst geschaffenen immateriellen33
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Wirtschaftsgütern gehört dem Grunde nach auch der Geschäfts- oder Firmenwert. Dessen gemeiner Wert, den § 11
Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 anzusetzen verlangt, kann der Höhe nach wiederum nur im Wege einer Rückrechnung
aus dem Wert der übertragenen Sachgesamtheit abzüglich aller übergehenden Einzelwirtschaftsgüter abgeleitet
werden.


a) Die in § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 ab "einschließlich …" enthaltene Wendung knüpft inhaltlich an § 5 Abs. 2
EStG an. Danach ist für immaterielle Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ein Aktivposten nur anzusetzen, wenn
sie entgeltlich erworben wurden. Zu diesen Wirtschaftsgütern gehört insbesondere der selbst geschaffene
Geschäfts- oder Firmenwert der übertragenden Körperschaft (Rödder in Rödder/Herlinghaus/Graw/Heinemann,
UmwStG, 4. Aufl., § 11 Rz 137; Tiedchen in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 11 UmwStG Rz 57; Schmitt in
Schmitt/Hörtnagl, Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteuergesetz, 10. Aufl., § 11 UmwStG Rz 21; so auch Tz. 11.03
i.V.m. Tz. 03.05 UmwStE). Das war auch die Vorstellung des Gesetzgebers (vgl. BTDrucks 16/3369, S. 10).


34


b) Der Geschäfts- oder Firmenwert ermittelt sich als Unterschiedsbetrag zwischen dem Gesamtwert für die
übergehende Sachgesamtheit einerseits und dem Saldo aus allen unter Aufdeckung der stillen Reserven und stillen
Lasten angesetzten Aktiva und Passiva (die "übergehenden Wirtschaftsgüter" im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1
UmwStG 2006) andererseits. Es handelt sich um eine Residualgröße (vgl. Martini in Widmann/Mayer,
Umwandlungsrecht, § 3 UmwStG Rz 246).


35


aa) Das Ertragsteuerrecht enthält keine Begriffsbestimmung für den Geschäfts- oder Firmenwert. Eine
Legaldefinition enthält lediglich § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB für die Handelsbilanz und auch nur, soweit er entgeltlich
erworben wurde. Danach gilt der Unterschiedsbetrag, um den die für die Übernahme eines Unternehmens bewirkte
Gegenleistung den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände des Unternehmens abzüglich der Schulden im
Zeitpunkt der Übernahme übersteigt (entgeltlich erworbener Geschäfts- oder Firmenwert), als zeitlich begrenzt
nutzbarer Vermögensgegenstand.


36


bb) Steuerlich wird unter einem Geschäfts- oder Firmenwert der Mehrwert verstanden, der einem gewerblichen
Unternehmen über den Substanzwert der einzelnen materiellen und immateriellen Wirtschaftsgüter abzüglich
Schulden hinaus innewohnt. Er ist Ausdruck der Gewinnchancen eines Unternehmens, soweit diese nicht in
einzelnen Wirtschaftsgütern oder der Person des Unternehmers verkörpert sind, sondern durch den Betrieb eines
lebenden Unternehmens (zum Beispiel Ruf, Kundenkreis, Organisation und so weiter) gewährleistet erscheinen. Der
Geschäftswert ist grundsätzlich mit dem Betrieb verwoben und kann daher abgesehen von Sonderfällen
(Betriebsaufspaltung, Realteilung) weder separat veräußert noch entnommen werden (vgl. BFH-Urteil vom
26.11.2009 - III R 40/07, BFHE 227, 460, BStBl II 2010, 609, unter II.1., m.w.N.). In der Sache deckt sich dies mit der
handelsbilanziellen Begriffsbestimmung, da im Falle eines Unternehmenskaufs unter fremden Dritten regelmäßig
auch dieser Mehrwert in die Bemessung der Gegenleistung einginge.


37


cc) Die Wertermittlung des Geschäfts- oder Firmenwerts wäre nach § 9 Abs. 2 Satz 1 BewG nicht möglich, da sich
nach dieser Vorschrift der gemeine Wert durch den Veräußerungspreis bestimmt, der Geschäfts- oder Firmenwert
aber nicht selbständig veräußerbar ist (vgl. Rödder in Rödder/Herlinghaus/Graw/Heinemann, UmwStG, 4. Aufl., § 11
Rz 167, 169; Schmitt in Schmitt/Hörtnagl, Umwandlungsgesetz, Umwandlungssteuergesetz, 10. Aufl., § 11 UmwStG
Rz 41). Er besäße daher nach allgemeinen Bewertungsgrundsätzen zwar einen Teilwert im Sinne von § 10 BewG,
nicht aber einen gemeinen Wert.


38


dd) Entspricht aber der Geschäfts- oder Firmenwert definitionsgemäß der Differenz zwischen dem Wert der
übertragenen Sachgesamtheit und der Summe der Werte aller (anderen) übergehenden Wirtschaftsgüter (Aktiva und
Passiva), so ist auch für steuerliche Zwecke dieser Wert im Wege einer solchen Differenzberechnung zu ermitteln
und im Wege einer normspezifischen Definition des Begriffs "gemeiner Wert" dieser Differenzbetrag in der
Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft anzusetzen.


39


Klarzustellen ist, dass im Rahmen dieser Berechnung zu den anderen übergehenden Wirtschaftsgütern auch
diejenigen gehören, die zwar sonst einem steuerbilanziellen Ansatzverbot unterliegen, in der steuerlichen
Schlussbilanz der übertragenden Körperschaft aber nach Maßgabe von II.2. dennoch anzusetzen sind. Handelt es
sich um Passivposten, erhöht deren Einbeziehung in die Differenzberechnung den Geschäfts- oder Firmenwert (vgl.
Martini in Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 3 UmwStG Rz 289 f.).


40


ee) Der Senat kann offenlassen, ob der Auffassung der Finanzverwaltung zu folgen ist, die den gemeinen Wert der
Sachgesamtheit im Verhältnis der Teilwerte auf die einzelnen Wirtschaftsgüter aufteilen möchte (Tz. 11.04, 03.09
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UmwStE). Er hat keine Erkenntnisse dafür, dass das im Streitfall einen Unterschied für die Höhe des
Verschmelzungsergebnisses bewirken könnte.


4. Diese Ermittlung kann jedoch nicht zu einem negativen Geschäfts- oder Firmenwert führen.42


a) Das gilt schon deshalb, weil ein negativer Geschäfts- oder Firmenwert kein Wirtschaftsgut sein kann. Nach § 11
Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 als eigenständiger Ansatz- und Bewertungsvorschrift wäre zwar auch der Ansatz von
Bilanzpositionen möglich, die anderweit steuerrechtlich nicht zugelassen wären. Das gilt jedoch (s. bereits oben
unter II.2.c) nur für solche Positionen, die überhaupt ein Wirtschaftsgut darstellen können.


43


aa) Es ist zwar fraglich, ob die Fassung des § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB ("übersteigt") die Existenz eines negativen
Geschäfts- oder Firmenwerts in der Handelsbilanz ausschließt. Darauf kommt es allerdings insofern nicht an, als
auch diejenigen, die den Ansatz eines negativen Geschäfts- oder Firmenwerts ablehnen, bei entgeltlichem Erwerb
eines Unternehmens, mit dem allein sich § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB befasst, für die entsprechenden Zuzahlungen eine
Abstockung auf diejenigen Vermögensgegenstände vornehmen, die nicht mit ihrem Nominalwert zu aktivieren sind.
Zumindest für einen etwaigen Überhang wird die Aufnahme eines auf § 265 Abs. 5 Satz 2 HGB gestützten Postens
"negativer Geschäftswert" erörtert (vgl. im Einzelnen zum Streitstand Kirsch in BilR - eKomm, § 246 HGB Rz 223 f.,
Stand: 08.03.2022).


44


bb) Der BFH geht jedoch in ständiger Rechtsprechung davon aus, dass der negative Geschäfts- oder Firmenwert kein
bilanzierungsfähiges Wirtschaftsgut darstellt (vgl. BFH-Urteile vom 19.02.1981 - IV R 41/78, BFHE 133, 510, BStBl II
1981, 730, unter 2.a; vom 19.07.1983 - VIII R 160/79, BFHE 139, 244, BStBl II 1984, 56, unter II.2.; vom 25.01.1984 -
I R 7/80, BFHE 140, 449, BStBl II 1984, 344, unter 6.; vom 25.08.1989 - III R 95/87, BFHE 158, 58, BStBl II 1989,
893, unter II.5.; vom 21.04.1994 - IV R 70/92, BFHE 174, 413, BStBl II 1994, 745, unter 4.a; offengelassen hingegen
durch BFH-Urteil vom 26.04.2006 - I R 49, 50/04, BFHE 213, 374, BStBl II 2006, 656, unter II.7. [allerdings unter
Verweis auf § 301 Abs. 3 HGB, der für den konsolidierten Konzernabschluss dem Geschäfts- oder Firmenwert auf
der Aktivseite einen korrespondierenden Posten "Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung" auf der
Passivseite gegenüberstellt]; zu der Rechtslage betreffend Zuzahlungen noch unten II.5.).


45


b) Vor allem aber kann die unter II.3.b beschriebene Differenzrechnung keinen negativen Wert ergeben, weil der
Wert der übergehenden Sachgesamtheit der übertragenden Körperschaft auch für Zwecke dieser Rechnung
entsprechend § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG mindestens mit ihrem Substanzwert anzusetzen ist, der seinerseits der
Summe der gemeinen Werte aller Aktiva und Passiva entspricht.


46


aa) Der Wert dieser Sachgesamtheit entspricht dem Wert (aller) Anteile an dieser Körperschaft. Im Ausgangspunkt
ist zwar wegen des Trennungsprinzips zwischen dem Wert eines Anteils an einer Körperschaft/Kapitalgesellschaft
und dem Wert ihres Betriebsvermögens zu unterscheiden. Der gemeine Wert nicht börsennotierter
Kapitalgesellschaften bestimmt sich nach § 11 Abs. 2 BewG. Das gilt nach § 109 Abs. 2 Satz 2 BewG entsprechend
für den Wert des Anteils am Betriebsvermögen einer solchen Kapitalgesellschaft, der ebenfalls vorrangig auf die
Ertragskraft des Unternehmens als lebendem Organismus abstellt (Riedel in Daragan/Halaczinsky/Riedel, ErbStG,
BewG, 4. Aufl., § 109 BewG Rz 1). Wenn auch der Anteil an einer Kapitalgesellschaft als eigenständiges
Wirtschaftsgut von den der Kapitalgesellschaft gehörenden aktiven und passiven Wirtschaftsgütern zu
unterscheiden ist, zeigt doch diese Verknüpfung, dass sich die Bewertung des Betriebsvermögens der
Kapitalgesellschaft nicht wesentlich von der Bewertung von Anteilen an der Kapitalgesellschaft unterscheidet (vgl.
Dötsch in Stenger/Loose, Bewertungsrecht, § 109 BewG Rz 142; Fehrenbacher in Wilms/Jochum, BewG, § 109
Rz 1.3). Der gedachte Käufer wird bei der Bemessung seines Kaufpreises regelmäßig keine anderen Erwägungen
anstellen als der Erwerber eines Anteils an einer Kapitalgesellschaft (so auch BTDrucks 16/7918, S. 39). Vielmehr ist
im Zweifel davon auszugehen, dass der Käufer, der im Rahmen eines asset deal das Betriebsvermögen der
übertragenden Kapitalgesellschaft erwirbt, ebenso viel zahlt wie der Käufer, der im Rahmen eines share deal deren
Anteile erwirbt.


47


bb) Anteile an Kapitalgesellschaften, die nicht unter § 11 Abs. 1 BewG fallen, sind mit dem gemeinen Wert
anzusetzen (§ 11 Abs. 2 Satz 1 BewG). Lässt sich der gemeine Wert nicht aus Verkäufen unter fremden Dritten
ableiten, die weniger als ein Jahr zurückliegen, so ist er unter Berücksichtigung der Ertragsaussichten der
Kapitalgesellschaft oder einer anderen anerkannten, auch im gewöhnlichen Geschäftsverkehr für nichtsteuerliche
Zwecke üblichen Methode zu ermitteln; dabei ist die Methode anzuwenden, die ein Erwerber der Bemessung des
Kaufpreises zugrunde legen würde (§ 11 Abs. 2 Satz 2 BewG). Die Summe der gemeinen Werte der zum
Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsgüter und sonstigen aktiven Ansätze abzüglich der zum
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Betriebsvermögen gehörenden Schulden und sonstigen Abzüge (Substanzwert) der Gesellschaft darf nicht
unterschritten werden (§ 11 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 BewG).


cc) Es ist umstritten, ob die zuletzt genannte Wertuntergrenze in Gestalt des Substanzwerts auch im Rahmen der
hier anstehenden Ermittlung des Geschäfts- oder Firmenwerts zu beachten ist, mit der Folge, dass ein negativer
Differenzbetrag nicht entstehen kann. Dies entspricht der Herangehensweise der Finanzverwaltung (vgl. Tz. 11.04
i.V.m. Tz. 03.07 UmwStE). Im Schrifttum wird dieses Ergebnis teilweise hingenommen (Tiedchen in Widmann/Mayer,
Umwandlungsrecht, § 11 UmwStG Rz 44; Schmitt in Schmitt/Hörtnagl, Umwandlungsgesetz,
Umwandlungssteuergesetz, 10. Aufl., § 11 UmwStG Rz 43, m.w.N.; BeckOK UmwStG/Steiner, 36. Edition 01.06.2026,
UmwStG § 11 Rz 223.1). Eine Reihe von Autoren betrachten dies jedoch kritisch und treten entweder für einen
negativen Geschäftswert (so etwa Rödder in Rödder/Herlinghaus/Graw/Heinemann, UmwStG, 4. Aufl., § 11
Rz 176 ff.: "offensichtlich unzutreffende Überbewertungen"; so auch zu § 3 UmwStG 2006 Martini in
Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, § 3 UmwStG Rz 373, unter Berufung auf das BFH-Urteil vom 28.04.2016 -
I R 33/14, BFHE 253, 548, BStBl II 2016, 913) oder für einen passiven Ausgleichsposten ein
(Brandis/Heuermann/Nitzschke, § 11 UmwStG Rz 66, unter Berufung auf das BFH-Urteil vom 21.04.1994 -
IV R 70/92, BFHE 174, 413, BStBl II 1994, 745).


49


dd) Der Senat erachtet auch im vorliegenden Zusammenhang die Substanzwertuntergrenze des § 11 Abs. 2 Satz 3
BewG für anwendbar. Es entstünde ein systematischer Bruch, wenn im Rahmen des § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006
diese Untergrenze ausgeklammert würde.


50


(1) Das in § 11 Abs. 2 Satz 1 BewG enthaltene Bewertungsziel des Gesetzgebers besteht darin, auch Anteile an
Kapitalgesellschaften der Grundvorschrift des § 9 Abs. 1 BewG entsprechend mit dem gemeinen Wert zu bewerten.
Das wird vorrangig durch die Ableitung des gemeinen Werts aus zeitnahen Verkäufen zwischen fremden Dritten
erreicht. (Nur) wenn dies nicht möglich ist, ist nach § 11 Abs. 2 Satz 2, 3 BewG auf den nach unten durch den
Substanzwert begrenzten Ertragswert zurückzugreifen (vgl. BFH-Urteil vom 25.09.2024 - II R 15/21, BFHE 288, 11,
BStBl II 2025, 543, Rz 18 ff.). Der Gesetzgeber geht davon aus, dass die Untergrenze stets der Substanzwert als
Mindestwert sei, den ein Steuerpflichtiger durch Liquidation am Markt erzielen könnte (BTDrucks 16/7918, S. 38).
Gleichzeitig stellt aber der Liquidationswert nur eine besondere Ausprägung des Substanzwerts dar und kann nur
angesetzt werden, wenn feststeht, dass die Gesellschaft nicht weiter betrieben werden soll oder wenn sie sich
bereits in Liquidation befindet (vgl. BFH-Urteil vom 27.09.2017 - II R 15/15, BFHE 260, 75, BStBl II 2018, 281,
Rz 13). Im Übrigen wird für die Ermittlung des erzielbaren Veräußerungspreises nach § 9 Abs. 2 Satz 1 BewG ein
möglicher Käufer unterstellt, der an dem Erwerb des Wirtschaftsguts in seiner konkreten Beschaffenheit mit der
vorgesehenen Verwertungsmöglichkeit interessiert und bereit ist, einen angemessenen, dem inneren Wert
entsprechenden Preis zu zahlen (vgl. BFH-Urteil vom 27.09.2017 - II R 15/15, BFHE 260, 75, BStBl II 2018, 281,
Rz 19). Es handelt sich um eine Typisierung. Die etwaigen bei einer künftigen Verwertung entstehenden
Liquidationskosten sind regelmäßig nicht zuverlässig bestimmbar (kritisch in diesem Punkt Riedel in
Daragan/Halaczinsky/Riedel, ErbStG, BewG, 4. Aufl., § 11 BewG Rz 46 ff.).


51


(2) Die von § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 erfasste Verschmelzung gehört zu den Vorgängen, auf die die in § 11
Abs. 2 Satz 2, 3 BewG enthaltenen Regeln abzielen. Der gemeine Wert der übertragenden Körperschaft lässt sich
nicht aus zeitnahen Verkäufen zwischen fremden Dritten ermitteln. Die Bewertungsunsicherheit, die für § 11 Abs. 2
Satz 2, 3 BewG tragend ist, besteht auch hier. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass sich die
Aufwärtsverschmelzung als veräußerungsähnlicher Vorgang auffassen lässt (vgl. etwa BFH-Urteil vom 24.01.2018 -
I R 48/15, BFHE 261, 8, BStBl II 2019, 45). Das ist eine typologische Einordnung, aus der in anderem Zusammenhang
Schlussfolgerungen zu ziehen sein mögen. Ein Wert lässt sich jedenfalls nach § 11 Abs. 2 Satz 1 BewG nur aus
Veräußerungen ableiten, wenn sich Veräußerungspreise feststellen lassen, abgesehen davon, dass bei einer
Verschmelzung auch das Merkmal "unter fremden Dritten" nicht gegeben wäre.


52


(3) Hinzu tritt, dass andernfalls ein Wertungswiderspruch zwischen der Besteuerung der übertragenden und der
übernehmenden Körperschaft nach §§ 11, 12 UmwStG 2006 einerseits und der Besteuerung der Anteilseigner der
übertragenden Körperschaft andererseits einträte.


53


Bei der Verschmelzung von Körperschaften bestehen nach §§ 11 bis 13 UmwStG 2006 drei Ebenen. § 11 UmwStG
2006 betrifft die Auswirkungen auf die übertragende Körperschaft (erste Ebene), § 12 UmwStG 2006 die daran
gekoppelten Auswirkungen auf den Gewinn der übernehmenden Körperschaft (zweite Ebene) und § 13 UmwStG
2006 schließlich die Besteuerung der Anteilseigner der übertragenden Körperschaft (dritte Ebene; vgl. dazu Klier in
Bordewin/Brandt, Einkommensteuergesetz, § 11 UmwStG 2006 Rz 10 ff.). Nach § 13 Abs. 1 UmwStG 2006 gelten die
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Anteile an der übertragenden Körperschaft als zum gemeinen Wert veräußert und die an ihre Stelle tretenden
Anteile an der übernehmenden Körperschaft gelten als mit diesem Wert angeschafft; § 13 Abs. 2 UmwStG 2006
eröffnet unter bestimmten Voraussetzungen den Buchwertansatz. Es ist aber noch weniger zweifelhaft, dass bei
Bewertung der Anteile im Rahmen von § 13 Abs. 1 UmwStG 2006 die Bewertungsuntergrenze des § 11 Abs. 2 Satz 3
BewG gälte. Findet eine allseitige Bewertung zum gemeinen Wert statt, wäre es ein merkwürdiges Ergebnis, wenn
die Bewertungen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 einerseits und nach § 13 Abs. 1 UmwStG 2006 andererseits
nicht übereinstimmten.


(4) Dem steht nicht entgegen, dass die Sachgesamtheit hier nicht das Bewertungsobjekt, sondern ihr Wert
"lediglich" Zwischenschritt bei der Ermittlung des Geschäfts- oder Firmenwerts ist. Da der gemeine Wert aller
anderen übergehenden Einzelwirtschaftsgüter gesondert ermittelt wird, ist dabei der Wert der Sachgesamtheit das
eigentlich bestimmende Element. Es ist zwar nicht zu leugnen, dass der bei Veräußerung der Sachgesamtheit
erzielbare Preis im Sinne von § 9 Abs. 2 Satz 1 BewG tatsächlich niedriger sein kann als die Summe der Einzelwerte.
Es ist aber zentrales Element des § 11 Abs. 2 Satz 2, 3 BewG, eine solche eher ungewöhnliche Gestaltung nur zu
berücksichtigen, wenn sie tatsächlich eingetreten ist, und die schlichte Möglichkeit, dass es sich künftig so
verhalten könne, auszuklammern.


55


5. Ebenso wenig sind bilanzielle Substitutionsmaßnahmen möglich. Insbesondere kann der unter Außerachtlassung
des Substanzwerts ermittelte Minderwert der Sachgesamtheit weder durch Abstockung der gemeinen Werte der
übergehenden Wirtschaftsgüter noch durch einen passiven Ausgleichsposten bilanziell dargestellt werden.


56


a) Der Senat verkennt nicht, dass auch der BFH unter bestimmten Voraussetzungen einen negativen Geschäfts- oder
Firmenwert mit anderen bilanziellen Mitteln abbildet. Das geschieht für den Minderwert bei Anschaffung eines
Mitunternehmeranteils durch Abstockung der Buchwerte und erforderlichenfalls einen passiven Ausgleichsposten
(BFH-Urteile vom 19.02.1981 - IV R 41/78, BFHE 133, 510, BStBl II 1981, 730, unter 2.a; vom 21.04.1994 -
IV R 70/92, BFHE 174, 413, BStBl II 1994, 745, unter 4.a, 4.b, und vom 12.12.1996 - IV R 77/93, BFHE 183, 379,
BStBl II 1998, 180, unter 2.a), für den auf gesunkener Rentabilität beruhenden negativen Geschäftswert durch
Teilwertabschreibung auf Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (BFH-Urteil vom 19.07.1983 - VIII R 160/79, BFHE
139, 244, BStBl II 1984, 56, unter II.2., nicht tragend) und für die Zuzahlung bei Erwerb von Anteilen an einer
Kapitalgesellschaft wiederum durch einen passiven Ausgleichsposten (BFH-Urteil vom 26.04.2006 - I R 49, 50/04,
BFHE 213, 374, BStBl II 2006, 656, unter II.7.). Wäre im Streitfall so vorzugehen, hätte auch dies allerdings eine
Reduktion des Verschmelzungsergebnisses zur Folge.


57


b) Indes sind die zugrunde liegenden Konstellationen in wesentlichen Punkten nicht mit dem Streitfall vergleichbar.58


aa) Die Fälle des Minderwerts und der Zuzahlung betreffen (wie die Erwägungen zum Handelsbilanzrecht unter
II.4.a aa) den derivativen Erwerb der Anteile an einer Mitunternehmerschaft oder einer Kapitalgesellschaft und
damit auch des darin verhafteten Geschäfts- oder Firmenwerts, und zwar mit einer bezifferten Gegenleistung. Diese
fehlt bei der Verschmelzung. Das gilt unabhängig von deren Qualifikation als veräußerungsähnlicher Vorgang (siehe
oben unter II.4.b dd (2)). Der Ansatz des Geschäfts- oder Firmenwerts im Rahmen der Verschmelzungsbilanz knüpft
deshalb nicht an eine Gegenleistung für einen Unternehmenserwerb, sondern an eine Wertermittlung an. Wenn in
diesem Zusammenhang auf die beschriebenen Möglichkeiten der Abstockung oder des passiven Ausgleichspostens
zurückgegriffen werden könnte, wäre auf diesem Umweg die Substanzwertuntergrenze des § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG
umgangen.


59


bb) Im Schrifttum wird die Bildung eines passiven Ausgleichspostens in der Steuerbilanz gefordert, wenn ansonsten
ein Geschäftsvorfall zu einer nicht zu rechtfertigenden Gewinnauswirkung führte (vgl. BeckOK EStG/Wilk, 24. Ed.
01.03.2026, EStG § 5 Rz 2289). Er kommt nur aus bilanztechnischen Gründen und nur zu dem Zweck in Betracht,
den Anschaffungsvorgang erfolgsneutral zu halten und damit dem Realisationsprinzip im Sinne von § 252 Abs. 1
Nr. 4 HGB und § 255 Abs. 1 HGB zur Geltung zu verhelfen, dient mithin der "Schließung eines buchhalterischen
Lochs auf der Passivseite" (vgl. BFH-Urteile vom 20.04.1999 - VIII R 38/96, BFHE 188, 347, BStBl II 1999, 647, unter
II.2.b bb bbb, und vom 26.04.2006 - I R 49, 50/04, BFHE 213, 374, BStBl II 2006, 656, unter II.7.).


60


Diese Voraussetzungen liegen im Streitfall nicht vor. Die Gewinnauswirkung des Nichtansatzes des negativen
Geschäfts- oder Firmenwerts besitzt gerade keine nicht zu rechtfertigende Gewinnauswirkung, sondern ist im
Gesetz angelegt (§ 11 Abs. 2 Satz 3 BewG). Im Übrigen sind die geminderten Ertragsaussichten, die die Ursache des
negativen Geschäfts- oder Firmenwerts sind, im Grundsatz steuerlich nicht verloren. Vielmehr werden die künftigen
Erträge und die diese übersteigenden Aufwendungen bei der übernehmenden Körperschaft unter den für diese
geltenden Voraussetzungen zu berücksichtigen sein.
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cc) Eine Teilwertabschreibung ist ein anders gearteter Vorgang und steht vorliegend nicht im Streit. Es kann aus
diesem Grunde dahinstehen, ob an der damaligen nicht tragenden und zudem noch zu einer gänzlich anderen
Fassung des § 5 EStG ergangenen Aussage festgehalten werden kann. Nach jüngerer Rechtsprechung jedenfalls hat
der Unternehmenswert für den Teilwert der vorhandenen Wirtschaftsgüter mit Ausnahme eines positiven
Geschäftswerts keine Bedeutung (BFH-Urteil vom 06.07.1995 - IV R 30/93, BFHE 178, 176, BStBl II 1995, 831, unter
2.).


62


6. Es bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 i.V.m. § 9 BewG und
§ 11 Abs. 2 Satz 2, 3 BewG in der vom Senat vorgenommenen Auslegung.


63


a) Art. 2 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) schützt insbesondere den Anspruch, durch die Staatsgewalt nicht mit einem
finanziellen Nachteil in Form einer Geldleistungspflicht belastet zu werden, die nicht in der verfassungsmäßigen
Ordnung begründet ist, und enthält insbesondere auch das aus dem Rechtsstaatsprinzip folgende Übermaßverbot,
das dahingeht, nicht mit einer unverhältnismäßigen Geldleistungspflicht belegt zu werden (vgl. Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts ‑‑BVerfG‑‑ vom 08.07.2021 - 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17, BVerfGE 158, 282, Rz 117).


64


Durch § 11 Abs. 1 Satz 1 UmwStG 2006 werden im Rahmen einer Verschmelzung ins Ausland zum einen die in den
vorhandenen Wirtschaftsgütern verhafteten und im Inland erwirtschafteten stillen Reserven und stillen Lasten
aufgedeckt, wogegen nichts zu erinnern ist. Zum anderen werden über den Geschäfts- oder Firmenwert auch die
Ertragsaussichten erfasst, ihrerseits bestehend aus erwarteten Erträgen abzüglich erwarteter Aufwendungen. Das
geschieht zwar aufgrund der Substanzwertuntergrenze nur, solange das Ergebnis nicht negativ ist. Da indes durch
die Anlehnung an das handelsbilanzielle Vorsichtsprinzip nach Maßgabe von II.2. in erheblichem Maße auch
künftige Aufwendungen passiviert werden können, beschränkt sich die Belastungswirkung der
Substanzwertuntergrenze im Ergebnis auf die Nichtberücksichtigung vergleichsweise unkonkreter Aussichten, worin
der Senat keine Übermaßbesteuerung erkennen kann.


65


b) Der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) bindet den Steuergesetzgeber an den Grundsatz der
Steuergerechtigkeit, der gebietet, die Besteuerung an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit auszurichten.


66


aa) Dabei bemisst der Gesetzgeber die für die Lastengleichheit im Einkommensteuerrecht maßgebliche finanzielle
Leistungsfähigkeit nach dem objektiven und dem subjektiven Nettoprinzip (BVerfG-Beschluss vom 14.06.2016 -
2 BvR 290/10, BStBl II 2016, 801, Rz 37). Diese Grundsätze gelten gleichermaßen im Bereich der
Körperschaftsteuer. Die Körperschaftsteuer bemisst sich nach dem Einkommen der Körperschaft und damit nach der
Ertragskraft des Unternehmens. Dabei unterliegt im Bereich der Unternehmensbesteuerung grundsätzlich nur das
Nettoeinkommen, nämlich der Saldo aus den Einnahmen und den Betriebsausgaben, der Besteuerung (BVerfG-
Beschluss vom 12.10.2010 - 1 BvL 12/07, BVerfGE 127, 224, Rz 57).


67


bb) In der Wahl der Wertermittlungsmethode, derer sich der Gesetzgeber zur Bestimmung des gemeinen Werts von
Vermögensgegenständen bedient, ist er allerdings grundsätzlich frei. Denn die praktische Umsetzung einer
gleichheitsgerechten, am Verkehrswert orientierten Bewertung auch bei Zugrundelegung verschiedener
Wertermittlungsmethoden für einzelne Gruppen von Vermögensgegenständen ist zunächst keine
verfassungsrechtliche Frage, sondern ein im Gesetzgebungsverfahren zu lösendes steuertechnisches Problem
(BVerfG-Beschluss vom 07.11.2006 - 1 BvL 10/02, BVerfGE 117, 1, BStBl II 2007, 192, Rz 109). Insbesondere kann
der Gesetzgeber die Wertermittlungsregelungen unter Berücksichtigung der Erfordernisse eines praktikablen
Steuererhebungsverfahrens sowie der gesetzessystematisch notwendigen Typisierungen und Pauschalierungen
ausgestalten (BVerfG-Beschluss vom 07.11.2006 - 1 BvL 10/02, BVerfGE 117, 1, BStBl II 2007, 192, unter C.I.3.b bb).


68


cc) Nach diesem Maßstab wird der Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit nicht verletzt. Der
Gesetzgeber (vgl. BTDrucks 16/7918, S. 38, siehe oben) durfte typisierend davon ausgehen, dass bei einer
Veräußerung der Anteile an einer Kapitalgesellschaft oder des gesamten Betriebsvermögens einer
Kapitalgesellschaft wenigstens der Substanzwert zu erzielen ist. Das ist keine Scheingewinnbesteuerung. Zudem
bewirken auch in diesem Zusammenhang die Passivierungsmöglichkeiten aufgrund der umfassenden Anwendung
des sonst steuerrechtlich deutlich eingeschränkten handelsrechtlichen Vorsichtsprinzips eine weitgehende
Berücksichtigung des Leistungsfähigkeitsprinzips. Im Übrigen wird auf die Überlegungen unter II.6.a (a.E.)
verwiesen.


69


7. Das FG ist zutreffend auch davon ausgegangen, dass § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UmwStG 2006, der für die
vorliegende grenzüberschreitende Verschmelzung den Buchwert- oder Zwischenwertansatz ausschließt, mit
Unionsrecht vereinbar ist.
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a) Das betrifft zum einen die Richtlinie 2009/133/EG des Rates vom 19.10.2009 über das gemeinsame Steuersystem
für Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen,
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, sowie für die Verlegung des Sitzes einer Europäischen
Gesellschaft oder einer Europäischen Genossenschaft von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat
(Amtsblatt der Europäischen Union 2009, Nr. L 310, 34) ‑‑Fusionsrichtlinie (FRL 2009)‑‑.


71


aa) Nach Art. 1 Buchst. a FRL 2009 ist im Streitfall der Anwendungsbereich der Fusionsrichtlinie 2009 eröffnet. Die
Verschmelzung stellt eine "Fusion" im Sinne von Art. 2 Buchst. a Unterabs. iii FRL 2009 dar, an der Gesellschaften
aus zwei Mitgliedstaaten nach Maßgabe von Art. 3 FRL 2009 i.V.m. Anhang I Teil A Buchst. f (für die deutsche
B GmbH) und Buchst. t (für die österreichische Klägerin) beteiligt sind, die beide der in Anhang I Teil B zur FRL 2009
genannten Körperschaftsteuer unterliegen.


72


bb) Gemäß Art. 4 Abs. 1 FRL 2009 dürfen zwar Fusionen keine Besteuerung des Veräußerungsgewinns auslösen, der
sich aus dem Unterschied zwischen dem tatsächlichen Wert des übertragenen Aktiv- und Passivvermögens und
dessen steuerlichem Wert ergibt. Als "übertragenes Aktiv- und Passivvermögen" gilt nach Art. 4 Abs. 2 Buchst. b FRL
2009 jedoch nur das Aktiv- und Passivvermögen der einbringenden Gesellschaft, das nach der Fusion tatsächlich
einer Betriebsstätte der übernehmenden Gesellschaft im Mitgliedstaat der einbringenden Gesellschaft zugerechnet
wird und zur Erzielung des steuerlich zu berücksichtigenden Ergebnisses dieser Betriebsstätte beiträgt. Es bestehen
keine Erkenntnisse dafür, dass die Klägerin über eine Betriebsstätte in Deutschland verfügte und die übertragenen
Wirtschaftsgüter der B GmbH dieser zuzuordnen wären.


73


b) Es liegt auch kein Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit des Art. 49 i.V.m. Art. 54 AEUV vor. Der Senat kann
deshalb offenlassen, ob die anwendbaren Vorschriften zu einem Bereich gehören, der auf Unionsebene, hier in
Gestalt der Fusionsrichtlinie 2009, abschließend harmonisiert wurde und in Folge dessen nicht anhand der
Bestimmungen des Primärrechts zu beurteilen wäre (offengelassen im BFH-Urteil vom 30.05.2018 - I R 31/16, BFHE
262, 45, BStBl II 2019, 136, Rz 38; verneint für die Vorläuferrichtlinie im Urteil des Gerichtshofs der Europäischen
Union ‑‑EuGH‑‑ Euro Park Service vom 08.03.2017 - C-14/16, ECLI:EU:C:2017:177, Rz 26).


74


aa) Mit der Niederlassungsfreiheit, die Art. 49 i.V.m. Art. 54 AEUV den Gesellschaften zuerkennt, die ihren
satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der Gemeinschaft haben, ist
das Recht verbunden, die Tätigkeit in dem betreffenden Mitgliedstaat unter anderem durch eine
Tochtergesellschaft auszuüben (EuGH-Urteil Saint-Gobain ZN vom 21.09.1999 - C-307/97, ECLI:EU:C:1999:438,
Rz 35). Auch wenn die Bestimmungen über die Niederlassungsfreiheit nach ihrem Wortlaut die
Inländergleichbehandlung im Aufnahmemitgliedstaat sichern sollen, so verbieten sie es doch ebenfalls, dass der
Herkunftsstaat die Niederlassung einer nach seinem Recht gegründeten Gesellschaft in einem anderen
Mitgliedstaat behindert (EuGH-Urteil Marks & Spencer vom 13.12.2005 - C-446/03, ECLI:EU:C:2005:763, Rz 31).
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bb) Das Verbot, die Niederlassungsfreiheit zu beschränken, gilt auch in Bezug auf steuerliche Vorschriften. Zwar fällt
der Bereich der direkten Steuern nicht in die Zuständigkeit der Gemeinschaft. Die Mitgliedstaaten müssen ihre
Befugnisse jedoch unter Wahrung des Gemeinschaftsrechts ausüben (EuGH-Urteil De Lasteyrie du Saillant vom
11.03.2004 - C-9/02, ECLI:EU:C:2004:138, Rz 44, m.w.N. aus der Rechtsprechung des EuGH). Eine Beschränkung der
Niederlassungsfreiheit ist nur zulässig, wenn mit ihr ein berechtigtes und mit den Verträgen zu vereinbarendes Ziel
verfolgt wird und wenn sie durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses gerechtfertigt ist. In einem solchen
Fall muss ihre Anwendung zur Erreichung des damit verfolgten Zieles geeignet sein und darf nicht über das
hinausgehen, was hierzu erforderlich ist (EuGH-Urteil Marks & Spencer vom 13.12.2005 - C-446/03,
ECLI:EU:C:2005:763, Rz 35, m.w.N.).
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(1) Der verpflichtende Ansatz der gemeinen Werte nach den unter II.2. bis II.5. beschriebenen Maßstäben kann für
die betroffenen Gesellschaften eine Steuerbelastung darstellen, ohne dass es zu einer tatsächlichen Realisation des
Zuwachses an Leistungsfähigkeit gekommen ist. Diese Steuerbelastung ist geeignet, die Gesellschaften bei der
Ausübung ihrer Niederlassungsfreiheit zu beschränken beziehungsweise sie von der Verschmelzung abzuhalten (zur
Wohnsitzverlegung vgl. EuGH-Urteil De Lasteyrie du Saillant vom 11.03.2004 - C-9/02, ECLI:EU:C:2004:138, Rz 46).
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(2) Ihre Rechtfertigung findet eine solche Beschränkung in der vom EuGH als legitimes Ziel anerkannten Aufteilung
der Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten. Der Herkunftsmitgliedstaat muss auf sein Recht zur
Besteuerung eines Wertzuwachses, der im Rahmen seiner Steuerhoheit vor der Verlegung des Sitzes einer
Gesellschaft erzielt wurde, nicht verzichten. Ein Mitgliedstaat hat deshalb nach dem Grundsatz der steuerlichen
Territorialität, verbunden mit einem zeitlichen Element, nämlich der Steueransässigkeit des Steuerpflichtigen im
Inland während der Entstehung der nicht realisierten Wertzuwächse, das Recht, diese Wertzuwächse zum Zeitpunkt
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des Wegzugs des Steuerpflichtigen zu besteuern (vgl. EuGH-Urteil National Grid Indus vom 29.11.2011 - C-371/10,
ECLI:EU:C:2011:785, Rz 46, m.w.N.; EuGH-Urteil Verder LabTec vom 21.05.2015 - C-657/13, ECLI:EU:C:2015:331,
Rz 43 ff.; ähnlich, wenn auch zur Kapitalverkehrsfreiheit, EuGH-Urteil DMC vom 23.01.2014 - C-164/12,
ECLI:EU:C:2014:20, Rz 46 ff.). Die Niederlassungsfreiheit bedeutet allerdings nicht, dass jegliche Ungleichheit aus
den nationalen Steuerregelungen beseitigt werden müsste. Sie garantiert nicht, dass eine Sitzverlegung
steuerneutral ist (vgl. EuGH-Urteil National Grid Indus vom 29.11.2011 - C-371/10, ECLI:EU:C:2011:785, Rz 62,
m.w.N.). Die Rechtsfolgen der Verschmelzung stehen im Hinblick auf diese Grundsätze der Sitzverlegung gleich.


cc) Nach diesen Maßstäben ist § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UmwStG 2006, auch verknüpft mit den weiteren im Streitfall
für die Bestimmung des Verschmelzungsergebnisses angewandten Vorschriften, mit der Niederlassungsfreiheit
vereinbar. Die Vorschrift unterwirft bislang nicht realisierte Wertzuwächse abschließend der Besteuerung, da mit
der grenzüberschreitenden Verschmelzung das deutsche Besteuerungsrecht endet. Soweit dies aufgrund von
Unterschieden zwischen dem deutschen und dem österreichischen Steuerrecht in einzelnen Aspekten nachteilige
Folgen haben sollte, etwa durch doppelte Erfassung gewinnerhöhender oder doppelte Nichterfassung
gewinnmindernder Positionen, ist dies der fehlenden Harmonisierung der betreffenden materiell-rechtlichen
Steuerregelungen geschuldet und berührt die Niederlassungsfreiheit nicht.
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8. Die Sache ist nicht spruchreif, so dass die Sache gemäß § 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO zurückzuverweisen ist.80


a) Zwar kann in der steuerlichen Schlussbilanz der B GmbH weder ein negativer Geschäfts- oder Firmenwert noch
ein passiver Ausgleichsposten angesetzt werden noch können die Bilanzwerte der anderen Wirtschaftsgüter
abgestockt werden. Es bedarf deshalb keiner Entscheidung, inwieweit die Methode des Gutachtens, mit Hilfe des
DCF-Verfahrens isoliert einen Geschäfts- oder Firmenwert zu ermitteln, mit der Systematik des § 11 Abs. 1 Satz 1
UmwStG 2006 vereinbar ist.
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b) Der Senat vermag aber nicht zu beurteilen, ob nach Maßgabe der unter II.2. dargelegten Grundsätze in der
steuerlichen Schlussbilanz Passivierungsmöglichkeiten bestehen, die in einer allgemeinen Steuerbilanz nicht
bestünden. So scheint es dem Senat nicht ausgeschlossen, dass Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten
oder Drohverlustrückstellungen zu bilden sind. Die Feststellungen des FG lassen insoweit keine abschließende
Würdigung zu. Einerseits geht das FG davon aus, dass die Aufwendungen, die wirtschaftlich hinter dem seitens der
Klägerin ermittelten negativen Geschäfts- oder Firmen-wert stehen, allein der Gesellschafterebene zuzurechnen
sind. Andererseits nimmt es in Anlehnung an den Vortrag der Klägerin innerbetriebliche Dienstleistungen an,
woraus allerdings nicht klar wird, ob es sich dabei um Aufwendungen in erster Linie im eigenbetrieblichen
("innerbetrieblichen") Interesse handelt, die nicht rückstellungsfähig sind (siehe oben unter II.2.c cc), oder ob
insoweit Dienstleistungsverpflichtungen zugrunde liegen, die eine Grundlage für Drohverlustrückstellungen sein
können (siehe oben unter II.2.c dd). Ausweislich des Gutachtens vom 27.06.2012 setzte sich das EBIT aus Erträgen
aus dem Vertrag vom 01.11.2007 sowie Aufwendungen unter anderem zur Erfüllung des Vertrags zusammen, ohne
dass feststellbar wäre, mit welchem Anteil sie der Vertragserfüllung dienten.
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9. Die Kostenentscheidung folgt aus § 143 Abs. 2 FGO.83
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